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2013/0140 (COD)
Vorschlag fiir eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber amtliche Kontrollen und andere amtliche Titigkeiten zur Gewihrleistung der
Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften iiber
Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit, Pflanzenvermehrungsmaterial und
Pflanzenschutzmittel sowie zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG)
Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, (EG) Nr. 1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG)

Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, (EG) Nr. 1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009, der
Verordnungen (EU) Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [....)/2013 [Office of Publications, please
insert number of Regulation laying down provisions for the management of expenditure
relating to the food chain, animal health and animal welfare, and relating to plant health and
plant reproductive material] und der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG,
2008/119/EG, 2008/120/EG und 2009/128/EG (Verordnung iiber amtliche Kontrollen)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag liber die Arbeitsweise der Europidischen Union, insbesondere auf
Artikel 43 Absatz 2, Artikel 114 und Artikel 168 Absatz 4 Buchstabe b,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen’,

gemill dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Der Vertrag fordert, dass bei der Festlegung und Durchfiihrung aller Unionspolitiken
und -mafBnahmen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sicherzustellen ist. Dieses Ziel
soll unter anderem durch Maflnahmen in den Bereichen Tier- und Pflanzengesundheit
erreicht werden, die unmittelbar den Schutz der Gesundheit der Menschen zum Ziel
haben.

2) Gemill dem Vertrag leistet die Union durch die MaBBnahmen, die sie im Rahmen der
Verwirklichung des Binnenmarkts erldsst, auch einen Beitrag zur Erreichung eines
hohen Verbraucherschutzniveaus.

3) Das Unionsrecht gewihrleistet durch eine Reihe harmonisierter Vorschriften, dass
Lebens- und Futtermittel sicher und gesund sind und dass Tatigkeiten, die Folgen fiir
die Sicherheit der Lebensmittelkette oder den Schutz der Verbraucherinteressen im
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4)

®)

(6)

(7)

Hinblick auf Lebensmittel und Lebensmittelinformationen haben konnten, besonderen
Anforderungen geniigen miissen. Vorschriften der Union gewéhrleisten auch ein hohes
Schutzniveau der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen und des Tierwohls
entlang der Lebensmittelkette und in allen Bereichen, in denen die Verhinderung einer
moglichen Verbreitung von Tierkrankheiten, die in manchen Fillen auf Menschen
tibertragbar sind, oder von fiir Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse schédlichen
Organismen im Mittelpunkt steht; sie gewihrleisten zudem den Schutz der Umwelt
vor Risiken, die von GVO und Pflanzenschutzmitteln ausgehen konnen. Ferner stellen
Unionsvorschriften die Identitit und Qualitit von Pflanzenvermehrungsmaterial
sicher. Die korrekte Anwendung dieser Vorschriften, die im Folgenden
zusammenfassend als ,,Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette* bezeichnet werden,
triagt zum Funktionieren des Binnenmarktes bei.

Die grundlegenden Bestimmungen des Lebens- und Futtermittelrechts der Union sind
in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europédischen Parlaments und des Rates
vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsitze und Anforderungen
des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europdischen Behorde fiir
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit
enthalten'’. Dariiber hinaus gibt es spezifische Rechtsvorschriften iiber Lebens- und
Futtermittel in Bereichen wie Tiererndhrung (auch Fiitterungsarzneimittel), Lebens-
und Futtermittelhygiene, Zoonosen, tierische Nebenprodukte, Riickstinde von
Tierarzneimitteln, Kontaminanten, Bekdmpfung und Tilgung von Tierseuchen, die
Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen haben, Kennzeichnung von Lebens-
und Futtermitteln, Pflanzenschutzmittel, Zusatzstoffe in Lebens- und Futtermitteln,
Vitamine, Mineralsalze, Spurenelemente und andere Zusatzstoffe,
Lebensmittelkontaktmaterialien, Anforderungen an Qualitit und Zusammensetzung,
Trinkwasser, ionisierende Bestrahlung, neuartige Lebensmittel und genetisch
verdnderte Organismen (GVO).

Mit den Tiergesundheitsvorschriften will die Union ein hohes Niveau der Gesundheit
von Menschen und Tieren sowie eine sinnvolle Entwicklung der Landwirtschaft und
der Aquakultur gewéhrleisten und die Produktivitit steigern. Diese Rechtsvorschriften
tragen wesentlich dazu bei, den Binnenmarkt fiir Tiere und tierische Erzeugnisse zu
vollenden und die Verbreitung ansteckender Krankheiten zu verhindern, die fiir die
Union bedenklich sind. Sie gelten Bereichen wie Handel innerhalb der Union, Eingang
in das Zollgebiet der Union, Seuchentilgung, Veterinidrkontrollen und Meldung von
Seuchen, und sie leisten einen Beitrag zur Lebens- und Futtermittelsicherheit.

In Artikel 13 des Vertrags werden Tiere als fiihlende Wesen anerkannt. Die
Unionsrechtsvorschriften iiber das Tierwohl verpflichten Tiereigentiimer, Tierhalter
und zustidndige Behorden zur Einhaltung der Tierschutzauflagen, die eine humane
Behandlung der Tiere gewihrleisten und ihnen unnétige Schmerzen und Leiden
ersparen. Diese Vorschriften sind wissenschaftlich fundiert und konnen indirekt die
Qualitdt und die Sicherheit der Lebens- und Futtermittel verbessern.

Die Unionsrechtsvorschriften zur Pflanzengesundheit betreffen die Einschleppung,
Festsetzung und Verbreitung von Pflanzenschéddlingen, die in der Union noch nicht
aufgetreten oder wenig verbreitet sind. Der Schwerpunkt liegt auf der Gesundheit der
Nutzpflanzen in der Union und der 6ffentlichen und privaten Griinflachen und Wilder;
gleichzeitig sollen die biologische Vielfalt und die Umwelt in der Union geschiitzt und
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(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

die Qualitit und Sicherheit pflanzlicher Lebens- und Futtermittel gewdihrleistet
werden.

Die Unionsrechtsvorschriften iiber Pflanzenvermehrungsmaterial regeln die
Produktion zum Zweck des Inverkehrbringens und das Inverkehrbringen von
Pflanzenvermehrungsmaterial von land- und forstwirtschaftlichen Arten und von
Gemiise-, Obst-, Zierpflanzen- und Rebenarten. Mit diesen Vorschriften wird das Ziel
verfolgt, die Identitdt, Gesundheit und Qualitéit des Pflanzenvermehrungsmaterials fiir
die Verwender sowie die Produktivitit, Vielfalt, Gesundheit und Qualitit der
Lebensmittelkette zu gewihrleisten und einen Beitrag zum Schutz der biologischen
Vielfalt und der Umwelt zu leisten.

Die Unionsvorschriften iiber die 0Okologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung 6kologischer/biologischer Erzeugnisse bilden eine Grundlage fiir die
nachhaltige Entwicklung dieser Produktionsform und sollen zum Schutz der
natiirlichen Ressourcen, der biologischen Vielfalt und des Tierwohls sowie zur
Entwicklung ldndlicher Regionen beitragen.

In den Unionsvorschriften iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und
Lebensmittel werden bestimmte Erzeugnisse und Lebensmittel genannt, die nach
genauen Spezifikationen angebaut bzw. erzeugt werden; damit werden die Vielfalt in
der landwirtschaftlichen Produktion geftrdert, Produktbezeichnungen geschiitzt und
die Verbraucher iiber die besonderen Merkmale von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen und Lebensmitteln informiert.

Die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette griinden auf dem Prinzip, dass die
Unternehmer auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen in den unter
ihrer Kontrolle stehenden Unternehmen//Betrieben gewihrleisten miissen, dass die fiir
ihre Titigkeiten relevanten Bestimmungen dieser Vorschriften eingehalten werden.

Die Durchsetzung der Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette obliegt den
Mitgliedstaaten, deren zustindige Behorden mit Hilfe amtlicher Kontrollen
iberpriifen, ob einschldgige Anforderungen der Union tatsdchlich eingehalten und
wirksam durchgesetzt werden.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europidischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 iiber amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung des
Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen iiber Tiergesundheit
und Tierschutz'' wurde ein einheitlicher Rechtsrahmen fiir amtlichen Kontrollen
geschaffen. Dieser Rechtsrahmen hat die Wirksamkeit der amtlichen Kontrollen
deutlich verbessert, ebenso die Durchsetzung der Unionsrechtsvorschriften zur
Lebensmittelkette, den Schutz vor Risiken fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren
und Pflanzen und fiir das Tierwohl in der Union sowie den Schutz der Umwelt vor den
Risiken, die von GVO und Pflanzenschutzmitteln ausgehen konnten. Er bildet
auBerdem eine solide Rechtsgrundlage fiir eine integrierte Vorgehensweise bei der
Durchfiihrung amtlicher Kontrollen entlang der Lebensmittelkette.

Es gibt aber auch eine Reihe von Bestimmungen in den Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette, die nicht oder nur teilweise von der Verordnung (EG) Nr. 882/2004
erfasst sind. So gibt es besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen in den
Unionsvorschriften iiber Pflanzenvermehrungsmaterial und in der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit

ABI. L 165 vom 30.4.2004, S. 1.
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(15)

(16)

(17)

(18)

(19)

(20)

Hygienevorschriften fiir nicht fiir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische
Nebenprodukte und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002"*. Auch die
Pflanzengesundheit wird zum groBen Teil nicht von der Verordnung (EG)
Nr. 882/2004 erfasst; einige Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen finden sich in
der Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 iiber MaBnahmen zum Schutz
der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen
der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse'~.

Die Richtlinie 96/23/EG des Rates vom 29. April 1996 iiber KontrollmaBBnahmen
hinsichtlich bestimmter Stoffe und ihrer Riickstédnde in lebenden Tieren und tierischen
Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinien 85/358/EWG und 86/469/EWG und
der Entscheidungen 89/187/EWG und 91/664/EWG'* enthilt ebenfalls sehr
ausfiihrliche Bestimmungen, beispielsweise iiber die Mindesthdufigkeit amtlicher
Kontrollen und iiber besondere Durchsetzungsmafinahmen bei Verstof3en.

Im Bestreben, den gesamten Rechtsrahmen zu straffen und zu vereinfachen, um damit
dem Ziel einer besseren Rechtsetzung nidher zu kommen, sollten die geltenden
Bestimmungen iiber die amtlichen Kontrollen in den einzelnen Bereichen in einem
einzigen Rechtsrahmen gebiindelt werden. Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 und
andere Rechtsakte mit Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen in bestimmten
Bereichen sollten daher durch die vorliegende Verordnung aufgehoben und ersetzt
werden.

Mit der vorliegenden Verordnung soll ein harmonisierter Unionsrahmen fiir amtliche
Kontrollen und andere amtliche Titigkeiten entlang der gesamten Lebensmittelkette
geschaffen werden; dabei sind die Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen in der
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 und in bestimmten sektoralen Rechtsvorschriften
sowie die Erfahrungen mit deren Anwendung zu beriicksichtigen.

Die Einhaltung der Vorschriften iiber die gemeinsame Organisation der Mirkte fiir
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Feldkulturen, Wein, Olivendl, Obst und Gemiise,
Hopfen, Milch und Milchprodukte, Rind- und Kalbfleisch, Schaf- und Ziegenfleisch,
Honig) wird bereits mit Hilfe eines gut eingefiihrten und spezifischen Kontrollsystems
iiberpriift. Diese Verordnung sollte daher nicht fiir die Uberpriifung der Einhaltung der
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 iiber eine
gemeinsame Organisation der Agrarmérkte und mit Sondervorschriften fiir bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung iiber die einheitliche GMO)"> gelten.

Einige Begriffsbestimmungen in der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 sollten angepasst
werden, um dem breiteren Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung
Rechnung zu tragen, um sie an die Begriffsbestimmungen in anderen
Unionsrechtsakten anzugleichen und um Begriffe klarer zu definieren oder
gegebenenfalls zu ersetzen, wenn sie in unterschiedlichen Sektoren unterschiedlich
definiert sind.

Mit den Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette erhalten die zustindigen Behorden
der Mitgliedstaaten besondere Aufgaben zum Schutz der Gesundheit von Tieren und
Pflanzen und des Tierwohls sowie zum Schutz der Umwelt im Hinblick auf GVO und
Pflanzenschutzmittel und zur Gewdhrleistung der Identitit und Qualitit von

ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 1.
ABI. L 169 vom 10.7.2000, S. 1.

ABI. L 125 vom 23.5.1996, S. 10.
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(25)
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Pflanzenvermehrungsmaterial. Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten nehmen
diese Aufgaben im Interesse der Offentlichkeit wahr, um Risiken auszuschalten,
einzugrenzen oder zu vermindern, die fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder
Pflanzen, das Tierwohl oder die Umwelt entstehen konnen. Fiir diese Tatigkeiten, zu
denen Produktzulassung, Untersuchungen, Uberwachung und Monitoring (auch zu
epidemiologischen Zwecken), Tilgung und Eindimmung von Krankheiten und andere
Aufgaben zur Bekdmpfung von Krankheiten zéhlen, gelten dieselben sektoralen
Vorschriften, die mit den amtlichen Kontrollen durchgesetzt werden.

In allen Bereichen, fiir die die vorliegende Verordnung gilt, sollten die Mitgliedstaaten
zustdndige Behorden benennen. Die Mitgliedstaaten wissen selbst am besten, welche
Behorde bzw. Behorden in den verschiedenen Bereichen auf welcher
Verwaltungsebene zustindig sein sollten; sie miissen auch eine zentrale Behorde
benennen, die in jedem Bereich fiir eine angemessen koordinierte Kommunikation mit
den zustiindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten und mit der Kommission sorgt.

Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, den benannten zustindigen
Behorden auch die Verantwortung fiir amtliche Kontrollen im Hinblick auf
Unionsvorschriften zu iibertragen, die nicht durch die vorliegende Verordnung
abgedeckt sind, beispielsweise die Vorschriften tiber gebietsfremde Arten, die durch
ihr invasives Verhalten die landwirtschaftliche Produktion oder die Umwelt schidigen
konnen.

Fiir die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der korrekten
Anwendung der Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette und fiir die Durchfiihrung
der anderen amtlichen Tétigkeiten, mit denen die Behorden der Mitgliedstaaten durch
die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette betraut werden, sollten die
Mitgliedstaaten zustidndige Behorden benennen, die im offentlichen Interesse handeln,
finanziell und materiell angemessen ausgestattet sind und Garantien fiir
Unparteilichkeit und Professionalitidt bieten. Die zustdndigen Behorden sollten die
Qualitédt, Kohdrenz und Wirksamkeit der amtlichen Kontrollen gewéhrleisten.

Die korrekte Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften, die von dieser
Verordnung erfasst sind, setzt die angemessene Kenntnis dieser Vorschriften sowie
der Bestimmungen der vorliegenden Verordnung voraus. Das Personal, das die
amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Titigkeiten durchfiihrt, muss daher
regelmédBig iiber die in ihrem Zustindigkeitsbereich geltenden Rechtsvorschriften
sowie iiber die Pflichten, die sich aus der vorliegenden Verordnung ergeben, geschult
werden.

Die Unternehmer sollten die Moglichkeiten haben, gegen die Entscheidungen der
zustindigen Behorden Rechtsmittel einzulegen, und sie sollten iiber dieses Recht
informiert werden.

Die zustindigen Behorden sollten dafiir sorgen, dass das Personal, das die amtlichen
Kontrollen durchfiihrt, keine Informationen weitergibt, die es bei der Durchfiihrung
solcher Kontrollen erlangt und die der Geheimhaltungspflicht unterliegen. Sofern kein
ibergeordnetes oOffentliches Interesse an einer Weitergabe besteht, sollten unter die
Geheimhaltungspflicht Informationen fallen, die den Zweck von Inspektionen,
Untersuchungen oder Audits, den Schutz geschéftlicher Interessen und den Schutz von
Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung beeintrichtigen wiirden. Nicht unter die
Geheimhaltungspflicht fallen sollten aber sachliche Informationen iiber das Ergebnis
amtlicher Kontrolle bei einzelnen Unternehmern, wenn der betroffene Unternehmer
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(30)

vor der Weitergabe Stellung dazu nehmen durfte und diese Stellungnahme
beriicksichtigt oder zusammen mit den von den zustindigen Behorden
weitergegebenen Informationen verdffentlicht wird. Die Geheimhaltungspflicht ist
auch dann hinfillig, wenn die allgemeine Offentlichkeit informiert werden muss, weil
ein begriindeter Verdacht besteht, dass Lebens- oder Futtermittel ein
Gesundheitsrisiko gemi3 Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 darstellen
konnen. Die Pflicht der zustindigen Behorden, die allgemeine Offentlichkeit zu
informieren, wenn ein begriindeter Verdacht besteht, dass Lebens- oder Futtermittel
ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen oder Tieren gemill Artikel 10 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 darstellen, und das Recht einzelner Personen auf den
Schutz ihrer Daten gemif3 der Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr'® sollten von
dieser Verordnung nicht betroffen sein.

Die zustindigen Behorden sollten die amtlichen Kontrollen regelmifBig, in allen
Bereichen und im Hinblick auf alle Unternehmer, Titigkeiten, Tiere und Waren
durchfiihren, fiir die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette gelten. Bei der
Festlegung der Hiufigkeit amtlicher Kontrollen sollten die zustindigen Behorden
beriicksichtigen, inwieweit es notwendig ist, den Kontrollaufwand an das Risiko und
an die Wahrscheinlichkeit von Verstolen in den verschiedenen Situationen
anzupassen. In einigen Fillen verlangen die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette
jedoch, dass die amtlichen Kontrollen unabhingig vom Risiko oder der
Wabhrscheinlichkeit von Verstd8en durchgefiihrt werden, weil das Inverkehrbringen
oder die Verbringung von Tieren oder Waren nur erlaubt ist, wenn eine amtliche
Bescheinigung oder Attestierung vorliegt. In diesen Fillen ist die Hiufigkeit der
amtlichen Kontrollen durch die Bescheinigungs- oder Attestierungserfordernisse
vorgegeben.

Damit die amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung von Vorschriften
wirksam bleiben, sollten sie ohne Vorankiindigung durchgefiihrt werden, sofern die
Art der amtlichen Kontrolltitigkeit nichts anderes verlangt (wie dies vor allem bei
Audits der Fall ist).

Die amtlichen Kontrollen sollten griindlich und wirksam sein und gewihrleisten, dass
Unionsvorschriften korrekt angewendet werden. Da die amtlichen Kontrollen mit
Aufwand fiir die Unternehmer verbunden sein konnen, sollten die zustindigen
Behorden bei der Organisation und Durchfithrung der amtlichen Kontrollen deren
Interessen beriicksichtigen und den Aufwand auf das beschrinken, was fiir die
Durchfiihrung effizienter und wirksamer Kontrollen notig ist.

Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten die amtlichen Kontrollen mit
derselben Sorgfalt durchfiihren, unabhingig davon, ob die durchzusetzenden
Vorschriften fiir Tatigkeiten gelten, die nur fiir das Hoheitsgebiet des betroffenen
Mitgliedstaats relevant sind, oder fiir Tdtigkeiten, die einen Einfluss darauf haben,
dass Tiere und Waren, die verbracht oder in einem anderen Mitgliedstaat in Verkehr
gebracht oder aus der Union ausgefiihrt werden sollen, den Unionsrechtsvorschriften
entsprechen. In letzterem Fall kann von den zustindigen Behorden gemill den
Unionsvorschriften auch verlangt werden, dass sie iiberpriifen, ob die Tiere und Waren
den Anforderungen des Bestimmungsdrittlandes dieser Tiere und Waren geniigen.

ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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Damit die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette korrekt durchgesetzt werden,
sollten die zustédndigen Behorden befugt sein, amtliche Kontrollen auf allen Stufen der
Produktion, der Verarbeitung und des Vertriebs der von diesen Vorschriften erfassten
Tiere und Waren durchzufithren. Damit die amtlichen Kontrollen griindlich und
wirksam sind, sollten die zustindigen Behorden befugt sein, amtliche Kontrollen auf
allen Stufen der Produktion und des Vertriebs von Waren, Stoffen, Materialien oder
Gegenstidnden durchzufiihren, die nicht von Vorschriften zur Lebensmittelkette erfasst
sind (beispielsweise Tierarzneimittel), wenn dies notig ist, um mogliche
Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften eingehend zu untersuchen und die
Ursachen solcher Zuwiderhandlungen zu ermitteln.

Die zustdndigen Behorden handeln im Interesse der Unternehmer und der allgemeinen
Offentlichkeit und sorgen dafiir, dass das in den Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette festgelegte hohe Schutzniveau mit geeigneten
Durchsetzungsmalnahmen gehalten wird und dass die Einhaltung dieser Vorschriften
in allen Abschnitten der Lebensmittelkette durch amtliche Kontrollen gewihrleistet ist.
Die Unternehmer und die Offentlichkeit sollten daher von den zustindigen Behorden
erwarten konnen, dass die von ihnen durchgefiihrten amtlichen Kontrollen effizient
und wirksam sind. Die Behorden sollten Informationen iiber die Organisation und
Durchfithrung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Titigkeiten zugédnglich
machen und regelmifig Informationen iiber amtliche Kontrollen und deren Ergebnisse
veroffentlichen. Die zustindigen Behorden sollten unter bestimmten Bedingungen
befugt sein, Angaben iiber die Einstufung einzelner Unternehmer aufgrund der
Ergebnisse der amtlichen Kontrollen zu verdffentlichen oder zugénglich zu machen.

Es ist von groBter Bedeutung, dass die zustindigen Behorden die Wirksamkeit und
Kohidrenz der von ihnen durchgefiihrten amtlichen Kontrollen gewéhrleisten. Zu
diesem Zweck sollten sie auf der Grundlage schriftlich dokumentierter Verfahren
arbeiten und das Personal, das die amtlichen Kontrollen durchfiihrt, mit ausfiihrlichen
Informationen und Anweisungen versorgen. Sie sollten zudem mit geeigneten
Verfahren und Mechanismen kontinuierlich {iiberpriifen, dass ihr eigenes Handeln
wirksam und kohirent ist, und festgestellte Méangel beheben.

Um VerstoBe leichter verfolgen zu konnen und die Abhilfemanahmen des
betroffenen Unternehmers zu strukturieren, sollten die Ergebnisse amtlicher
Kontrollen in einem Bericht festgehalten werden, der auch dem Unternehmer zugeht.
Wenn Personal der zustindigen Behorden bei amtlichen Kontrollen kontinuierlich
oder regelmifig anwesend sein muss, um die Téatigkeiten des Unternehmers zu
tiberwachen, wire es unverhiltnismédfig, von den einzelnen Inspektionen oder
Besuchen bei dem Unternehmer jeweils einen Bericht anzufertigen. In diesen Fillen
sollte so berichtet werden, dass sich die zustdndigen Behorden und der Unternehmer
regelmiéBig iiber den Stand der Einhaltung informieren konnen; festgestellte Mingel
sollten ihnen sofort mitgeteilt werden.

Die Unternehmer sollten mit den zustindigen Behorden und beauftragten Stellen
uneingeschrinkt zusammenarbeiten, damit die amtlichen Kontrollen reibungslos
verlaufen und die zustindigen Behorden andere amtliche Titigkeiten wahrnehmen
konnen.

Mit der Verordnung wird ein einziger Rechtsrahmen fiir die Durchfiihrung amtlicher
Kontrollen geschaffen, mit denen die FEinhaltung der Vorschriften zur
Lebensmittelkette in allen von diesen Vorschriften erfassten Bereichen iiberpriift wird.
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In einigen dieser Bereiche machen die Unionsvorschriften detaillierte Auflagen, deren
Einhaltung spezielle Fertigkeiten und besonderer Mittel fiir die Durchfiihrung
amtlicher Kontrollen verlangt. Damit vermieden wird, dass unterschiedliche
Durchsetzungspraktiken dazu fiihren, dass die Gesundheit von Menschen, Tieren und
Pflanzen, das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel
handelt — die Umwelt nicht iberall gleichermalen geschiitzt sind, dass der
Binnenmarkt fiir die von dieser Verordnung erfassten Tiere und Waren gestort wird
und dass es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt, sollte die Kommission die
Bestimmungen dieser Verordnung durch den Erlass von Sondervorschriften fiir
amtliche Kontrollen in diesen Bereichen erginzen konnen. In diesen Vorschriften
sollte vor allem Folgendes festgelegt sein: spezifische Bestimmungen iiber die
Durchfithrung amtlicher Kontrollen und die Mindesthédufigkeit solcher Kontrollen;
besondere oder zusitzliche, nicht in dieser Verordnung vorgesehene MaBnahmen,
welche die zustindigen Behorden bei VerstoBen ergreifen sollten; die besonderen
Zustiandigkeiten und Aufgaben der zustidndigen Behorden, zusitzlich zu den in dieser
Verordnung genannten Zustidndigkeiten und Aufgaben und spezifische Kriterien fiir
die Auslosung der in dieser Verordnung vorgesehenen Amtshilfemechanismen. In
anderen Fillen konnten solche zusitzlichen Bestimmungen erforderlich werden, um
die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen bei Lebens- und Futtermitteln im Detail zu
regeln, wenn beispielsweise neue Informationen iiber Risiken fiir die Gesundheit von
Menschen oder Tieren oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel
handelt — fiir die Umwelt auftauchen, und wenn die Kontrollen — mangels einheitlicher
Bestimmungen fiir die Durchfiihrung solcher amtlichen Kontrollen in den
Mitgliedstaaten — nicht den erwarteten, in den Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette vorgesehenen Schutz vor solchen Risiken bieten wiirden.

Die zustindigen Behorden sollten die Moglichkeit haben, einen Teil ihrer Aufgaben
anderen Stellen zu iibertragen. Es sollten geeignete Bedingungen geschatfen werden,
um die Unparteilichkeit, die Qualitit und die Einheitlichkeit der amtlichen Kontrollen
und der anderen amtlichen Titigkeiten zu gewihrleisten. Insbesondere sollten die
beauftragten Stellen nach der ISO-Norm fiir die Durchfithrung von Inspektionen
akkreditiert sein.

Damit die Verlidsslichkeit und Kohdrenz der amtlichen Kontrollen und anderen
amtlichen Tétigkeiten in der Union gewdhrleistet ist, sollten die fiir die Probenahme
und fiir Laboranalysen, -tests und —diagnosen verwendeten Methoden aktuellen
wissenschaftlichen Standards geniigen, den besonderen Analyse-, Test- und
Diagnoseerfordernissen des betroffenen Laboratoriums entsprechen und solide und
verldssliche Analyse-, Test- und Diagnoseergebnisse liefern. Fiir die Wahl der zu
verwendenden Methode sollten klare Regeln aufgestellt werden, wenn mehr als eine
Methode durch nationale Vorschriften verfiigbar ist oder von unterschiedlichen
Quellen angeboten wird, beispielsweise von der Internationalen
Normungsorganisation (ISO), der Pflanzenschutzorganisationen fiir Europa und den
Mittelmeerraum (EPPO), dem Internationalen Pflanzenschutziibereinkommen (IPPC),
der Weltorganisation fiir Tiergesundheit (OIE) oder Referenzlaboratorien der
Europiischen Union und der Mitgliedstaaten.

Unternehmer, deren Tiere oder Waren Gegenstand von Probenahmen, Analysen, Tests
oder Diagnosen sind, sollten das Recht auf Beantragung eines zweiten
Sachverstindigengutachtens haben; hierzu sollte — aufler wenn dies technisch nicht
moglich oder unerheblich ist — eine zweite Probenahme fiir eine Gegenanalyse, einen

25

DE



DE

(40)

(41)

(42)

(43)

Gegentest bzw. eine Gegendiagnose gehoren. Dies wire vor allem dann der Fall, wenn
die Privalenz der Gefahr in den Tieren oder Waren gering oder die Verteilung der
Gefahr besonders schwach oder unregelmiBig ist. Aus diesem Grund lehnt das
Internationale Pflanzenschutziibereinkommen die Verwendung von Gegenproben fiir
die Bewertung des Vorhandenseins von Quarantineorganismen in Pflanzen oder
Pflanzenerzeugnissen ab.

Um amtliche Kontrollen bei Geschiftstransaktionen durchfithren zu konnen, die iiber
das Internet oder andere Fernabsatzkanile getitigt werden, sollten die zustdndigen
Behorden in der Lage sein, anonym Proben zu bestellen, die dann analysiert, getestet
oder auf ihre VorschriftsmédBigkeit iberpriift werden konnen. Die zustindigen
Behorden sollten alles unternehmen, damit das Recht der Unternehmer auf ein zweites
Sachverstindigengutachten erhalten bleibt.

Die Laboratorien, die von den zustindigen Behorden fiir die Durchfithrung von
Analysen, Tests und Diagnosen der bei amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen
Titigkeiten entnommenen Proben benannt werden, sollten iiber die Fachkompetenz,
die Ausriistung, die Infrastruktur und das Personal verfiigen, um solche Aufgaben
fachgerecht wahrnehmen zu konnen. Damit die Ergebnisse solide und verlisslich sind,
sollten diese Laboratorien fiir die Verwendung dieser Methoden nach der Norm EN
ISO/IEC 17025 ,,Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Priif- und
Kalibrierlaboratorien‘ akkreditiert sein. Die Akkreditierung sollte durch eine nationale
Akkreditierungsstelle erfolgen, die im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber die
Vorschriften fiir die Akkreditierung und Marktiiberwachung im Zusammenhang mit
der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWGQG)
Nr. 339/93 des Rates' titig ist.

Die Akkreditierung ist zwar das beste Instrument, um eine dem Stand der Technik
entsprechende Leistung der amtlichen Laboratorien sicherzustellen, sie ist aber auch
kompliziert und kostspielig und wiirde die Laboratorien unter bestimmten Umstinden
unverhiltnismiBig belasten; beispielsweise wire dies der Fall, wenn die Methode fiir
Laboranalysen, -tests oder -diagnosen besonders einfach zu verwenden ist und keine
speziellen Verfahren oder Ausriistungen erfordert (etwa Trichinenuntersuchungen im
Rahmen von Inspektionen), wenn die durchzufiihrenden Analysen oder Tests nur
qualitative Aspekte von Pflanzenvermehrungsmaterial betreffen oder - unter
bestimmten Bedingungen - wenn das Laboratorium ausschlieBlich im Zusammenhang
mit anderen amtlichen Titigkeiten (und nicht mit amtlichen Kontrollen) Analysen,
Tests oder Diagnosen durchfiihrt.

Um eine gewisse Flexibilitdat und VerhéltnismiBigkeit des Vorgehens sicherzustellen,
vor allem fiir Laboratorien im Bereich Tier- oder Pflanzengesundheit, sollte es
moglich sein, Ausnahmen zu gewéhren, damit bestimmte Laboratorien nicht fiir alle
von ihnen verwendeten Methoden akkreditiert sein miissen. Zudem kann es
vorkommen, dass bei einem Laboratorium nicht fiir alle Methoden, die es als
amtliches Laboratorium verwenden soll, die Akkreditierung sofort verfiigbar ist, wenn
neue oder kiirzlich gednderte Methoden erforderlich sind oder wenn Notsituationen
oder neue Risiken auftreten. Unter bestimmten Bedingungen sollte es daher zuldssig
sein, dass amtliche Laboratorien Analysen, Tests und Diagnosen fiir die zustindigen
Behorden durchfiihren, bevor sie die jeweilige Akkreditierung besitzen.

ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 30.
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Amtliche Kontrollen von Tieren und Waren, die aus Drittlindern in die Union
verbracht werden, sind von zentraler Bedeutung, um sicherzustellen, dass diese Tiere
und Waren den in der Union geltenden Rechtsvorschriften geniigen, vor allem den
Vorschriften fiir den unionsweiten Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und
Pflanzen, des Tierwohls und — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel
handelt — der Umwelt. Diese amtlichen Kontrollen sollten, je nachdem, vor oder nach
der Uberlassung der Tiere oder Waren zum zollrechtlich freien Verkehr in der Union
stattfinden. Die Héufigkeit der amtlichen Kontrollen sollte den Risiken fiir
Gesundheit, Tierwohl und Umwelt angemessen sein, die moglicherweise von den in
die Union verbrachten Tieren und Waren ausgehen; zu beriicksichtigen sind bei ihrer
Festlegung auch die bisherige Ubereinstimmung mit den Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette, die in dem betroffenen Drittland bereits durchgefiihrten Kontrollen
dieser Tiere und Waren und die Garantien dieses Drittlands, dass die in die Union
ausgefiihrten Tiere und Waren den Unionsvorschriften geniigen.

Aufgrund der Risiken fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder fiir die Umwelt, die von bestimmten Tieren oder Waren ausgehen
konnen, sollten diese bei ihrem Eingang in die Union besonderen amtlichen
Kontrollen unterzogen werden. Nach den geltenden Unionsvorschriften muss an den
Unionsgrenzen mit Hilfe amtlicher Kontrollen iiberpriift werden, ob die fiir Tiere,
Erzeugnisse tierischen Ursprungs, Zuchtmaterial und tierische Nebenprodukte
geltenden Anforderungen an die Gesundheit von Menschen und Tieren und das
Tierwohl  erfiillt sind wund ob Pflanzen und  Pflanzenerzeugnisse
pflanzengesundheitlichen Bestimmungen geniigen. Beim Eingang in die Union
werden bestimmte Waren zudem verstirkt kontrolliert, wenn bekannte oder neu
auftretende Risiken dies gebieten. In der vorliegenden Verordnung sollte den
Besonderheiten der Kontrollen Rechnung getragen werden, die derzeit in folgenden
Rechtsakten geregelt sind: in der Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember
1997 zur Festlegung von Grundregeln fiir die Veterindrkontrollen von aus Drittlindern
in die Gemeinschaft eingefiihrten Erzeugnissen'®, in der Richtlinie 91/496/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Grundregeln fiir die Veterindrkontrollen
von aus Drittlindern in die Gemeinschaft eingefiihrten Tieren und zur Anderung der
Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG und 90/675/EWG', in der Richtlinie
2000/29/EG des Rates und in der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission zur
Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europidischen Parlaments und
des Rates im Hinblick auf verstirkte amtliche Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter
Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs und zur Anderung der
Entscheidung 2006/504/EG™.

Um die Effizienz des Systems der amtlichen Kontrollen in der Union zu erhohen, die
fiir amtliche Kontrollen vorgesehenen Ressourcen optimal bei den Grenzkontrollen
einzusetzen und die Durchsetzung der Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette zu
fordern, sollte an Stelle der bisherigen einzelnen Kontrollregelungen ein einheitliches
integriertes System amtlicher Kontrollen fiir alle Sendungen geschaffen werden, die
wegen des von ihnen moglicherweise ausgehenden Risikos bei ihrem Eingang in die
Union kontrolliert werden miissen.

ABI. L 24 vom 30.1.1998, S. 9.
ABI. L 268 vom 24.9.1991, S. 56.
ABI. L 194 vom 25.7.2009, S. 11.
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Bei den amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen sollten alle Sendungen einer
Dokumentenpriifung und einer Niamlichkeitskontrolle unterzogen werden; die
Hiufigkeit physischer Kontrollen sollte sich nach dem Risiko richten, das von der
jeweiligen Tier- bzw. Warensendung ausgeht.

Die Hiufigkeit physischer Kontrollen sollte je nach dem Risiko fiir die Gesundheit
von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO
und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt festgelegt und geidndert werden.
Dies soll den zustindigen Behorden die Moglichkeit geben, die Kontrollressourcen
den risikotrichtigsten Bereichen zuzuweisen. Es sollte zudem moglich sein, die
Hiufigkeit von Nimlichkeitskontrollen zu verringern oder auf die Uberpriifung der
amtlichen Verschlusssicherung zu beschrinken, wenn von der in die Union
verbrachten Sendung ein nachweislich geringeres Risiko ausgeht. Bei der
risikobasierten Entscheidung iiber Namlichkeitskontrollen und physische Kontrollen
sollten die verfiigbaren Daten und Informationen sowie die computergestiitzten
Systeme zur Erfassung und Verwaltung von Daten umfassend genutzt werden.

In bestimmten Fillen konnten die amtlichen Kontrollen, die normalerweise von den
zustandigen Behorden an den Grenzkontrollstellen durchgefiihrt werden, auch an
anderen Kontrollstellen oder von anderen Behdrden vorgenommen werden, sofern ein
hohes Schutzniveau fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, fiir das
Tierwohl und — im Hinblick auf GVO und Pflanzenschutzmittel — fiir die Umwelt
gewihrleistet ist.

Im Sinne einer effizienten Organisation der amtlichen Kontrollen sollte eine Sendung
aus einem Drittland, die beim Eingang in die Union kontrolliert werden muss, von
einem Gemeinsamen Gesundheitsdokument (GGD) begleitet sein, das dazu verwendet
werden soll, die Ankunft von Sendungen an der Grenzkontrollstelle anzukiindigen und
das Ergebnis der amtlichen Kontrollen und die Entscheidung der zustindigen
Behorden betreffend die Sendung zu vermerken. Dieses Dokument sollte vom
Unternehmer auch zur Freigabe bei den Zollbehorden vorgelegt werden, wenn alle
amtlichen Kontrollen durchgefiihrt worden sind.

Die amtlichen Kontrollen von Tieren und Waren, die aus Drittlindern in die Union
verbracht werden, sollten an Grenzkontrollstellen durchgefiihrt werden, die von den
Mitgliedstaaten benannt werden und Mindestanforderungen geniigen. Die Benennung
solcher Stellen sollte aufgehoben oder ausgesetzt werden, wenn sie diese
Anforderungen nicht mehr erfiillen oder wenn ihre Tatigkeit ein Risiko fiir die
Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es
sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellen kann.

Um die einheitliche Anwendung der Vorschriften fiir amtliche Kontrollen bei
Sendungen aus Drittlindern zu gewihrleisten, sollte geregelt sein, welche MafBnahmen
die zustdndigen Behorden und die Unternehmer ergreifen sollten, wenn der Verdacht
auf einen Verstof besteht, wenn Sendungen nicht vorschriftsméflig sind und wenn von
Sendungen ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die
Umwelt ausgeht.

Die Zusammenarbeit und der Austausch von Informationen zwischen zustindigen
Behorden, Zollbehorden und anderen Behorden, die mit Sendungen aus Drittlindern
befasst sind, sollte gewihrleistet sein, damit es bei den amtlichen Kontrollen nicht zu
unterschiedlichen ~ Auslegungen und  Uberschneidungen kommt, an den
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Grenzkontrollstellen zur amtlichen Kontrolle vorzufithrende Sendungen ziigig
ermittelt werden und eine effiziente Durchfithrung der Kontrollen sichergestellt ist.

Die Mitgliedstaaten sollten dafiir sorgen, dass stets angemessene finanzielle Mittel
bereitstehen, damit die zustindigen Behorden, die amtliche Kontrollen und andere
amtliche Tétigkeiten durchfiihren, personell und materiell angemessen ausgestattet
sind. Zwar miissen in erster Linie die Unternehmer gewihrleisten, dass ihre
Titigkeiten im FEinklang mit den Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette
durchgefiihrt werden, aber ihr dafiir eingerichtetes System der Eigenkontrollen muss
um ein gesondertes System von amtlichen Kontrollen ergéinzt werden, das die
Mitgliedstaaten fiir eine wirksame Marktiiberwachung entlang der Lebensmittelkette
nutzen. Ein solches System ist naturgemidl komplex und aufwindig und sollte
konstant mit fiir die amtlichen Kontrollen ausreichenden, dem Durchsetzungsbedarf zu
jedem beliebigen Zeitpunkt angemessenen Ressourcen ausgestattet sein. Zur
Verringerung der Abhingigkeit des Systems der amtlichen Kontrollen von
offentlichen Geldern sollten die zustindigen Behorden Gebiihren zum Ausgleich der
Kosten erheben, die bei der amtlichen Kontrolle bestimmter Unternehmer und bei
bestimmten Tétigkeiten entstehen, fiir die in den Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette in Unionsvorschriften iiber Lebens- und Futtermittelhygiene oder in
Vorschriften iiber Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial eine
Registrierung oder Zulassung vorgeschrieben ist. Gebiihren sollten bei den
Unternehmern auBlerdem zum Ausgleich der Kosten erhoben werden, die bei den
amtlichen Kontrollen entstehen, die die zustindigen Behorden im Hinblick auf die
Ausstellung amtlicher Bescheinigungen oder amtlicher Attestierungen bzw. an
Grenzkontrollstellen durchfiihren.

Die Gebiihren sollten den Kosten entsprechen, die den zustindigen Behorden durch
die amtlichen Kontrollen entstehen, aber nicht hoher sein als diese. Diese Kosten
sollten fiir jede einzelne amtliche Kontrolle oder fiir alle wihrend eines bestimmten
Zeitraums durchgefiihrten amtlichen Kontrollen berechnet werden. Wenn die
Gebiithren auf der Grundlage der tatsdchlichen Kosten der jeweiligen amtlichen
Kontrolle in Rechnung gestellt werden, sollten Unternehmer, die sich in der
Vergangenheit vorschriftsmédig verhalten haben, insgesamt weniger Gebiihren
bezahlen miissen — da bei ihnen seltener amtliche Kontrollen stattfinden diirften — als
Unternehmer, bei denen dies nicht der Fall ist. Damit fiir alle Unternehmer ungeachtet
der vom Mitgliedstaat gewihlten Berechnungsmethode (tatsdchliche Kosten oder
Pauschale) ein Anreiz besteht, die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette
einzuhalten, sollten die Gebiihren, wenn sie auf der Grundlage der den zustdndigen
Behorden wihrend eines bestimmten Zeitraums insgesamt entstandenen Kosten fiir
amtliche Kontrollen berechnet und von jedem Unternehmer unabhingig davon
erhoben werden, ob bei ihm wihrend des Bezugszeitraums tatsichlich eine amtliche
Kontrolle durchgefiihrt wird, so gestaltet sein, dass diejenigen Unternehmer belohnt
werden, die sich gleichbleibend vorschriftsmédfig verhalten haben.

Die unmittelbare oder mittelbare Erstattung von Gebiihren, die von den zustindigen
Behorden erhoben wurden, sollte verboten sein, da dies Unternehmer benachteiligen
wiirde, die nicht in den Genuss einer Erstattung kommen, und zu
Wettbewerbsverzerrungen fithren konnte. Zur Entlastung von Kleinstunternehmen
sollten diese von den im Einklang mit dieser Verordnung erhobenen Gebiihren befreit
werden.
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Bei der Finanzierung der amtlichen Kontrollen durch von den Unternehmern erhobene
Gebiihren sollte groBtmogliche Transparenz herrschen, damit Biirger und
Unternehmen die Methode und die Daten, die zur Festsetzung der Gebiihren
verwendet werden, verstehen konnen und iiber die Verwendung der mit den Gebiihren
generierten Einnahmen informiert sind.

Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette regeln die Fille, in denen fiir das
Inverkehrbringen oder Verbringen bestimmter Tiere oder Waren eine von einem
Bescheinigungsbefugten unterzeichnete amtliche Bescheinigung erforderlich ist. Es
sollte einheitlich geregelt werden, welche Pflichten die zustidndigen Behorden und die
Bescheinigungsbefugten bei der Ausstellung amtlicher Bescheinigungen haben und
welche Merkmale die amtlichen Bescheinigungen aufweisen sollten, um als
verlidsslich gelten zu konnen.

In anderen Fillen ist in von dieser Verordnung erfassten Vorschriften geregelt, dass
fir das Inverkehrbringen oder die Verbringung bestimmter Tiere oder Waren ein
amtliches Etikett, eine amtliche Markierung oder eine andere amtliche Attestierung
erforderlich ist, das bzw. die von den Unternehmern unter der amtlichen Aufsicht der
zustindigen Behorden oder von den zustindigen Behorden selbst vergeben bzw.
ausgestellt wird. Es sollten Mindestanforderungen festgelegt werden, damit auch bei
der Vergabe amtlicher Attestierungen davon ausgegangen werden kann, dass diese
verlasslich sind.

Die amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Titigkeiten sollten auf Analyse-,
Test- und Diagnosemethoden beruhen, die dem aktuellen wissenschaftlichen Stand
entsprechen und in der gesamten Union solide, verldssliche und vergleichbare
Ergebnisse liefern. Die von den amtlichen Laboratorien verwendeten Methoden und
die Qualitit und Einheitlichkeit der von ihnen generierten Analyse-, Test- und
Diagnosedaten sollten daher laufend verbessert werden. Die Kommission sollte zu
diesem Zweck in der Lage sein, in allen Bereichen der Lebensmittelkette, in denen
priazise und verldssliche Analyse-, Test- und Diagnoseergebnisse erforderlich sind,
Referenzlaboratorien der Europdischen Union zu benennen und auf deren
Fachkompetenz zuriickzugreifen. Die EU-Referenzlaboratorien sollten vor allem dafiir
sorgen, dass die nationalen Referenzlaboratorien und die nationalen amtlichen
Laboratorien aktuelle Informationen iiber die verfiigbaren Methoden erhalten,
vergleichende Ringversuche organisieren oder aktiv daran teilnehmen und Schulungen
fiir nationale Referenzlaboratorien oder amtliche Laboratorien anbieten.

Fiir die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tétigkeiten bei der
Produktion und Vermarktung von Pflanzenvermehrungsmaterial und im
Zusammenhang mit dem Tierwohl sollten die zustindigen Behodrden Zugang zu
aktuellen, verldsslichen und schliissigen technischen Daten sowie zu
Forschungsergebnissen, neuen Techniken und Fachwissen haben, um die in diesen
Bereichen geltenden Unionsrechtsvorschriften korrekt anwenden zu konnen. Die
Kommission sollte zu diesem Zweck in der Lage sein, Referenzzentren der
Europiischen Union fiir Pflanzenvermehrungsmaterial und fiir Tierwohl zu benennen
und auf deren Fachkompetenz zuriickzugreifen.

Im Hinblick auf die Ziele dieser Verordnung und zur Férderung eines reibungslosen
Funktionierens des Binnenmarktes, das auch das Vertrauen der Verbraucher in ihn
bestirkt, sollten Verstofe gegen Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette, die in mehr
als einem Mitgliedstaat Durchsetzungsmafinahmen erfordern, effizient und kohérent
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verfolgt werden. Uber das mit Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002
eingerichtete Schnellwarnsystem fiir Lebens- und Futtermittel (RASFF) konnen die
zustdndigen Behorden bereits jetzt rasch Informationen austauschen und verbreiten,
wenn Lebens- oder Futtermittel mittel- oder unmittelbar ernste Risiken fiir die
menschliche Gesundheit oder wenn Futtermittel ernste Risiken fiir die Gesundheit von
Menschen oder Tieren oder fiir die Umwelt darstellen, und somit schnell Manahmen
zur Ausschaltung dieser Risiken ergreifen. Dank dieses Instruments kann zwar in allen
betroffenen Mitgliedstaaten zeitnah auf ernste Risiken entlang der Lebensmittelkette
reagiert werden, es ermdglicht aber nicht die wirksame grenziibergreifende Amtshilfe
und Zusammenarbeit zwischen den zustidndigen Behorden, die nétig ist, damit
VerstoBe gegen die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette mit grenziibergreifender
Dimension nicht nur in dem Mitgliedstaat verfolgt werden, in dem der Versto3 zuerst
auffiel, sondern auch in dem Mitgliedstaat, in dem der Verstof3 seinen Ursprung hatte.
Die Amtshilfe und die Zusammenarbeit sollten die zustindigen Behorden in die Lage
versetzen, Informationen auszutauschen und grenziibergreifende Zuwiderhandlungen
gegen die einschldgigen Vorschriften aufzudecken, zu untersuchen und dann mit
wirksamen und verhiltnismiBigen MaBnahmen zu verfolgen.

Amtshilfeersuchen und alle Meldungen sollten angemessen aufgegriffen werden. Zur
Forderung der Amtshilfe und der Zusammenarbeit sollten die Mitgliedstaaten eine
oder mehrere Verbindungsstellen benennen, die den Kommunikationsfluss zwischen
den zustindigen Behorden verschiedener Mitgliedstaaten unterstiitzen und
koordinieren. Um die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu straffen und
zu vereinfachen, sollte die Kommission in Durchfiihrungsrechtsakten die spezifischen
Anforderungen an die zu verwendenden technischen Hilfsmittel, die Verfahren fiir die
Ubermittlung von Mitteilungen zwischen den Verbindungsstellen und ein
Standardformat fiir Amtshilfeersuchen, Meldungen und Antworten festlegen.

Jeder Mitgliedstaat sollte einen mehrjdhrigen nationalen Kontrollplan (MNKP)
aufstellen und regelmifBig aktualisieren miissen, der alle von Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette betroffenen Bereiche erfasst und Informationen iiber Struktur und
Organisation des Systems der amtlichen Kontrollen enthélt. Durch diesen MNKP stellt
jeder Mitgliedstaat sicher, dass die amtlichen Kontrollen in seinem Hoheitsgebiet und
in allen Abschnitten der Lebensmittelkette im Einklang mit dieser Verordnung
risikobasiert und effizient durchgefiihrt werden.

Im Hinblick auf die Schliissigkeit und Vollstindigkeit des MNKP sollte jeder
Mitgliedstaat eine zentrale Behorde benennen, die fiir die koordinierte Ausarbeitung
und Durchfithrung des Plans zustindig ist. Im Interesse einer schliissigen,
einheitlichen und integrierten Vorgehensweise bei den amtlichen Kontrollen sollte die
Kommission befugt sein, Vorschriften iiber MNKP zu erlassen, in denen die
Schwerpunkte amtlicher Kontrollen, wirksame Kontrollverfahren, Kriterien fiir die
Risikoeinstufung und Leistungsindikatoren fiir die Bewertung der Kontrollpline
festgelegt sind.

Jeder Mitgliedstaat sollte der Kommission jédhrlich einen Bericht mit Angaben zu den
Kontrolltitigkeiten und der Durchfithrung des MNKP vorlegen miissen. Die
Kommission sollte Durchfiihrungsrechtsakte fiir die Ausarbeitung von Mustervorlagen
fiir die Jahresberichte erlassen konnen, um die Erfassung und Ubermittlung
vergleichbarer Daten, die Zusammenstellungen dieser Daten zu Statistiken fiir die
gesamte Union und die Ausarbeitung von Kommissionsberichten iiber die Anwendung
amtlicher Kontrollen in der Union zu erleichtern.
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Experten der Kommission sollten in den Mitgliedstaaten Kontrollen durchfiihren
konnen, um die Anwendung des Unionsrechts und die Funktionsweise der
Kontrollsysteme und der zustidndigen Behorden dort zu iiberpriifen. Die Kontrollen der
Kommission sollten auch dazu dienen, die Durchsetzungspraxis sowie
Durchsetzungsprobleme, Notfille und neue Entwicklungen in den Mitgliedstaaten zu
untersuchen und Informationen dariiber zu sammeln.

Tiere und Waren aus Drittlindern sollten denselben Anforderungen geniigen wie Tiere
und Waren in der Union oder aber Anforderungen, die im Hinblick auf die mit den
Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette verfolgten Ziele als mindestens gleichwertig
anerkannt sind. Dieser Grundsatz ist in Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002
verankert; demnach miissen in die Union eingefiihrte Lebens- und Futtermittel den
einschldgigen Anforderungen des Lebensmittelrechts der Union oder Anforderungen
geniigen, die als mindestens gleichwertig anerkannt sind. In folgenden
Unionsvorschriften wird dieser Grundsatz konkretisiert: In Vorschriften iiber
MaBnahmen zum Schutz vor Pflanzenschidlingen wird die Einschleppung bestimmter
Schidlinge verboten, die in der Union nicht (oder nur begrenzt) vorhanden sind;
gemill Vorschriften mit Anforderungen an die Tiergesundheit diirfen Tiere und
bestimmte Erzeugnisse tierischen Ursprungs nur aus den Drittlindern in die Union
verbracht werden, die in einer entsprechenden Liste aufgefiihrt sind; in Vorschriften
iber amtliche Kontrollen von fiir den menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen
tierischen Ursprungs ist ebenfalls die Aufstellung einer Liste von Drittlindern
vorgesehen, aus denen diese Erzeugnisse in die Union verbracht werden diirfen. Fiir
Pflanzenvermehrungsmaterial ~ besteht ein System der Anerkennung der
Gleichwertigkeit, nach dem Drittlinder, aus denen Pflanzenvermehrungsmaterial
eingefiihrt werden darf, zugelassen und in einer Liste aufgefiihrt werden.

Damit die Tiere und Waren, die aus Drittlindern in die Union verbracht werden, allen
Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette oder gleichwertigen Anforderungen
geniigen — zusitzlich zu den Anforderungen in den Unionsvorschriften iiber
MaBnahmen zum Schutz vor Pflanzenschéddlingen, in den Unionsvorschriften iiber die
Anforderungen an die Tiergesundheit und in den Unionsvorschriften mit besonderen
Hygienebestimmungen fiir Lebensmittel tierischen Ursprungs, mit denen sichergestellt
werden soll, dass die Anforderungen in den Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette
betreffend die Gesundheit von Pflanzen und Tieren erfiillt werden —, sollte die
Kommission befugt sein, Bedingungen fiir den Eingang von Tieren und Waren in die
Union insoweit festzulegen, wie dies erforderlich ist, um zu gewihrleisten, dass diese
Tiere und Waren allen einschldagigen Anforderungen der Unionsvorschriften zur
Lebensmittelkette oder gleichwertigen Anforderungen geniigen. Solche Bedingungen
sollten fiir Tiere oder Waren bzw. Kategorien von Tieren oder Waren aus allen
Drittlindern, aus bestimmten Drittlindern oder aus bestimmten Drittlandsgebieten
gelten.

Wenn es in besonderen Féllen Hinweise darauf gibt, dass bestimmte Tiere oder Waren
aus einem Drittland, einer Gruppe von Drittlindern oder einem Drittlandsgebiet ein
Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen oder — sofern es sich
um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellen konnen, oder
wenn es Hinweise darauf gibt, dass ein weitreichender und schwerer Verstofl gegen
die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette vorliegen konnte, sollte die Kommission
MafBnahmen erlassen konnen, um solche Risiken einzuddmmen.
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Die Durchfithrung wirksamer und effizienter amtlicher Kontrollen und anderer
amtlicher Téatigkeiten und letztlich die Sicherheit und Gesundheit von Menschen,
Tieren und Pflanzen sowie der Schutz der Umwelt hingen auch davon ab, dass den
zustdndigen Behorden Personal zur Verfiigung steht, das gut geschult ist und
angemessene Kenntnisse aller Aspekte besitzt, die fiir die vorschriftsmidBige
Anwendung der Unionsrechtsvorschriften relevant sind. Die Kommission sollte
geeignete, spezielle Schulungen anbieten, um eine einheitliche Vorgehensweise der
zustindigen Behorden bei den amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen
Titigkeiten zu fordern. Damit die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette und die
sonstigen Anforderungen in Drittlindern besser bekannt werden, sollte sich dieses
Schulungsangebot auch an das Personal der zustindigen Behorden in Drittlindern
richten.

Die Kommission sollte aulerdem die Moglichkeit haben, in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten Austauschprogramme fiir das Personal, das mit amtlichen Kontrollen
oder anderen amtlichen Téatigkeiten betraut ist, zu organisieren, um bei den Behorden
die gemeinsame Weitergabe von Erfahrungen und guter Praxis zu fordern.

Fir die Durchfithrung wirksamer amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher
Tatigkeiten ist es wichtig, dass die zustdndigen Behorden in den Mitgliedstaaten, die
Kommission und gegebenenfalls die Unternehmer Daten und Informationen iiber
amtliche Kontrollen oder deren Ergebnisse rasch und effizient untereinander
austauschen konnen. Durch Unionsvorschriften wurden mehrere Informationssysteme
eingerichtet, die von der Kommission verwaltet werden und dank IT-Tools und
Internet die Ubermittlung und Verwaltung solcher Daten und Informationen in der
gesamten Union ermoglichen. Ein solches System ist TRACES (Trade Control and
Expert System), das der Aufzeichnung und Nachverfolgung der Ergebnisse amtlicher
Kontrollen dient; es wurde mit der Entscheidung 2003/24/EG der Kommission vom
30. Dezember 2002 iiber die Entwicklung eines integrierten EDV-Systems fiir das
Veterindrswesen eingerichtet’’ und wird derzeit fiir die Verwaltung von Daten und
Informationen iiber Tiere und Erzeugnisse tierischen Ursprungs und die betreffenden
amtlichen Kontrollen genutzt. Dieses System sollte ausgebaut werden, damit es fiir
alle Waren, fiir die in den Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette besondere
Anforderungen oder amtliche Kontrollen festgelegt sind, genutzt werden kann.
Daneben gibt es spezielle computergestiitzte Systeme fiir den raschen
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und mit der Kommission iiber
mogliche Risiken in der Lebensmittelkette oder fiir die Gesundheit von Tieren und
Pflanzen. Mit Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 ist das RASFF
eingerichtet worden, mit Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number, date, title and, in a footnote, OJ reference for the
Regulation on animal health] ein System fiir die Meldung gelisteter Seuchen und fiir
die Berichterstattung {iiber die getroffenen Malnahmen und mit Artikel 97 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number,
date, title and, in a footnote, the OJ reference for the Regulation on protective
measures against pests of plants] ein System fiir die Meldung des Auftretens von
Pflanzenschidlingen und die damit zusammenhédngende Berichterstattung sowie fiir
die Meldung von Verstoen. Alle diese Systeme sollten miteinander verzahnt sein, so
dass Synergien zwischen ihnen genutzt und Uberschneidungen vermieden werden, ihr
Betrieb vereinfacht und ihre Effizienz erhoht wird.
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Fiir eine effizientere Verwaltung der amtlichen Kontrollen sollte von der Kommission
ein computergestiitztes Informationssystem aufgebaut werden, das alle bestehenden
relevanten Informationssysteme integriert und gegebenenfalls aktualisiert, die
Verwendung moderner Kommunikations- und Bescheinigungstools erlaubt und eine
optimale Nutzung der Daten und Informationen iiber amtliche Kontrollen erméglicht.
Um unnotige Uberschneidungen von Informationserfordernissen zu vermeiden, sollte
bei der Konzipierung eines solchen computergestiitzten Systems sichergestellt werden,
dass es — wo immer dies zweckdienlich ist - kompatibel mit Informationssystemen ist,
die von Behorden betriecben werden und dem Austausch und der Bereitstellung
relevanter Daten dienen. Dariiber hinaus sollte die Moglichkeit vorgesehen werden,
elektronische Signaturen im Sinne der Richtlinie 1999/93/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 13.Dezember 1999 iiber gemeinschaftliche
Rahmenbedingungen fiir elektronische Signaturen” zu verwenden, wie dies in der
Digitalen Agenda fiir Europa vorgesehen ist.

Die zustindigen Behorden sollten die Fille untersuchen, in denen der Verdacht auf
einen Versto3 gegen die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette besteht und
gegebenenfalls seinen Ursprung und seine Schwere sowie die Verantwortung der
Unternehmer ermitteln. Sie sollten zudem geeignete MalBlnahmen ergreifen, um zu
gewihrleisten, dass die Unternehmer Abhilfe schaffen und dass es nicht zu weiteren
VerstoBen kommt.

Die Uberpriifung der Einhaltung der Vorschriften zur Lebensmittelkette durch
amtliche Kontrollen ist eine grundlegende Voraussetzung dafiir, dass die Ziele dieser
Vorschriften in der gesamten Union tatsdchlich erreicht werden. Mingel in den
Kontrollsystemen eines Mitgliedstaats konnen in bestimmten Féllen das Erreichen
dieser Ziele erheblich behindern und dazu fithren, dass unabhingig von der
Beteiligung oder Verantwortung der Unternehmer oder anderer Akteure Risiken fiir
die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, das Tierwohl und - sofern es sich
um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt - die Umwelt auftreten oder dass
weitreichende und schwere VerstoBe gegen die Vorschriften zur Lebensmittelkette
vorkommen. Die Kommission sollte deshalb in der Lage sein, auf ernste Mingel im
Kontrollsystem eines Mitgliedstaats zu reagieren, indem sie MaBnahmen erldsst, um
solche Risiken in der Lebensmittelkette einzudiammen oder auszuschalten, bis der
betroffene Mitgliedstaat selbst etwas unternimmt, um die Méngel im Kontrollsystem
zu beheben.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften sollten in allen Mitgliedstaaten mit
wirksamen, abschreckenden und verhiltnisméBigen Sanktionen bewehrt sein. Damit
finanzielle Sanktionen fiir vorsitzliche Zuwiderhandlungen eine ausreichend
abschreckende Wirkung haben, sollte ihre Hohe dem mit der Zuwiderhandlung
angestrebten wirtschaftlichen Vorteil entsprechen. Die Mitgliedstaaten sollten
auBlerdem angemessene straf- und/oder verwaltungsrechtliche Sanktionen auferlegen,
wenn Unternehmer wéhrend einer amtlichen Kontrolle nicht kooperieren.

Diese Verordnung betrifft Bereiche, die bereits in anderen derzeit noch geltenden
Rechtsakten geregelt sind. Um Uberschneidungen zu vermeiden und einen kohirenten
Rechtsrahmen zu schaffen, sollten die folgenden Rechtsakte aufgehoben und durch die
Bestimmungen dieser Verordnung ersetzt werden: Richtlinie 89/608/EWG des Rates
vom 21.November 1989 betreffend die gegenseitige Unterstiitzung der
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Verwaltungsbehorden der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behorden
mit der Kommission, um die ordnungsgemidle Anwendung der tierdrztlichen und
tierzuchtrechtlichen Vorschriften zu gewéihrleisten23; Richtlinie 89/662/EWG des
Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinirrechtlichen Kontrollen im
innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt™;
Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26.Juni 1990 zur Regelung der
veterindrrechtlichen und tierziichterischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen
Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnenmarkt®;
Richtlinie 91/496/EWG des Rates; Entscheidung 92/438/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 iiber die Informatisierung der veterindrmedizinischen Verfahren bei der Einfuhr
(SHIFT-Projekt), zur Anderung der Richtlinien 90/675/EWG, 91/496/EWG und
91/628/EWG sowie der Entscheidung 90/424/EWG und zur Aufhebung der
Entscheidung 88/ 192/EWG26; Richtlinie 96/23/EG des Rates; Richtlinie 96/93/EG des
Rates vom 17.Dezember 1996 iiber Bescheinigungen fiir Tiere und tierische
ErzeugnisseZ7; Richtlinie 97/78/EG des Rates; Verordnung (EG) Nr. 882/2004;
Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften fiir die amtliche Uberwachung
von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungszg.

Zur Gewibhrleistung der Kohirenz sollten auch folgende Rechtsakte gedndert werden:
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
22. Mai 2001 mit Vorschriften zur Verhiitung, Kontrolle und Tilgung bestimmter
transmissibler spongiformer Enzephalopathien®; Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des
Rates vom 22. Dezember 2004 iiber den Schutz von Tieren beim Transport und damit
zusammenhingenden Vorgingen sowie zur Anderung der Richtlinien 64/432/EWG
und 93/119/EG und der Verordnung (EG) Nr.1255/97°°; Verordnung (EG)
Nr. 396/2005 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 iiber
Hochstgehalte an Pestizidriickstdanden in oder auf Lebens- und Futtermitteln
pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Anderung der Richtlinie 91/414/EWG
des Rates’'; Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 iiber die
okologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
okologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWGQG)
Nr. 2092/91%; Verordnung (EG) Nr. 1069/2009; Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des
Rates vom 24. September 2009 iiber den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der
Tétung™; Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 21. Oktober 2009 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln
und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates34;
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
21. November 2012 iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und
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Lebensmittel™; Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 iiber den Schutz
landwirtschaftlicher Nutztiere36; Richtlinie 1999/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999
zur Festlegung von Mindestanforderungen zum Schutz von Legehennen®’;
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
22. September 2003 iiber genetisch verinderte Lebensmitte]l und Futtermittel®®;
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
22. September 2003 iiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernihrung;
Richtlinie 2007/43/EG des Rates vom 28. Juni 2007 mit Mindestvorschriften zum
Schutz von Masthiihnern40; Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember
2008 iiber Mindestanforderungen fiir den Schutz von Kilbern"'; Richtlinie
2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber Mindestanforderungen fiir den
Schutz von Schweinen’; Richtlinie 2009/128/EG des Europédischen Parlaments und
des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft fiir die
nachhaltige Verwendung von Pestiziden™.

Die Verordnung (EU) Nr. [...]/2013 [Office of Publications, please insert number,
date, title and, in a footnote, the OJ reference for the Regulation laying down
provisions for the management of expenditure relating to the food chain, animal health
and animal welfare, and relating to plant health and plant reproductive material] legt
fest, wie die Union Aktionen und MaBnahmen in allen Abschnitten der
Lebensmittelkette nach den Vorgaben des mehrjihrigen Finanzrahmens 2014-2020
finanziert. Einige dieser MaBnahmen zielen darauf ab, die Durchfiihrung amtlicher
Kontrollen und anderer amtlicher Titigkeiten unionsweit zu verbessern. Die
Verordnung (EU) Nr. [....]/2013 [Office of Publications, please insert number of the
Regulation laying down provisions for the management of expenditure relating to the
food chain, animal health and animal welfare, and relating to plant health and plant
reproductive material] sollte gedndert werden, um die mit der vorliegenden
Verordnung an der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 vorgenommenen Anderungen zu
beriicksichtigen.

Der Kommission sollte die Befugnis iibertragen werden, Rechtsakte gemill Artikel
290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu erlassen, damit sie
die Verweise auf europdische Normen sowie die Anhidnge II und III dieser
Verordnung dndern kann, um den legislativen, technischen und wissenschaftlichen
Entwicklungen Rechnung zu tragen und die vorliegende Verordnung um besondere
Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und andere amtliche Tétigkeiten in den von
dieser erfassten Bereichen zu ergéinzen; dies wéren unter anderem Bestimmungen iiber
die  Qualifizierung und  Schulung von  Personal, iiber zusitzliche
Verantwortungsbereiche und Aufgaben der zustdndigen Behorden, iiber die Befreiung
von Laboratorien von der Akkreditierung in bestimmten Féllen, iiber bestimmte
Ausnahmen bei den amtlichen Kontrollen an der Grenze, iiber die Kriterien fiir die
Festlegung der Hiufigkeit von Namlichkeitskontrollen und physischen Kontrollen,
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tiber die Aufstellung der Bedingungen, die bestimmte Tiere oder Waren erfiillen
miissen, die aus Drittlindern in die Union verbracht werden, iiber zusitzliche
Anforderungen an Referenzlaboratorien und Referenzzentren der Europidischen Union
und zusitzliche Aufgaben dieser Einrichtungen, iiber zusitzliche Anforderungen an
nationale Referenzlaboratorien, iiber Kriterien fiir die Risikoeinstufung und fiir
Leistungsindikatoren im Zusammenhang mit den MNKP und iiber die in Artikel 55
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 vorgesehenen Notfallpline fiir Lebens-
und Futtermittel. Bei den vorbereitenden Arbeiten muss die Kommission unbedingt
entsprechende Konsultationen durchfithren, auch mit Sachverstindigen. Bei der
Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission auf die
gleichzeitige, ziigige und geeignete Ubermittlung der relevanten Dokumente an das
Europiische Parlament und an den Rat achten.

Die Kommission sollte Durchfiihrungsbefugnisse erhalten, um einheitliche
Bedingungen fiir die Durchfiihrung der Verordnungsbestimmungen iiber die
Benennung von Referenzlaboratorien der Europdischen Union und der
Referenzzentren der Europdischen Union fiir Pflanzenvermehrungsmaterial bzw. fiir
Tierwohl, tiber die Annahme des Programms der Kommissionskontrollen in den
Mitgliedstaaten und iiber die Durchfiihrung verstirkter Kontrollen bei Verstofen
gegen die Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette, die Koordinierungs- und
FolgemaBnahmen der Kommission erfordern, gewihrleisten zu konnen.

Die Kommission sollte Durchfithrungsbefugnisse erhalten, um einheitliche
Bedingungen fiir die Durchfiihrung der Bestimmungen dieser Verordnung
gewihrleisten zu konnen, u. a. der Bestimmungen iiber Audits, iiber das Format von
Bescheinigungen und anderen Dokumenten, iiber die Errichtung computergestiitzter
Informationsmanagementsysteme, iiber die Zusammenarbeit zwischen Unternehmern
und zustidndigen Behorden sowie zwischen zustidndigen Behorden, Zollbehorden und
anderen Behorden, iiber die Methoden fiir die Probenahme und fiir Laboranalysen,
-tests und -diagnosen sowie deren Validierung und Auswertung, iiber die
Riickverfolgbarkeit, iiber die Erstellung von Listen der zu Kkontrollierenden
Erzeugnisse oder Waren sowie der Linder oder Gebiete, aus denen bestimmte Tiere
und Waren in die Union ausgefiihrt werden diirfen, iiber die Ankiindigung von
Sendungen, iiber den Informationsaustausch, {iiber Grenzkontrollstellen, iiber
Absonderung und Quaranténe, iiber die Genehmigung von Kontrollen der Drittlinder
vor der Ausfuhr, iiber Malnahmen zur Eindimmung von Risiken oder zur Beendigung
weitreichender schwerer Verstoe im Zusammenhang mit bestimmten Tieren oder
Waren aus Dirittlindern oder Drittlandsgebieten, iiber die Anerkennung von
Drittlindern oder Drittlandsgebieten, die Garantien geben konnen, die denen der
Union gleichwertig sind, und iiber den Entzug dieser Anerkennung, sowie iiber
Schulungen und Austauschprogramme fiir das Personal der Mitgliedstaaten. Diese
Befugnisse sollten gemidfl der Verordnung (EG) Nr. 182/2011 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren*, wahrgenommen
werden.

Da das Ziel dieser Verordnung — eine harmonisierte Vorgehensweise bei den
amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Titigkeiten, die zur Gewihrleistung der
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Anwendung der Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette durchgefiihrt werden — sich
auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht hinreichend verwirklichen ldsst, sondern
wegen seiner Auswirkungen, seiner Komplexitit und seiner grenziibergreifenden und
internationalen Dimension besser auf Unionsebene zu erreichen ist, kann die Union im
Einklang mit dem Subsidiarititsprinzip nach Artikel 5 des Vertrags iiber die
Europiische Union titig werden. In Ubereinstimmung mit dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der VerhiéltnismifBigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das
zur Erreichung dieses Ziels erforderliche MaB3 hinaus -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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Titel I
Gegenstand, Anwendungsbereich und
Begriffsbestimmungen

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

Mit dieser Verordnung wird Folgendes geregelt:

(a)

(b)

(©)

(d)

(e)

()

die Durchfithrung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tétigkeiten der
zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten;

die Finanzierung der amtlichen Kontrollen;

die Amtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten und deren Zusammenarbeit mit
dem Ziel der vorschriftsmifigen Anwendung der in Absatz 2 genannten
Vorschriften;

die Durchfiihrung von Kontrollen durch die Kommission in den
Mitgliedstaaten und in Drittldndern;

die Festlegung von Bedingungen fiir Tiere und Waren, die aus Drittlindern in
die Union verbracht werden;

die Einrichtung eines computergestiitzten Informationssystems zur Verwaltung
von Informationen und Daten iiber die amtlichen Kontrollen.

Diese Verordnung gilt fiir die amtlichen Kontrollen, mit denen die Einhaltung der
folgenden Vorschriften iiberpriift werden soll, die entweder von der Union oder von
den Mitgliedstaaten zur Durchfithrung von Unionsrecht in diesen Bereichen erlassen
werden:

(a)

(b)

(©)

(d)

(e

()
(@)

Vorschriften iiber Lebensmittel und Lebensmittelsicherheit auf allen Stufen der
Produktion, der Verarbeitung und des Vertriebs von Lebensmitteln, darunter
Vorschriften zur Gewéhrleistung fairer Handelspraktiken und iiber den Schutz
und die Information der Verbraucher, sowie Vorschriften iiber die Herstellung
und Verwendung von Materialien und Gegenstinden, die dazu bestimmt sind,
mit Lebensmitteln in Beriihrung zu kommen (Lebensmittelkontaktmaterialien);

Vorschriften iiber die absichtliche Freisetzung von GVO und die Anwendung
von GVO in geschlossenen Systemen;

Vorschriften tiber Futtermittel und Futtermittelsicherheit auf allen Stufen der
Produktion, der Verarbeitung und des Vertriebs von Futtermitteln sowie iiber
die Verwendung von Futtermitteln, darunter Vorschriften zur Gewihrleistung
fairer Handelspraktiken und iiber den Schutz und die Information der
Verbraucher;

Vorschriften tiber die Tiergesundheit;

Vorschriften zur Verhiitung und Minimierung von Risiken fiir die Gesundheit
von Menschen und Tieren, die sich aus tierischen Nebenprodukten und
Folgeprodukten ergeben;

Vorschriften iiber das Tierwohl;

Vorschriften tiber Malnahmen zum Schutz vor Pflanzenschéddlingen;
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(h)  Vorschriften iiber die Produktion von Pflanzenvermehrungsmaterial zum
Inverkehrbringen und iiber das Inverkehrbringen dieses Materials;

(i) Vorschriften iiber das Inverkehrbringen und die Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln sowie iiber die nachhaltige Verwendung von Pestiziden;

(G)  Vorschriften {iber die 0Okologische/biologische Produktion wund die
Kennzeichnung von 6kologischen/biologischen Erzeugnissen;

(k) Vorschriften {iber die Verwendung der Angaben ,geschiitzte
Ursprungsbezeichnung®, ,.geschiitzte geografische Angabe* und ,.garantiert
traditionelle ~Spezialitit“ und die entsprechende Kennzeichnung der
Erzeugnisse.

Diese Verordnung gilt auch fiir die amtlichen Kontrollen, mit denen die Einhaltung
der Vorschriften gemi3 Absatz 2 tiberpriift werden soll, die fiir Tiere und Waren
gelten, welche

(a) aus Drittlandern in die Union verbracht werden;

(b) in Drittlinder ausgefiihrt werden sollen.

Diese Verordnung gilt nicht fiir amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung
(a) der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007;

(b) der Richtlinie 2010/63/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom
22. September 2010 zum Schutz der fiir wissenschaftliche Zwecke

.45
verwendeten Tiere™.

Die Artikel 3, 4, 5 und 7, Artikel 11 Absétze 2 und 3, die Artikel 14, 30 bis 33, 36 bis
41 und 76, die Titel III und IV sowie die Artikel 129 und 136 dieser Verordnung
gelten auch fiir andere amtliche Tétigkeiten, die von den zustidndigen Behodrden nach
dieser Verordnung und den Vorschriften gemil Absatz?2 dieses Artikels
durchgefiihrt werden.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1.

,amtliche Kontrolle* jede Form der Kontrolle, die von den zustindigen Behorden
durchgefiihrt wird zur Uberpriifung der Einhaltung

(a) dieser Verordnung,
(b) der Vorschriften gemal3 Artikel 1 Absatz 2;

»andere amtliche Tatigkeit” jede Titigkeit auBBer einer amtlichen Kontrolle, die von
zustandigen Behorden durchgefiihrt wird im Einklang mit

(a) dieser Verordnung,

(b) den Vorschriften gemadll Artikel I Absatz2 zur Gewihrleistung der
Anwendung dieser Vorschriften;

,Lebensmittelrecht das Lebensmittelrecht gemidf der Definition in Artikel 3
Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002;

ABI. L 276 vom 20.10.2010, S. 33.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

,Futtermittelrecht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir Futtermittel im
Allgemeinen und die Futtermittelsicherheit im Besonderen, sei es auf Unionsebene
oder auf einzelstaatlicher Ebene, wobei alle Produktions-, Verarbeitungs- und
Vertriebsstufen sowie die Verwendung von Futtermitteln einbezogen sind;

,,zustindige Behorden*

(a) die zentralen Behorden eines Mitgliedstaats, die fiir die Organisation amtlicher
Kontrollen und anderer amtlicher Tétigkeiten nach dieser Verordnung und den
Vorschriften geméf Artikel 1 Absatz 2 verantwortlich sind,

(b) alle anderen Behorden, denen diese Verantwortung iibertragen wurde,
(c) gegebenenfalls die entsprechenden Behorden eines Drittlandes;

,liere* Tiere gemdl der Definition in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on animal health];

,Waren* alle Waren auB3er Tieren, fiir die eine oder mehrere der Vorschriften gemif3
Artikel 1 Absatz 2 gelten;

,Lebensmittel Lebensmittel geméf der Definition in Artikel 2 der Verordnung (EG)
Nr. 178/2002;

LHHuttermittel  Futtermittel gemid der Definition in Artikel 3 Nummer 4 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002;

wtierische Nebenprodukte* tierische Nebenprodukte gemiB3 der Definition in
Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009;

,,Folgeprodukte* Folgeprodukte gemif3 der Definition in Artikel 3 Nummer 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009;

,»Schidlinge* Schidlinge gemil der Definition in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants];

,Pflanzen* Pflanzen gemill der Definition in Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants];

,Pflanzenvermehrungsmaterial*“ Pflanzenvermehrungsmaterial gemafl der Definition
in Artikel 3 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number, date, title and, in a footnote, the OJ reference for
the Regulation on plant reproductive material];

,Pflanzenschutzmittel“ Pflanzenschutzmittel gemall Artikel 2 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009;

,gebietsfremde Arten* Arten, Unterarten oder niedrigere Taxa, die auflerhalb ihres
natiirlichen vergangenen oder gegenwirtigen Verbreitungsgebietes -eingefiihrt
wurden, einschlieBlich Teilen, Gameten, Samen, Eiern oder Propagationsformen
dieser Arten sowie Hybriden, Sorten oder Rassen, die {iiberleben und sich
anschliefend vermehren konnten;

»~Erzeugnisse tierischen Ursprungs® Erzeugnisse tierischen Ursprungs gemill der
Definition in Anhang I Nummer 8.1 der Verordnung (EG) Nr.853/2004 des
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18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

Europidischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen
Hygienevorschriften fiir Lebensmittel tierischen Ursprungs46;

,Zuchtmaterial“ Zuchtmaterial gemédfl der Definition in Artikel 4 Absatz 1
Nummer 25 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please
insert number of the Regulation on animal healthl];

,Pflanzenerzeugnisse® Pflanzenerzeugnisse gemill der Definition in Artikel 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please
insert number of the Regulation on protective measures against pests of plants];

,sonstige Gegenstinde” sonstige Gegenstinde gemill der Definition in Artikel 2
Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please
insert number of the Regulation on protective measures against pests of plants];

,Risikobewertung® Risikobewertung geméll der Definition in Artikel 3 Nummer 11
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002;

,,Bescheinigungsbefugte*

(a) alle Bediensteten der zustindigen Behorden, die von diesen Behorden zur
Unterzeichnung amtlicher Bescheinigungen befugt sind,

(b) alle anderen Personen, die — soweit in den Vorschriften gemall Artikel 1
Absatz 2 vorgesehen — von den zustindigen Behorden zur Unterzeichnung
amtlicher Bescheinigungen befugt sind;

,amtliche Bescheinigung®“ ein Dokument in Papierform oder elektronischer Form,
das vom Bescheinigungsbefugten unterzeichnet ist und das die Ubereinstimmung mit
einer oder mehreren Bestimmungen in den Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2
gewihrleistet;

, Verstof3*“ die Nichteinhaltung
(a) dieser Verordnung,
(b) der Vorschriften gemél3 Artikel 1 Absatz 2;

,amtliche Attestierung* jedes Etikett, jede Markierung und jede andere Form der
Bestitigung, das bzw. die der Unternehmer unter der Aufsicht — mittels gezielter
amtlicher Kontrollen — der zustidndigen Behorde oder die zustindige Behorde selbst
vergibt und das bzw. die die Ubereinstimmung mit einer oder mehreren
Anforderungen in den Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 gewdhrleistet;

,Unternehmer* alle natiirlichen oder juristischen Personen, fiir die eine oder mehrere
Pflichten nach den Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 gelten, mit Ausnahme der
zustandigen Behorden und der anderen Stellen, die mit amtlichen Kontrollen und
anderen amtlichen Titigkeiten betraut sind;

,dendung® eine Anzahl von Tieren oder eine Menge von Waren derselben Art,
Klasse oder Beschreibung, fiir die dieselbe amtliche Bescheinigung, dieselbe
amtliche Attestierung oder jedes andere Dokument gilt, die mit demselben
Transportmittel befordert werden und denselben Ursprung haben; sie kann aus einem
oder mehreren Losen bzw. Partien bestehen;

,Inspektion* eine Form der amtlichen Kontrolle, bei der Folgendes gepriift wird:

(a) Tiere oder Waren,
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29.

30.

31.
32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

(b) Tatigkeiten unter der Verantwortung von Unternehmern, fiir die die
Vorschriften gemél Artikel 1 Absatz 2 gelten, sowie Ausriistungsgegenstinde,
Transportmittel, Stoffe und Materialien, die fiir diese Tatigkeiten verwendet
werden,

(c) Orte, an denen die Unternehmer ihre Téatigkeiten durchfiihren;

,,Grenzkontrollstelle den Ort mit den dazu gehorenden Einrichtungen, der von
einem Mitgliedstaat benannt wird und an dem die amtlichen Kontrollen geméif
Artikel 45 Absatz 1 stattfinden;

,»Audit eine systematische und unabhingige Priifung, mit der festgestellt werden
soll, ob Titigkeiten und deren Ergebnisse den geplanten Mallnahmen entsprechen
und ob diese Mallnahmen wirksam umgesetzt wurden und zielfithrend sind;

,,Binstufung® eine Klassifizierung der Unternehmer aufgrund bestimmter Kriterien;

,amtlicher Tierarzt einen Tierarzt, der von den zustindigen Behorden bestimmt
wird und der angemessen qualifiziert ist zur Durchfithrung der amtlichen Kontrollen
und der anderen amtlichen Titigkeiten im Einklang mit

(a) dieser Verordnung,
(b) den Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2;

,Gefahr ein Agens oder einen Zustand, das bzw. der sich ungiinstig auf die
Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, auf das Tierwohl oder auf die
Umwelt auswirken kann;

,spezifiziertes Risikomaterial Gewebe gemill der Definition in Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 999/2001;

»lange Beforderung“ eine Beforderung gemill der Definition in Artikel 2
Buchstabe m der Verordnung (EG) Nr. 1/2005;

»Ausgangsort eine Grenzkontrollstelle oder jeden von einem Mitgliedstaat
benannten Ort, an der bzw. an dem Tiere, fiir die die Verordnung (EG) Nr. 1/2005
gilt, das Zollgebiet der Union verlassen;

,2Anwendungsgerit fiir Pestizide* ein Gerdt gemd der Definition in Artikel 3
Nummer 4 der Richtlinie 2009/128/EG;

,beauftragte Stelle” einen Dritten, dem die zustindigen Behorden bestimmte
Aufgaben im Rahmen der amtlichen Kontrolle iibertragen haben;

,Kontrollbehorde fiir ©kologische/biologische Erzeugnisse* eine o6ffentliche
Verwaltungsorganisation eines Mitgliedstaats, der die zustdndigen Behorden ihre
Aufgaben in Verbindung mit der Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
ganz oder teilweise iibertragen haben, gegebenenfalls auch die entsprechende
Behorde eines Drittlandes oder die entsprechende in einem Drittland titige Behorde;

,Verfahren zur Uberpriifung der Kontrollen* die Regelungen und die MaBnahmen,
die die zustindigen Behorden treffen, damit die amtlichen Kontrollen und die
anderen amtlichen Titigkeiten kohédrent und wirksam sind;

,»dcreening® eine Form der amtlichen Kontrolle, bei der in planmifBiger Abfolge
Beobachtungen oder Messungen mit dem Ziel durchgefiihrt werden, einen Uberblick
iiber den Stand der Einhaltung dieser Verordnung und der Vorschriften gemif
Artikel 1 Absatz 2 zu erhalten;
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42.

43.

44.

45.

46.

47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.

»gezieltes Screening* eine Form der amtlichen Kontrolle, bei der ein oder mehrere
Unternehmer oder deren Tétigkeiten beobachtet werden;

,Kontrollsystem* ein System, das die zustindigen Behorden und die Ressourcen,
Strukturen, Regelungen und Verfahren umfasst, die in einem Mitgliedstaat
geschaffen wurden, damit die amtlichen Kontrollen im Einklang mit dieser
Verordnung und den Bestimmungen in den Artikeln 15 bis 24 durchgefiihrt werden;

,,Gleichwertigkeit* oder ,,gleichwertig*

(a) die Féahigkeit unterschiedlicher Systeme oder MaBBnahmen zur Verwirklichung
derselben Ziele;

(b) zur Verwirklichung derselben Ziele geeignet (bezogen auf unterschiedliche
Systeme oder MaBnahmen);

,EBingang in die Union“ die Verbringung von Tieren und Waren in eines der in
Anhang I aufgefiihrten Gebiete;

,Dokumentenpriifung* die Priifung der amtlichen Bescheinigungen, der amtlichen
Attestierungen und anderer Dokumente, einschlieBlich der Handelspapiere, die
Sendungen im Einklang mit den Vorschriften gemifl Artikel 1 Absatz 2, den
Bestimmungen gemidll Artikel 54 Absatz 1 oder den gemdll Artikel 75 Absatz 3,
Artikel 125 Absatz 4, Artikel 127 Absatz 1 und Artikel 128 Absatz 1 erlassenen
Durchfiihrungsrechtsakten begleiten miissen;

,Nimlichkeitskontrolle* eine Sichtpriifung einer Sendung auf Ubereinstimmung des
Inhalts und der Kennzeichnung - einschlieflich der Markierungen auf Tieren,
Siegeln und Transportmitteln — mit den Angaben in den die Sendung begleitenden
amtlichen Bescheinigungen, amtlichen Attestierungen und anderen Dokumenten;

,,physische Kontrolle* die Kontrolle von Tieren oder Waren und gegebenenfalls die
Kontrolle von Verpackung, Transportmittel, Kennzeichnung und Temperatur, die
Probenahme zu Analyse-, Test- oder Diagnosezwecken sowie jede weitere Kontrolle,
die erforderlich ist, um die Einhaltung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 zu
iberpriifen;

,Umladung* die Verbringung von Waren, die den amtlichen Kontrollen gemif3
Artikel 45 Absatz 1 unterliegen und auf dem See- bzw. Luftweg aus einem Drittland
eintreffen, unter  zollamtlicher =~ Uberwachung zur  Vorbereitung  ihrer
Weiterbeforderung von einem Schiff zu einem anderen Schiff in demselben Hafen
bzw. von einem Flugzeug zu einem anderen Flugzeug auf demselben Flughafen;

,2Durchfuhr die Verbringung aus einem Drittland in ein anderes Drittland durch
eines der in Anhang I aufgefiihrten Gebiete unter zollamtlicher Uberwachung oder
aus einem der in Anhang I aufgefithrten Gebiete in ein anderes in Anhang I
aufgefiihrtes Gebiet durch das Gebiet eines Drittlandes;

,,zollamtliche Uberwachung“ MaBnahmen gemi3 der Definition in Artikel 4
Nummer 13 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92%;

,Zollkontrollen* Kontrollen der Zollbehorden gemil3 der Definition in Artikel 4
Nummer 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92;

,amtliche Verwahrung® das Verfahren, mit dem die zustindigen Behorden
sicherstellen, dass amtlichen Kontrollen unterliegende Tiere und Waren nicht
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54.

55.

56.

57.

verbracht oder verdndert werden, solange iiber ihre Bestimmung nicht entschieden
ist; dies umfasst auch die Lagerung durch Unternehmer unter der Aufsicht der
zustdandigen Behorden;

»zusitzliche amtliche Kontrollen Kontrollen, die urspriinglich nicht eingeplant
waren, sondern aufgrund der Ergebnisse vorausgegangener amtlicher Kontrollen
oder anderer amtlicher Téatigkeiten beschlossen werden;

~amtliches Bescheinigungsverfahren® das Verfahren, durch das die zustdndigen
Behorden die Ubereinstimmung mit einer oder mehreren Anforderungen in den
Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 bestitigen;

,Kontrollplan“ eine von den zustindigen Behorden erstellte Beschreibung mit
Informationen iiber Struktur und Organisation des Systems der amtlichen Kontrollen
sowie iiber seine Funktionsweise und die im Einzelnen fiir einen bestimmten
Zeitraum geplanten amtlichen Kontrollen in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Bereichen;

,Fahrtenbuch das in Anhang II Nummern 1 bis 5 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005
des Rates beschriebene Dokument.

Titel 11

Amtliche Kontrollen und andere amtliche Tiatigkeiten

in den Mitgliedstaaten

Kapitel 1
Zustindige Behorden

Artikel 3
Benennung zustindiger Behorden

Fiir jeden der durch die Vorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2 geregelten Bereiche
benennen die Mitgliedstaaten eine oder mehrere zustiindige Behorden, denen sie die
Verantwortung fiir die Durchfithrung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher
Tétigkeiten iibertragen.

Wenn ein Mitgliedstaat fiir ein und denselben Bereich mehr als eine zustdndige
Behorde auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene mit der Durchfithrung
amtlicher Kontrollen oder anderer amtlicher Titigkeiten betraut oder wenn die
gemdll Absatz 1 benannten zustédndigen Behorden aufgrund dieser Benennung befugt
sind, anderen Behorden bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit amtlichen
Kontrollen oder anderen amtlichen Tatigkeiten zu iibertragen, muss dieser
Mitgliedstaat

(a) Verfahren einfiihren, die eine effiziente und wirksame Koordinierung zwischen
allen beteiligten Behorden und die Kohiédrenz und Wirksamkeit der amtlichen
Kontrollen und der anderen amtlichen Téatigkeiten in seinem gesamten
Hoheitsgebiet gewihrleisten;

(b) eine zentrale Behorde benennen, die fiir die Koordinierung der
Zusammenarbeit und der Kontakte mit der Kommission und anderen
Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit amtlichen Kontrollen und anderen
amtlichen Téatigkeiten in dem jeweiligen Bereich verantwortlich ist.
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Die zustindigen Behorden, die fiir die Uberpriifung der Einhaltung der Vorschriften
gemdll Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j verantwortlich sind, konnen einer oder
mehreren Kontrollbehdrden fiir o6kologische/biologische Erzeugnisse bestimmte
Aufgaben der amtlichen Kontrolle iibertragen. In diesen Fillen teilen sie jeder
Behorde eine individuelle Kennnummer zu.

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten
die jeweils aktuellen Kontaktdaten

(a) der gemdl Absatz 1 benannten zustindigen Behorden,
(b) der gemdll Absatz 2 Buchstabe b benannten zentralen Behorden,

(c) der Kontrollbehorden fiir 06kologische/biologische Erzeugnisse geméil
Absatz 3,

(d) der beauftragten Stellen gemif3 Artikel 25 Absatz 1.

Die Informationen gemiB Unterabsatz 1 werden der Offentlichkeit zuginglich
gemacht.

Die Mitgliedstaaten konnen die zustindigen Behorden gemidll Absatz 1 mit der
Durchfithrung von Kontrollen betrauen, mit denen die Einhaltung oder die
Anwendung von Vorschriften iiberpriift werden soll, die nicht in Artikel 1 Absatz 2
aufgefiihrt sind; dies gilt auch fiir Vorschriften iiber spezifische Risiken, die sich aus
dem Vorhandensein gebietsfremder Arten in der Union ergeben konnen.

Die Kommission kann mittels Durchfithrungsrechtsakten bestimmen, wie die
Informationen gemiB Absatz 4 der Offentlichkeit zugiinglich zu machen sind. Diese
Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 4
Allgemeine Pflichten der zustindigen Behorden

Die zustiindigen Behorden haben

(a) Verfahren und Regelungen, die die Wirksamkeit und Angemessenheit der
amtlichen Kontrollen und der anderen amtlichen Tatigkeiten gewihrleisten;

(b) Regelungen, die die Unparteilichkeit, die Qualitit und die Einheitlichkeit der
amtlichen Kontrollen und der anderen amtlichen Titigkeiten auf allen Ebenen
gewihrleisten;

(c) Regelungen, die gewihrleisten, dass die amtlichen Kontrollen und die anderen
amtlichen Tatigkeiten von Personen durchgefithrt werden, die keinem
Interessenkonflikt ausgesetzt sind;

(d) ausreichende Laborkapazititen fiir Analysen, Tests und Diagnosen oder haben
Zugriff darauf;

(e) geniligend angemessen qualifiziertes und erfahrenes Personal oder haben
Zugriff darauf, damit die amtlichen Kontrollen und die anderen amtlichen
Tatigkeiten effizient und wirksam durchgefiihrt werden konnen;

(f)  geeignete und ordnungsgemill gewartete Einrichtungen und Ausriistungen,
damit das Personal die amtlichen Kontrollen und die anderen amtlichen
Tatigkeiten effizient und wirksam durchfiihren kann;

46

DE



DE

(g) die rechtlichen Befugnisse, um die amtlichen Kontrollen und die anderen
amtlichen Titigkeiten durchfithren und die MaBnahmen ergreifen zu konnen,
die in dieser Verordnung und den Vorschriften gemi3 Artikel 1 Absatz 2
vorgesehen sind;

(h) rechtliche Verfahren, die gewéhrleisten, dass das Personal, um seine Aufgaben
ordnungsgemill wahrnehmen zu konnen, Zugang zum Betriebsgeldnde der
Unternehmer und zu den von diesen gefiihrten Unterlagen hat;

(1) Notfallpldane und s__ind darauf vorbereitet, diese bei Bedarf auszufiihren,
gegebenenfalls in Ubereinstimmung mit den Vorschriften gemif3 Artikel 1
Absatz 2.

Das Personal, das die amtlichen Kontrollen und die anderen amtlichen Tétigkeiten
durchfiihrt,

(@) wird in seinem Zustindigkeitsbereich angemessen geschult, um seine
Aufgaben fachkundig wahrnehmen und amtliche Kontrollen und andere
amtliche Tatigkeiten sachgerecht durchfiihren zu konnen;

(b) bildet sich in seinem Zustidndigkeitsbereich regelmiBig weiter und unterzieht
sich bei Bedarf regelmifig einer Nachschulung;

(c) wird in den in Anhang II Kapitel I genannten Themenbereichen und im
Hinblick auf die sich aus dieser Verordnung fiir die zustindigen Behorden
ergebenden Pflichten geschult.

Die zustidndigen Behorden entwickeln und veranstalten Schulungsprogramme, damit
das Personal, das amtliche Kontrollen und andere amtliche Titigkeiten durchfiihrt,
die Schulungen geméll den Buchstaben a, b und c erhilt.

Damit das in Absatz 1 Buchstabe e und Absatz 2 genannte Personal der zustidndigen
Behorden iiber die erforderlichen Qualifikationen und Fachkenntnissen verfiigt, ist
die Kommission befugt, gemifl Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen
tiber die besonderen Qualifikations- und Schulungsanforderungen an dieses
Personals zu erlassen, wobei den wissenschaftlichen und fachlichen Kenntnissen
Rechnung zu tragen ist, die fiir die Durchfiihrung von amtlichen Kontrollen und
anderen amtlichen Titigkeiten in den einzelnen in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Bereichen erforderlich sind.

Ist innerhalb der Dienststellen einer zustindigen Behorde mehr als eine Einheit fiir
die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen oder anderer amtlicher Tétigkeiten zusténdig,
so ist eine effiziente und wirksame Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen
den verschiedenen Einheiten sicherzustellen.

Artikel 5
Audits der zustindigen Behorden

Die zustindigen Behorden fiihren interne Audits durch oder sie veranlassen Audits,
und sie ergreifen unter Beriicksichtigung der Auditergebnisse die entsprechenden
MaBnahmen, um sicherzustellen, dass sie dieser Verordnung geniigen.

Diese Audits
(a) werden einer unabhingigen Priifung unterzogen;

(b) erfolgen unter transparenten Bedingungen.
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2. Die zustindigen Behorden machen der Kommission die Ergebnisse der Audits
gemdl Absatz 1 auf Verlangen zugénglich.

3. Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Bestimmungen iiber die
Durchfithrung der Audits gemdll Absatz 1 festlegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte
werden nach dem Priifverfahren gemif3 Artikel 141 Absatz 2 erlassen.

Artikel 6
Natiirliche und juristische Personen betreffende Entscheidungen der zustindigen Behorden

Gegen die Entscheidungen der zustidndigen Behorden geméall Artikel 53, Artikel 64 Absitze 3
und 5, Artikel 65, Artikel 134 Absatz 2 und Artikel 135 Absitze 1 und 2, die natiirliche oder
juristische Personen betreffen, konnen diese Personen nach einzelstaatlichem Recht
Rechtsmittel einlegen.

Artikel 7
Verschwiegenheitspflicht des Personals der zustindigen Behorden

1. Die zustindigen Behorden sorgen dafiir, dass ihr Personal keine Informationen
weitergibt, die es bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben im Zusammenhang mit
amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Tétigkeiten erworben hat und die ihrer
Art nach vorbehaltlich Absatz 2 der Geheimhaltungspflicht unterliegen.

2. Sofern kein iibergeordnetes offentliches Interesse an ihrer Verbreitung besteht,
unterliegen diejenigen Informationen der Geheimhaltungspflicht gemi3 Absatz 1,
deren Verbreitung Folgendes beeintrichtigen wiirde:

(a) den Zweck von Inspektionen, Untersuchungen oder Audits;

(b) den Schutz der geschiftlichen Interessen einer natiirlichen oder juristischen
Person;

(c) den Schutz von Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung.

3. Unbeschadet der Absitze 1 und 2 konnen die zustindigen Behorden Informationen
tiber das Ergebnis amtlicher Kontrollen, die einzelne Unternehmer betreffen, unter
folgenden Bedingungen veréffentlichen oder der Offentlichkeit auf anderem Weg
zugéanglich machen:

(a) Der betreffende Unternehmer erhilt Gelegenheit, sich vor der Veroffentlichung
oder Freigabe zu den Informationen zu duflern, die die zustindigen Behorden
veroffentlichen oder der Offentlichkeit auf anderem Weg zuginglich machen
mochten;

(b) die veroffentlichten oder der Offentlichkeit auf anderem Weg zuginglich
gemachten Informationen beriicksichtigen die Bemerkungen des betroffenen
Unternehmers oder werden mit diesen zusammen verdffentlicht oder
freigegeben.
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Kapitel 11
Amtliche Kontrollen

Artikel 8
Allgemeine Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen

Die zustindigen Behorden unterziehen alle Unternehmer regelméBig, auf Risikobasis
und mit angemessener Haufigkeit amtlichen Kontrollen; dabei beriicksichtigen sie

(a) die festgestellten Risiken in Verbindung mit
1) Tieren und Waren,
ii)  den Titigkeiten unter der Kontrolle der Unternehmer,

iii) dem Ort, an dem die von den Unternechmern zu verantwortenden
Tatigkeiten oder Vorginge stattfinden,

iv) der Verwendung von Produkten, Prozessen, Materialien oder Stoffen, die
Auswirkungen auf die Lebensmittel- oder Futtermittelsicherheit, die
Tiergesundheit oder den Tierschutz, die Pflanzengesundheit oder die
Identitdt von Pflanzenvermehrungsmaterial haben konnen oder — im Falle
von GVO und Pflanzenschutzmitteln — umweltschidlich sein konnen;

(b) die Ergebnisse fritherer amtlicher Kontrollen bei den Unternehmern und die
Einhaltung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 durch die Unternehmer;

(c) die Verlasslichkeit und die Ergebnisse der Eigenkontrollen, die von den
Unternehmern oder in deren Auftrag von Dritten durchgefiihrt wurden, um die
Einhaltung der Vorschriften gemif} Artikel 1 Absatz 2 zu gewéhrleisten;

(d) alle Informationen, die auf einen Versto gegen die Vorschriften gemif3
Artikel 1 Absatz 2 hindeuten konnten.

Die zustindigen Behorden fiihren regelmifig und mit angemessener Hiufigkeit
amtliche Kontrollen durch, um mogliche vorsitzliche Zuwiderhandlungen gegen die
Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 zu entdecken, und sie beriicksichtigen dabei
zusdtzlich zu den in Absatz1 genannten Kriterien die iiber die
Amtshilfemechanismen gemif Titel IV ausgetauschten Informationen tiber mogliche
vorsitzliche Zuwiderhandlungen und alle anderen Informationen, die auf eine solche
Zuwiderhandlung hindeuten.

Die amtlichen Kontrollen, die vor dem Inverkehrbringen oder der Verbringung
bestimmter Waren bzw. Tiere im Hinblick auf die Ausstellung der amtlichen
Bescheinigungen und amtlichen Attestierungen durchgefiihrt werden, die nach den
Vorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2 Voraussetzung fiir das Inverkehrbringen oder
die Verbringung der Tiere oder Waren sind, erfolgen im Einklang mit

(a) den Vorschriften gemdl3 Artikel 1 Absatz 2;

(b) den von der Kommission gemél} den Artikeln 15 bis 24 erlassenen delegierten
Rechtsakten.

Amtliche Kontrollen werden ohne Vorankiindigung durchgefiihrt, aufler
(a) eine vorherige Unterrichtung des Unternehmers ist erforderlich;

(b)  der Unternehmer hat die amtliche Kontrolle beantragt.
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Amtliche Kontrollen werden nach Mdglichkeit so durchgefiihrt, dass der Aufwand
fiir die Unternehmer gering ist.

Die zustindigen Behorden fiihren die amtlichen Kontrollen mit derselben Sorgfalt
durch, unabhéngig davon, ob die betroffenen Tiere und Waren

(a) auf dem Unionsmarkt verfiigbar sind und ihren Ursprung in dem Mitgliedstaat
haben, in dem die amtlichen Kontrollen durchgefiihrt werden, oder in einem
anderen Mitgliedstaat;

(b) aus der Union ausgefiihrt werden sollen;
(c) aus Drittlindern in die Union verbracht werden.

Soweit dies zur Organisation der amtlichen Kontrollen unbedingt erforderlich ist,
konnen die Bestimmungsmitgliedstaaten die Unternehmer, die Tiere oder Waren aus
einem anderen Mitgliedstaat erhalten, auffordern, die Ankunft der betreffenden Tiere
oder Waren zu melden.

Artikel 9
Der amtlichen Kontrolle unterliegende Personen, Prozesse und Tdtigkeiten

Soweit dies erforderlich ist, um die Einhaltung der Vorschriften gemif Artikel 1 Absatz 2 zu
gewihrleisten, fithren die zustindigen Behorden die folgenden amtlichen Kontrollen durch:

(a)

(b)

(©)

Kontrollen von Tieren und Waren auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und
Vertriebsstufen;

Kontrollen von Stoffen, Materialien oder Gegenstinden, die Auswirkungen auf die
Merkmale von Tieren und Waren haben konnen, auf allen Produktions-,
Verarbeitungs- und Vertriebsstufen;

Kontrollen von Unternehmern und der Tétigkeiten und Vorgédnge unter ihrer
Verantwortung, ihres Betriebsgeldndes und ihrer Betriebsprozesse, der Lagerung,
Beforderung und Verwendung von Waren und der Tierhaltung.

Artikel 10
Transparenz der amtlichen Kontrollen

Die zustéindigen Behorden fiihren die amtlichen Kontrollen mit einem hohen Mal an
Transparenz durch und machen der Offentlichkeit relevante Informationen iiber die
Organisation und Durchfiihrung der Kontrollen zuginglich.

Sie sorgen auch fiir die regelmédfige und zeitnahe Veroffentlichung der
Informationen iiber

(a)  Art, Zahl und Ergebnis der amtlichen Kontrollen;
(b) Artund Zahl der festgestellten VerstoBe;

(c) die Fille, in denen die zustindigen Behdrden gemid3 Artikel 135 MaBBnahmen
ergriffen haben;

(d) die Fille, in denen die Sanktionen gemif Artikel 136 verhingt wurden.

Damit die Bestimmungen gemidfl Absatz 1 dieses Artikels einheitlich durchgefiihrt
werden, legt die Kommission mittels Durchfiihrungsrechtsakten das Format fest, in
dem die im vorgenannten Absatz erwihnten Informationen veroffentlicht werden; bei
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Bedarf aktualisiert sie dieses Format. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach
dem Priifverfahren geméfl Artikel 141 Absatz 2 erlassen.

Die zustindigen Behorden sind befugt, Angaben iiber die FEinstufung einzelner
Unternehmer aufgrund der Ergebnisse der amtlichen Kontrollen zu verdffentlichen
oder der Offentlichkeit auf anderem Weg zugiinglich zu machen, sofern die
folgenden Bedingungen erfiillt sind:

(a) Die Einstufungskriterien sind objektiv, transparent und 6ffentlich verfiigbar;

(b) es gibt geeignete Regelungen, die gewihrleisten, dass der Einstufungsprozess
schliissig und transparent ist.

Artikel 11

Dokumentierte Kontrollverfahren und Verfahren zur Uberpriifung der Kontrollen

Die zustindigen Behorden fiihren die amtlichen Kontrollen nach dokumentierten
Verfahren durch.

Diese Verfahren decken die Priiffelder fiir Kontrollverfahren ab, die in Anhang II
Kapitel II aufgefiihrt sind, und umfassen detaillierte Anweisungen fiir das Personal,
das die amtlichen Kontrollen durchfiihrt.

Die zustidndigen Behorden haben Verfahren, um die Kohdrenz und Wirksamkeit der
von ihnen durchgefiihrten amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Tétigkeiten
zu iiberpriifen.

Die zustindigen Behorden

(a) ergreifen AbhilfemaBnahmen in allen Féllen, in denen mit den in Absatz 2
genannten Verfahren Mingel bei Kohdrenz und Wirksamkeit der amtlichen
Kontrollen und der anderen amtlichen Tétigkeiten festgestellt werden;

(b) aktualisieren gegebenenfalls die in Absatz 1 genannten dokumentierten
Verfahren.

Artikel 12
Berichte iiber die amtlichen Kontrollen

Die zustdndigen Behorden erstellen einen Bericht iiber jede von ihnen durchgefiihrte
amtliche Kontrolle.

Diese Berichte enthalten:

(a) eine Beschreibung des Zwecks der amtlichen Kontrollen;
(b) die angewandten Kontrollmethoden;

(c) die Ergebnisse der amtlichen Kontrollen;

(d) gegebenenfalls die MaBnahmen, die die zustindigen Behorden als Folge ihrer
amtlichen Kontrolle von dem betroffenen Unternehmer verlangen.

Die zustindigen Behorden stellen dem amtlich kontrollierten Unternehmer eine
Kopie des Berichts geméll Absatz 1 zur Verfiigung.

Bei amtlichen Kontrollen, die eine kontinuierliche oder regelméflige Anwesenheit
von Personal oder Vertretern der zustindigen Behorden auf dem Betriebsgeldnde des
Unternehmers erfordern, sind die Berichte gemédll Absatz 1 so hdufig zu erstellen,
dass die zustidndigen Behorden und der Unternehmer
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(a)
(b)

regelmifig tiber den Stand der Einhaltung informiert werden;

sofort iiber alle bei den amtlichen Kontrollen festgestellten Mingel oder
VerstoBe informiert werden.

Artikel 13
Methoden und Techniken der amtlichen Kontrolle

Die zustindigen Behodrden nutzen fiir die amtlichen Kontrollen Methoden und
Techniken wie Screening, gezieltes Screening, Uberpriifung, Inspektion, Audit,
Probenahme, Analyse, Diagnose und Tests.

Amtliche Kontrollen umfassen gegebenenfalls

(a)

(b)

(c)
(d)

(e)

()
(@)
(h)

(1)

die Untersuchung der von den Unternehmern geschaffenen Kontrollsysteme
und der erzielten Ergebnisse;

die Inspektion

1) der Anlagen von Erzeugern des Primirsektors und der Einrichtungen
anderer Unternehmen, einschlieBlich ihrer Umgebung, ihres
Betriebsgelidndes, ihrer Biiros, Ausriistungen und Anlagen, ihres
Maschinen- und Fuhrparks sowie ihrer Tiere und Waren;

i) der Ausgangsstoffe, Zutaten, Verarbeitungshilfsstoffe und anderen
Produkte, die fiir die Zubereitung und Herstellung von Waren oder zur
Fiitterung oder Behandlung von Tieren verwendet werden;

1) Halbfertigwaren;

iv) der Reinigungs- und Pflegemittel und -verfahren sowie der
Pflanzenschutzmittel;

v)  der Kennzeichnung und Aufmachung sowie der Werbung;
Hygienekontrollen auf dem Betriebsgelinde der Unternehmer;

die Bewertung der Verfahren im Rahmen der guten Herstellungspraxis, der
guten Hygienepraxis, der guten landwirtschaftlichen Praxis sowie der HACCP-
Grundsitze (Gefahrenanalyse und Bestimmung kritischer Kontrollpunkte);

die Priifung von Dokumenten und anderen Aufzeichnungen, die
moglicherweise wichtig sind, um die Einhaltung der Vorschriften gemif
Artikel 1 Absatz 2 zu bewerten;

Gespriche mit den Unternehmern und ihrem Personal;

das Ablesen der von den Messgeriten der Unternehmer aufgezeichneten
Werte;

Kontrollen (mit eigenen Geriten der zustindigen Behorden) zur Uberpriifung
der von den Unternehmern vorgenommenen Messungen;

alle anderen Tatigkeiten, die zur Feststellung von Versto3en erforderlich sind.
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Artikel 14
Pflichten der Unternehmer

Soweit dies fiir die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen oder anderer amtlicher
Tiatigkeiten erforderlich ist, ermdglichen die Unternehmer dem Personal der
zustdandigen Behorden auf deren Verlangen den Zugang zu

(a) 1hrem Betriebsgelédnde,

(b) ihren computergestiitzten Informationsmanagementsystemen,
(c) ihren Tieren und Waren,

(d) ihren Dokumenten und anderen sachdienlichen Informationen.

Wihrend der amtlichen Kontrollen und der anderen amtlichen Tétigkeiten
unterstiitzen die Unternehmer das Personal der zustiindigen Behorden bei dessen
Arbeit.

Der fiir die Sendung verantwortliche Unternehmer

(a) arbeitet uneingeschrinkt mit den zustindigen Behdrden zusammen, um eine
effiziente Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen und der anderen amtlichen
Tétigkeiten zu gewihrleisten;

(b) stellt auf Papier oder elektronisch alle Informationen iiber die Sendung zur

Verfiigung.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Bestimmungen festlegen

betreffend

(a) die Modalititen fiir den Zugang der zustindigen Behorden zu den
elektronischen Informationsmanagementsystemen gemdil Absatz 1
Buchstabe b;

(b) die Zusammenarbeit zwischen Unternehmern und zustindigen Behorden
gemil} Absatz 3.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméfl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 15
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen
Behorden in Bezug auf die Produktion von Erzeugnissen tierischen Ursprungs, die fiir den
menschlichen Verzehr bestimmt sind

Die amtlichen Kontrollen in der Fleischproduktion umfassen

(a) die Uberpriifung der Gesundheit und des Wohls der Tiere vor der Schlachtung
durch einen amtlichen Tierarzt oder unter dessen Verantwortung;

(b) amtliche Kontrollen in  Schlachtbetrieben, Zerlegebetriecben  und
Wildbearbeitungsbetrieben durch einen amtlichen Tierarzt oder unter dessen
Verantwortung, zur Uberpriifung der Einhaltung der Bestimmungen iiber

1) die Hygiene der Fleischproduktion;

i1)  Tierarzneimittelriickstdnde in Erzeugnissen tierischen Ursprungs, die fiir
den menschlichen Verzehr bestimmt sind;
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iii) die Handhabung und die Entsorgung von tierischen Nebenprodukten und
spezifiziertem Risikomaterial;

iv)  die Gesundheit und den Schutz der Tiere.

Die Kommission ist befugt, gemidf Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit besonderen
Bestimmungen iiber die Durchfithrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit
denen bei fiir den menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen
Ursprungs und bei zur Produktion dieser Erzeugnisse gehaltenen Tieren die
Einhaltung der fiir diese Erzeugnisse und Tiere geltenden Vorschriften geméif
Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a, ¢, d und e iiberpriift wird, sowie mit Bestimmungen
iiber die von den zustiindigen Behorden nach amtlichen Kontrollen zu ergreifenden
MaBnahmen. Diese delegierten Rechtsakte regeln

(a) die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustindigen Behorden,
zusitzlich zu den in Absatz 1, den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den
Artikeln 11, 12 und 13, Artikel 34 Absidtze 1 und 2 sowie in Artikel 36
genannten Zustidndigkeiten und Aufgaben;

(b) spezifische Anforderungen an die einheitliche Durchfiihrung und die
einheitliche Mindesthdufigkeit amtlicher Kontrollen, wobei — neben den
Kriterien gemifBl Artikel 8 Absatz 1 — die besonderen Gefahren und Risiken zu
beriicksichtigen sind, die beim jeweiligen Erzeugnis tierischen Ursprungs und
bei den verschiedenen Verarbeitungsschritten bestehen;

(c) die Fille, in denen, und die Bedingungen, unter denen das Personal von
Schlachtbetrieben in amtliche Kontrollen einbezogen werden kann, sowie die
Form und Durchfiihrung von Tests zur Leistungsbewertung;

(d) die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten Verstdfen eine
oder mehrere MaBBnahmen geméall Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht
in jenem Absatz genannte MaBnahmen ergreifen miissen;

(e) die Kriterien, nach denen festgelegt wird, wann der amtliche Tierarzt aufgrund
einer Risikoanalyse bei den amtlichen Kontrollen gemédll Absatz 1 nicht im
Schlachtbetrieb oder Wildbearbeitungsbetrieb anwesend sein muss.

Konnen in Fillen duflerster Dringlichkeit Risiken nicht wirksam angegangen werden,
weil einheitliche Vorgaben fiir die amtlichen Kontrollen oder die von den
zustiandigen Behorden nach solchen Kontrollen zu ergreifenden MalB3nahmen fehlen,
so gilt fiir gemiB diesem Absatz erlassene delegierte Rechtsakte das Verfahren nach
Artikel 140.

Die Kommission beriicksichtigt beim Erlass delegierter Rechtsakte gemil3 Absatz 2
die folgenden Kriterien:

(a) Die Erfahrungen der Lebensmittelunternehmer mit der Anwendung der
Verfahren gemall Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.852/2004 des
Europiischen Parlaments und des Rates48;

(b)  wissenschaftliche und technologische Entwicklungen;

(c) Verbrauchererwartungen im Hinblick auf die Zusammensetzung von
Lebensmitteln und Veridnderungen der Gewohnheiten beim
Lebensmittelverbrauch;

48

ABI. L 139 vom 30.4.2004, S. 1.
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(d) Risiken fiir die Gesundheit von Menschen und Tieren in Verbindung mit
Fleisch und anderen fiir den menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen
tierischen Ursprungs.

Sofern dies nicht dem Erreichen der Ziele in Bezug auf die Gesundheit von
Menschen und Tieren entgegensteht, die mit den Vorschriften gemill Artikel 1
Absatz 2 Buchstaben a, ¢, d und e iiber Erzeugnisse tierischen Ursprungs fiir den
menschlichen Verzehr und iiber zur Herstellung dieser Erzeugnisse gehaltene Tieren
angestrebt werden, beriicksichtigt die Kommission beim Erlass delegierter
Rechtsakte gemi3 Absatz 2 zudem die folgenden Elemente:

(a) Die Notwendigkeit, die Anwendung der delegierten Rechtsakte in kleinen
Unternehmen zu erleichtern;

(b) die Notwendigkeit, die weitere Anwendung traditioneller Methoden auf allen
Produktions-, Verarbeitungs- oder Vertriebsstufen von Lebensmitteln zu
ermdglichen;

(c) die Erfordernisse von Lebensmittelunternehmen in Regionen in schwieriger
geografischer Lage.

Artikel 16

Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustdindigen
Behorden in Bezug auf Riickstinde bestimmter Stoffe in Lebens- und Futtermitteln

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die Durchfithrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen die Einhaltung der
Vorschriften gemédll Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a in Bezug auf bestimmte Stoffe, die bei
Anwendung auf Kulturpflanzen oder in Tieren oder bei Verwendung in der Herstellung oder
Verarbeitung von Lebens- oder Futtermitteln Riickstinde in Lebens- oder Futtermitteln
hinterlassen konnen, iiberpriift wird, sowie mit Bestimmungen iiber die von den zustindigen
Behorden nach diesen amtlichen Kontrollen zu ergreifenden MaBBnahmen. Diese delegierten
Rechtsakte legen eine Mindestzahl an amtlichen Kontrollen fest, um eine gegen Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe a verstolende Verwendung dieser Stoffe zu verhindern, und enthalten
Bestimmungen iiber

(a)

(b)

(©)

einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen
und eine einheitliche Mindesthiufigkeit solcher Kontrollen, wobei — neben den
Kriterien gemill Artikel 8 Absatz 1 — die besonderen Gefahren und Risiken in
Verbindung mit nicht zugelassenen Stoffen und mit der unzulédssigen Verwendung
zugelassener Stoffe zu beriicksichtigen sind;

zusidtzliche besondere Kriterien und Punkte (zusitzlich zu den in Artikel 108
genannten) fiir die Aufstellung der einschligigen Teile des mehrjdhrigen nationalen
Kontrollplans gemif3 Artikel 107 Absatz 1;

die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten Versto3en eine oder
mehrere MaBBnahmen gemill Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte Mallnahmen ergreifen miissen.
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Artikel 17
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustdindigen
Behorden in Bezug auf Tiere, Erzeugnisse tierischen Ursprungs, Zuchtmaterial, tierische
Nebenprodukte und Folgeprodukte

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen bei Tieren, Erzeugnissen
tierischen Ursprungs, Zuchtmaterial, tierischen Nebenprodukten und Folgeprodukten die
Einhaltung der Unionsvorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben d und e itiberpriift
wird, sowie mit Bestimmungen iiber die von den zustidndigen Behorden nach diesen amtlichen
Kontrollen zu ergreifenden MalBnahmen. Diese delegierten Rechtsakte beriicksichtigen die
Risiken fiir die Tiergesundheit im Zusammenhang mit Tieren, Erzeugnissen tierischen
Ursprungs und Zuchtmaterial sowie die Risiken fiir die Gesundheit von Menschen und Tieren
in Verbindung mit tierischen Nebenprodukten und Folgeprodukten, und enthalten
Bestimmungen iiber

(a) die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustdndigen Behorden, zusitzlich
zu den in den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 11, 12 und 13,
Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36 genannten Zustidndigkeiten und
Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher Kontrollen
und eine einheitliche Mindesthédufigkeit solcher Kontrollen, wobei neben den
Kriterien gemidll Artikel 8 Absatz 1 zu beriicksichtigen ist, dass den besonderen
Gefahren und Risiken fiir die Tiergesundheit durch amtliche Kontrollen begegnet
werden muss, mit denen die Einhaltung der in den Vorschriften gemill Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe d festgelegten MaBBnahmen zur Privention und Bekdmpfung von
Krankheiten tiberpriift wird;

(c) die Fille, in denen die zustdndigen Behorden bei bestimmten VerstoBen eine oder
mehrere MaBBnahmen gemill Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte Mallnahmen ergreifen miissen.

Artikel 18
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen
Behorden in Bezug auf die Tierschutzauflagen

1. Amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der Tierschutzauflagen beim
Transport umfassen unter anderem

(a) bei langen Beforderungen zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen
Mitgliedstaaten und Drittlindern vor dem Verladen: amtliche Kontrollen zur
Uberpriifung der Transportfihigkeit der Tiere;

(b) bei langen Beforderungen zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen
Mitgliedstaaten und Drittlindern von Hausequiden mit Ausnahme registrierter
Equiden und von Hausrindern, Hausschafen, Hausziegen oder Hausschweinen
vor der Fahrt:

1) amtliche Kontrollen von Fahrtenbiichern, um zu iiberpriifen, ob das
Fahrtenbuch plausibel ist und erkennen ldsst, dass die Verordnung (EG)
Nr. 1/2005 eingehalten wird;

ii) amtliche Kontrollen, um zu iiberpriifen, ob der im Fahrtenbuch
angegebene Transportunternehmer iiber eine giiltige Zulassung als
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Transportunternehmer, einen  Nachweis der Zulassung des
Transportmittels fiir lange Strecken sowie iiber Befidhigungsnachweise
fiir Fahrer und Betreuer verfiigt;

(¢c) an den Grenzkontrollstellen gemidll Artikel 57 Absatz1 und an den
Ausgangsorten:

1) amtliche Kontrollen der Transportfihigkeit der betroffenen Tiere und der
Transportmittel;

i)  amtliche Kontrollen, um zu iiberpriifen, ob die Transportunternehmer die
einschligigen internationalen Ubereinkommen einhalten und iiber eine
giiltige ~ Zulassung  als  Transportunternehmer  sowie  iiber
Befihigungsnachweise fiir Fahrer und Betreuer verfiigen;

1) amtliche Kontrollen, um zu iiberpriifen, ob Hausequiden, Hausrinder,
Hausschafe, Hausziegen und Hausschweine iiber eine lange Strecke
befordert worden sind oder befordert werden sollen.

Wenn die Vorschriften gemil3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe f verlangen, dass
bestimmte nicht quantifizierbare Tierschutznormen erfiillt sind oder dass bestimmte
Praktiken befolgt werden, deren Befolgung sich aber durch die blole Anwendung
der amtlichen Kontrollmethoden und -techniken geméll Artikel 13 nicht wirksam
tiberpriifen ldsst, konnen in Féllen und unter Bedingungen, die gemill Absatz 3
Buchstabe f festzulegen sind, bei den amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der
Einhaltung dieser Vorschriften spezifische Tierwohlindikatoren angelegt werden.

Die Kommission ist befugt, gemidBl Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit
Bestimmungen iiber die Durchfithrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit
denen die Einhaltung der Unionsvorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe f
tiberpriift wird. Diese delegierten Rechtsakte beriicksichtigen die Risiken fiir das
Tierwohl in Verbindung mit landwirtschaftlichen Tétigkeiten und der Beférderung,
dem Schlachten und dem Td6ten von Tieren und enthalten Bestimmungen tiber

(a) die besonderen Zustindigkeiten und Aufgaben der zustindigen Behorden,
zusitzlich zu den in Absatz 1, den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den
Artikeln 11, 12 und 13, Artikel 34 Absdtze 1 und 2 sowie in Artikel 36
genannten Zustdndigkeiten und Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher
Kontrollen und eine einheitliche Mindesthiufigkeit solcher Kontrollen, wobei
— neben den Kriterien gemil3 Artikel 8 Absatz 1 — die Risiken in Verbindung
mit den verschiedenen Tierarten und Transportmitteln und die Notwendigkeit,
vorschriftswidrige Praktiken zu verhindern und das Leiden der Tiere zu
mindern, zu beriicksichtigen sind;

(c) die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten Verstofen eine
oder mehrere MaBnahmen gemall Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht
in jenem Absatz genannte Mallnahmen ergreifen miissen;

(d) die Uberpriifung der Tierschutzauflagen an den Grenzkontrollstellen und
Ausgangsorten und die Mindestanforderungen an solche Ausgangsorte;

(e) spezifische Kriterien und Voraussetzungen fiir die Auslosung der
Amtshilfemechanismen gemif3 Titel IV;
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(f) die Fille, in denen, und die Bedingungen, unter denen fiir die amtlichen
Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung Tierschutzauflagen spezifische
Tierwohlindikatoren herangezogen werden konnen, die auf messbaren
Leistungskriterien beruhen und die fiir diese Zwecke nach wissenschaftlich und
technisch fundierten Erkenntnissen aufgestellt werden konnen.

Artikel 19

Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen

Behorden in Bezug auf die Pflanzengesundheit

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die Durchfilhrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen bei Pflanzen,
Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenstinden die Einhaltung der fiir diese Waren
geltenden Unionsvorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g iiberpriift wird, sowie
mit Bestimmungen iiber die von den zustdndigen Behorden nach diesen amtlichen Kontrollen
zu ergreifenden MalBlnahmen. Diese delegierten Rechtsakte beriicksichtigen die Risiken fiir
die Pflanzengesundheit im Zusammenhang mit Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen
Gegenstédnden in Verbindung mit bestimmten Pflanzenschidlingen oder Unternehmern, und
enthalten Bestimmungen iiber

(a)

(b)

(©)

(d)

DE

die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustédndigen Behorden, zusitzlich
zu den in den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 11, 12 und 13,
Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36 genannten Zustidndigkeiten und
Aufgaben;

einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen
bei der Einfuhr von bestimmten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen
Gegenstédnden, fiir die die Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g gelten,
in die Union und bei der Verbringung derselben innerhalb der Union sowie eine
einheitliche Mindesthidufigkeit solcher Kontrollen, wobei — neben den Kriterien
gemidll Artikel 8 Absatz1 — die besonderen Gefahren und Risiken fiir die
Pflanzengesundheit zu beriicksichtigen sind, die je nach Ursprung oder Herkunft in
Verbindung mit bestimmten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen
Gegenstinden bestehen;

die einheitliche Hiufigkeit der amtlichen Kontrollen der zustindigen Behdrden bei
Unternehmern, die gemid Artikel 79 Absatz1 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the Regulation on
protective measures against pests of plants] Pflanzenpidsse ausstellen diirfen, wobei
neben den Kriterien gemid3 Artikel 8 Absatz 1 zu beriicksichtigen ist, ob diese
Unternehmer fiir die von ihnen erzeugten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und
sonstigen Gegenstidnde einen Risikomanagementplan fiir Pflanzengesundheit gemif3
Artikel 86 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please
insert number of the Regulation on protective measures against pests of plants]
aufgestellt haben.

die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten VerstoBen eine oder
mehrere MaBBnahmen gemdfl Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte MaBnahmen ergreifen miissen.
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Artikel 20
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustdindigen
Behorden in Bezug auf Pflanzenvermehrungsmaterial

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die  Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen bei
Pflanzenvermehrungsmaterial die Einhaltung der fiir diese Waren geltenden Vorschriften
gemdl Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h iiberpriift wird, sowie mit Bestimmungen iiber die von
den zustdndigen Behorden nach diesen amtlichen Kontrollen zu ergreifenden MaBnahmen.
Diese delegierten Rechtsakte regeln

(a) die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustidndigen Behorden, zusitzlich
zu den in den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 11, 12 und 13,
Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36 genannten Zustidndigkeiten und
Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher Kontrollen,
wobei — neben den Kriterien gemif3 Artikel 8 Absatz 1 — die Risiken fiir Gesundheit,
Identitidt, Qualitit wund Riickverfolgbarkeit bestimmter Kategorien von
Pflanzenvermehrungsmaterial oder spezifischer Gattungen oder Arten zu
beriicksichtigen sind;

(©) spezifische  Kriterien und Voraussetzungen fiir die Auslosung der
Amtshilfemechanismen gemifB Titel IV;

(d) die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten VerstoB3en eine oder
mehrere MaBBnahmen gemil Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte MalBnahmen ergreifen miissen.

Artikel 21
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen
Behorden in Bezug auf GVO und genetisch verinderte Lebens- und Futtermittel

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen bei GVO und bei genetisch
verdanderten Lebens- und Futtermitteln die Einhaltung der Vorschriften gemidBl Artikel 1
Absatz 2 Buchstaben a, b und c iiberpriift wird, sowie mit Bestimmungen iiber die von den
zustdndigen Behorden nach diesen amtlichen Kontrollen zu ergreifenden Maflnahmen. Diese
delegierten Rechtsakte beriicksichtigen, dass eine Mindestzahl an amtlichen Kontrollen
durchgefithrt werden muss, um Praktiken zu verhindern, die gegen diese Vorschriften
versto3en, und enthalten Bestimmungen iiber

(a) die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustidndigen Behorden, zusitzlich
zu den in den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 11, 12 und 13,
Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36 genannten Zustidndigkeiten und
Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher Kontrollen
und die einheitliche Mindesthadufigkeit solcher Kontrollen betreffend

1) das Vorhandensein von GVO und von genetisch veridnderten Lebens- und
Futtermitteln auf dem Markt, die nicht geméll der Richtlinie 2001/18/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 12.Midrz 2001 {iber die
absichtliche Freisetzung genetisch veridnderter Organismen in die Umwelt und
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zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates™ oder gemiB der
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 zugelassen worden sind;

ii) den Anbau von GVO und die vorschriftsmifige Anwendung des
Beobachtungsplans gemil3 Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe e der Richtlinie
2001/18/EG sowie Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1829/2003;

ii1) die Anwendung genetisch verdnderter Mikroorganismen in geschlossenen
Systemen;

(c) die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten VerstoB3en eine oder
mehrere MaBBnahmen gemil Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte MalBnahmen ergreifen miissen.

Artikel 22
Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen
Behorden in Bezug auf Pflanzenschutzmittel

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit Bestimmungen iiber
die Durchfithrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit denen die Einhaltung der
Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe i iiberpriift wird.

Diese delegierten Rechtsakte beriicksichtigen die Risiken fiir die Gesundheit von Menschen
und Tieren und fiir die Umwelt, die Pflanzenschutzmittel darstellen konnen, und enthalten
Bestimmungen iiber

(a) die besonderen Zustdndigkeiten und Aufgaben der zustdndigen Behorden, zusitzlich
zu den in den Artikeln 4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 11, 12 und 13,
Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36 genannten Zustidndigkeiten und
Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher Kontrollen
und eine einheitliche Mindesthdufigkeit solcher Kontrollen betreffend die
Herstellung, das Inverkehrbringen, den Eingang in die Union sowie die
Kennzeichnung, Verpackung, Beforderung, Lagerung und Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln, wobei neben den Kriterien gemidf Artikel 8 Absatz 1 zu
beriicksichtigen ist, dass eine sichere und nachhaltige Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln gewihrleistet und der illegale Handel mit solchen Mitteln
bekdmpft werden muss;

(c) einheitliche spezifische Anforderungen an die Inspektion von Anwendungsgerit fiir
Pestizide und eine einheitliche Mindesthiufigkeit solcher Kontrollen;

(d) die Fille, in denen die zustdndigen Behorden bei bestimmten VerstoBen eine oder
mehrere MaB3nahmen gemdll Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht in jenem
Absatz genannte Mallnahmen ergreifen miissen;

(e) die Ausarbeitung von Zertifizierungsregelungen, um die zustdndigen Behorden bei
der Priifung von Anwendungsgerit fiir Pestizide zu unterstiitzen;

(f) die Erhebung von Daten zu sowie das Monitoring und die Meldung von moglichen
Vergiftungsfillen durch Pflanzenschutzmittel;

9 ABI. L 106 vom 17.4.2001, S. 1.
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(2) die Erhebung von Daten zu sowie das Monitoring und die Meldung von gefilschten
Pflanzenschutzmitteln und illegalem Handel mit Pflanzenschutzmitteln.

Artikel 23

Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen der zustindigen
Behorden in Bezug auf okologische/biologische Erzeugnisse und auf die Verwendung der
Angabe ,,geschiitzte Ursprungsbezeichnung “, ,, geschiitzte geografische Angabe“ oder

, garantiert traditionelle Spezialitdt“

1. Die Kommission ist befugt, gemidBl Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit
Bestimmungen iiber die Durchfithrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit
denen die Einhaltung der Vorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben j und k
tiberpriift wird, sowie mit Bestimmungen iiber die von den zustindigen Behorden
nach diesen amtlichen Kontrollen zu ergreifenden Mafnahmen.

2. In Bezug auf die Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j enthalten die in
Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte Bestimmungen iiber

(a)

(b)

(c)

(d)

(e

()

(@)

die besonderen Zustidndigkeiten und Aufgaben der zustindigen Behorden,
zusitzlich zu den in den Artikeln4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den
Artikeln 11 bis 13, Artikel 34 Absidtze 1 und 2, Artikel 36 sowie — was die
Zulassung und Beaufsichtigung beauftragter Stellen betrifft — in den
Artikeln 25, 29, 30 und 32 genannten Zustidndigkeiten und Aufgaben;

die Anforderungen — zusitzlich zu den in Artikel 8 Absatz 1 genannten — an die
Risikobewertung, die Festlegung der Hiufigkeit der amtlichen Kontrollen und
(gegebenenfalls) die Probenahmen, wobei die Wahrscheinlichkeit eines
Verstolles zu beriicksichtigen ist;

die Mindesthiufigkeit amtlicher Kontrollen bei Unternehmern im Sinne der
Definition in Artikel 2 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des
Rates sowie die Fille, in denen, und die Bedingungen, unter denen bestimmte
dieser Unternehmer von bestimmten amtlichen Kontrollen befreit sind;

Methoden und Techniken fiir amtliche Kontrollen, zusitzlich zu den in
Artikel 13 und Artikel 33 Absitze 1 bis 5 genannten Methoden und Techniken,
und spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher Kontrollen, mit
denen die Riickverfolgbarkeit 6kologischer/biologischer Erzeugnisse auf allen
Produktions-, Zubereitungs- und Vertriebsstufen und die Einhaltung der
Vorschriften gemil3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j gewihrleistet werden
sollen;

Kriterien — zusitzlich zu den in Artikel 135 Absatz 1 Unterabsatz 2 und
Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 genannten — fiir die bei
VerstoBen zu ergreifenden Mallnahmen, sowie zusitzliche Malnahmen, die die
in Artikel 135 Absatz 2 genannten Mal3nahmen ergénzen;

Anforderungen - zusitzlich zu den in Artikel4 Absatz 1 Buchstabe f
genannten — an die Einrichtungen und Ausriistungen, die fiir die Durchfiihrung
amtlicher Kontrollen notwendig sind, sowie Bedingungen und Pflichten, die
die in den Artikeln 25 bis 30 und Artikel 32 genannten ergdnzen und die
Ubertragung von Aufgaben der amtlichen Kontrolle betreffen;

Berichterstattungspflichten — zusitzlich zu den in den Artikeln 12 und 31
genannten — der zustindigen Behorden, der Kontrollbehorden fiir
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okologische/biologische Erzeugnisse und der mit amtliche Kontrollen
beauftragten Stellen;

(h) spezifische Kriterien und Voraussetzungen fiir die Auslosung der
Amtshilfemechanismen gemil Titel IV.

In Bezug auf die Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe k enthalten die in
Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte Bestimmungen iiber

(a) Anforderungen, Methoden und Techniken fiir amtliche Kontrollen zur
Uberpriifung der Einhaltung der Produktspezifikationen und der
Kennzeichnungsanforderungen, zusitzlich zu den in den Artikeln 11 und 13
genannten Anforderungen, Methoden und Techniken;

(b) Methoden und Techniken — zusétzlich zu den in Artikel 13 genannten — fiir die
Durchfithrung amtlicher Kontrollen, mit denen die Riickverfolgbarkeit der
Produkte, die unter die Vorschriften gemidll Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe k
fallen, auf allen Produktions-, Zubereitungs- und Vertriebsstufen sowie die
Einhaltung dieser Vorschriften gewéihrleistet werden sollen;

(c) spezifische Kriterien und Inhalte — zusétzlich zu den in Artikel 108 genannten
— fiir die Ausarbeitung der einschligigen Teile des mehrjdhrigen nationalen
Kontrollplans gemif3 Artikel 107 Absatz 1 und weitere spezifische Inhalte fiir
den in Artikel 112 vorgesehenen Bericht;

(d) spezifische Kriterien und Voraussetzungen fiir die Auslosung der
Amtshilfemechanismen gemal Titel IV;

(e) spezifische MaBnahmen, die — zusidtzlich zu den in Artikel 135 Absatz 2
genannten — bei Verstofen sowie bei schweren oder wiederholten Verstden zu
ergreifen sind.

Gegebenenfalls weichen die Bestimmungen der delegierten Rechtsakte gemifl den
Absitzen 2 und 3 von den in den vorgenannten Absitzen genannten Bestimmungen
dieser Verordnung ab.

Artikel 24

Besondere Bestimmungen iiber amtliche Kontrollen und Mafinahmen bei neu festgestellten

Risiken im Zusammenhang mit Lebens- und Futtermitteln

Die Kommission ist befugt, gemidf Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit besonderen
Bestimmungen {iber die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen zu erlassen, mit
denen bei bestimmten Kategorien von Lebens- und Futtermitteln die Einhaltung der
Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a bis e iiberpriift wird, sowie mit
Bestimmungen fiir die von den zustindigen Behorden nach diesen amtlichen
Kontrollen zu ergreifenden MaBBnahmen. Diese delegierten Rechtsakte betreffen neu
festgestellte Risiken, die Lebens- und Futtermittel fiir die Gesundheit von Menschen
und Tieren oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die
Umwelt darstellen konnen, oder Risiken, die durch neue Formen und Muster der
Herstellung bzw. des Konsums von Lebensmitteln oder Futtermitteln entstehen, oder
Risiken, die nicht wirksam angegangen werden konnen, weil einheitliche
Beschreibungen fiir die amtlichen Kontrollen und die von den zustiandigen Behorden
nach solchen Kontrollen zu ergreifenden Mallnahmen fehlen; sie enthalten
Bestimmungen iiber
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(a) die besonderen Zustindigkeiten und Aufgaben der zustindigen Behorden,
zusitzlich zu den in den Artikeln4, 8 und 9, Artikel 10 Absatz 1, den
Artikeln 11, 12 und 13, Artikel 34 Absitze 1 und 2 sowie in Artikel 36
genannten Zustindigkeiten und Aufgaben;

(b) einheitliche spezifische Anforderungen an die Durchfithrung amtlicher
Kontrollen und eine einheitliche Mindesthdufigkeit solcher Kontrollen, wobei
— neben den Kriterien gemdll Artikel 8 Absatz 1 — die besonderen Gefahren
und Risiken zu beriicksichtigen sind, die in Verbindung mit der jeweiligen
Lebens- und  Futtermittelkategorie und mit den  verschiedenen
Verarbeitungsschritten bestehen;

(c) die Fille, in denen die zustindigen Behorden bei bestimmten Verstden eine
oder mehrere MaBBnahmen geméall Artikel 135 Absatz 2 oder zusitzliche, nicht
in jenem Absatz genannte Malnahmen ergreifen miissen.

Wenn im Fall eines ernsten Risikos fiir die Gesundheit von Menschen und Tieren
oder fiir die Umwelt dulerste Dringlichkeit dies gebietet, gilt fiir die gemadf Absatz 1
erlassenen delegierten Rechtsakte das Verfahren nach Artikel 140.

Kapitel I11

Ubertragung bestimmter Aufgaben der zustiindigen Behorden

Artikel 25

Ubertragung bestimmter Aufgaben der amtlichen Kontrolle durch die zustindigen Behérden
1.

Die zustidndigen Behorden konnen unter den Bedingungen gemifl den Artikeln 26
bzw. 27 einer oder mehreren beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen
bestimmte Aufgaben der amtlichen Kontrolle iibertragen.

Die zustindigen Behorden diirfen die Entscheidung iiber die Maflnahmen gemal
Artikel 135 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 135 Absitze 2 und 3 nicht iibertragen.

Unterabsatz 1 gilt nicht fiir die Manahmen, die gemif3 Artikel 135 oder Artikel 23
Absatz 2 Buchstabe e nach amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der
in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j genannten Vorschriften zu ergreifen sind.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen bestimmte Aufgaben der amtlichen Kontrolle festgelegt werden, die nicht
tibertragen werden diirfen, damit die Unabhéngigkeit oder die Kernaufgaben der
zustidndigen Behorden erhalten bleiben.

Ubertragen die zustindigen Behorden einer oder mehreren beauftragten Stellen
spezifische Aufgaben der amtlichen Kontrolle zur Uberpriifung der Einhaltung der
Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j, so teilen sie jeder beauftragten
Stelle eine Kennnummer zu und benennen die Behorden, die fiir die Zulassung und
Beaufsichtigung der beauftragten Stellen verantwortlich sind.

Artikel 26

Bedingungen fiir die Ubertragung bestimmter Aufgaben der amtlichen Kontrolle auf

beauftragte Stellen

Die Ubertragung bestimmter Aufgaben der amtlichen Kontrolle auf eine beauftragte
Stelle gemidll Artikel 25 Absatz 1 muss schriftlich erfolgen und unterliegt den
folgenden Bedingungen:
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(a)

(b)

(c)

Die Ubertragung beinhaltet eine genaue Beschreibung

1) der Aufgaben der amtlichen Kontrolle, die von der beauftragten Stelle
wahrgenommen werden diirfen;

i1)  der Bedingungen, unter denen die Aufgaben wahrgenommen werden;
die beauftragte Stelle

1) hat die Fachkompetenz, Ausriistung und Infrastruktur, die zur
Wahrnehmung der auf sie {ibertragenen Aufgaben der amtlichen
Kontrolle notwendig sind;

i)  hat eine ausreichende Zahl angemessen qualifizierter und erfahrener
Mitarbeiter;

iii)  ist im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihr iibertragenen Aufgaben der
amtlichen  Kontrolle unabhingig und frei von jeglichem
Interessenkonflikt;

iv) arbeitet und ist akkreditiert nach der Norm EN ISO/IEC 17020
,Anforderungen an den Betrieb verschiedener Typen von Stellen, die
Inspektionen durchfiihren* oder nach einer anderen Norm, wenn diese
einen engeren Bezug zu den libertragenen Aufgaben hat;

es gibt Regelungen, die eine effiziente und wirksame Koordinierung zwischen
der iibertragenden zustindigen Behorde und der beauftragten Stelle
gewihrleisten.

Artikel 27

Bedingungen fiir die Ubertragung bestimmter Aufgaben der amtlichen Kontrolle auf

natiirliche Personen

Die zustindigen Behorden konnen einer oder mehreren natiirlichen Personen bestimmte
Aufgaben der amtlichen Kontrolle ibertragen, wenn die Bestimmungen gemdfl den
Artikeln 15 bis 24 dies erlauben. Diese Ubertragung erfolgt schriftlich.

Fiir die Ubertragung bestimmter Aufgaben der amtlichen Kontrolle auf natiirliche Personen
gilt Artikel 26 Absatz 1 mit Ausnahme von Buchstabe b Ziffern ii und iv.

Artikel 28

Pflichten der beauftragten Stellen und der natiirlichen Personen, denen bestimmte Aufgaben

der amtlichen Kontrolle iibertragen werden

Die beauftragten Stellen und die natiirlichen Personen, denen geméill Artikel 25 Absatz 1
bestimmte Aufgaben der amtlichen Kontrolle iibertragen worden sind,

(a)

(b)

teilen den zustindigen Behorden, die ihnen bestimmte Aufgaben der amtlichen
Kontrolle iibertragen haben, regelmiBig bzw. immer auf deren Verlangen die
Ergebnisse der durchgefiihrten amtlichen Kontrollen mit;

unterrichten unverziiglich die zustindigen Behorden, die ihnen bestimmte Aufgaben
der amtlichen Kontrolle iibertragen haben, wenn aufgrund der Ergebnisse der
amtlichen Kontrollen ein Verstof3 festgestellt oder vermutet wird.
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Artikel 29

Pflichten der zustindigen Behorden, die bestimmte Aufgaben der amtlichen Kontrolle

iibertragen

Die zustindigen Behorden, die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen geméif
Artikel 25 Absatz 1 bestimmte Aufgaben der amtlichen Kontrolle iibertragen haben,

(a)

(b)

veranlassen bei Bedarf Audits oder Inspektionen solcher Stellen oder Personen;
machen die Ubertragung unverziiglich ganz oder teilweise riickgingig, wenn

1) ein Audit oder eine Inspektion geméll Buchstabe a Hinweise darauf ergibt, dass
die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen die ihnen iibertragenen
Aufgaben der amtlichen Kontrolle nicht ordnungsgemif3 wahrnehmen;

i1)  die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen nicht innerhalb eines
angemessenen Zeitraums geeignete Malnahmen treffen, um die bei den Audits
und Inspektionen gemil3 Buchstabe a festgestellten Mingel zu beheben.

Artikel 30

Bedingungen fiir die Ubertragung bestimmter Aufgaben in Bezug auf andere amtliche

Tdtigkeiten

Die zustindigen Behorden konnen einer oder mehreren beauftragten Stellen
bestimmte Aufgaben in Bezug auf andere amtliche Titigkeiten iibertragen, sofern

(a) die Vorschriften gemiB Artikel 1 Absatz 2 eine solche Ubertragung nicht
verbieten;

(b) die Bedingungen gemal} Artikel 26 Absatz 1- mit Ausnahme von Buchstabe b
Ziffer iv — erfiillt sind.

Die zustindigen Behorden konnen einer oder mehreren natiirlichen Personen
bestimmte Aufgaben in Bezug auf andere amtliche Titigkeiten iibertragen, sofern

(a) die Vorschriften gemi Artikel 1 Absatz 2 eine solche Ubertragung erlauben;

(b) die Bedingungen gemil Artikel 26 Absatz 1 — mit Ausnahme von Buchstabe b
Ziffern i1 und iv— erfiillt sind.

Artikel 31

Pflichten der beauftragten Stellen und der natiirlichen Personen, denen bestimmte Aufgaben

in Bezug auf andere amtliche Tiitigkeiten iibertragen werden

Die beauftragten Stellen und natiirlichen Personen, denen bestimmte Aufgaben in Bezug auf
andere amtliche Tatigkeiten gemal} Artikel 30 {ibertragen worden sind,

(a)

(b)

teilen den zustindigen Behorden, die ithnen bestimmte Aufgaben in Bezug auf andere
amtliche Tatigkeiten iibertragen haben, regelmifig bzw. immer auf deren Verlangen
die Ergebnisse der durchgefiihrten anderen amtlichen Tétigkeiten mit;

unterrichten unverziiglich die zustindigen Behorden, die ihnen bestimmte Aufgaben
in Bezug auf andere amtliche Titigkeiten iibertragen haben, wenn aufgrund der
Ergebnisse der anderen amtlichen Téatigkeiten ein Verstof festgestellt oder vermutet
wird.
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Artikel 32

Pflichten der zustindigen Behorden, die bestimmte Aufgaben in Bezug auf andere

amtliche Tdtigkeiten iibertragen

Die zustindigen Behorden, die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen bestimmte
Aufgaben in Bezug auf andere amtliche Titigkeiten gemil3 Artikel 30 iibertragen haben,

(a) veranlassen bei Bedarf Audits oder Inspektionen solcher Stellen oder Personen;
(b) machen die Ubertragung unverziiglich ganz oder teilweise riickgingig, wenn
1) ein Audit oder eine Inspektion geméll Buchstabe a Hinweise darauf ergibt, dass

die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen die ihnen in Bezug auf
andere amtliche Titigkeiten iibertragenen Aufgaben nicht ordnungsgeméif
wahrnehmen;

die beauftragten Stellen oder natiirlichen Personen nicht innerhalb eines
angemessenen Zeitraums geeignete MaBBnahmen treffen, um die bei den Audits
und Inspektionen gemif3 Buchstabe a festgestellten Mingel zu beheben.

Kapitel IV
Probenahmen, Analysen, Tests und Diagnosen

Artikel 33
Methoden fiir Probenahmen, Analysen, Tests und Diagnosen

1. Die bei den amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Tatigkeiten fiir
Probenahmen und fiir Laboranalysen, -tests und -diagnosen verwendeten Methoden
geniigen den Vorschriften der Union iiber solche Methoden oder iiber die
Leistungskriterien fiir solche Methoden.

2. Wenn keine Unionsvorschriften gemall Absatz 1 bestehen, verwenden die amtlichen
Laboratorien fiir ihre jeweiligen Analyse-, Test- und Diagnoseerfordernisse
Methoden, die dem anerkannten Stand der Technik entsprechen, namlich

(a)

(b)

(©)

(d)

(e)

die aktuellsten verfiigbaren Methoden, die international anerkannten Regeln
oder Protokollen, beispielsweise den vom Europidischen Normenausschuss
(CEN) anerkannten, geniigen, oder,

falls keine Regeln oder Protokolle geméll Buchstabe a bestehen, die von den
Referenzlaboratorien der Europédischen Union entwickelten oder empfohlenen
einschldgigen Methoden, die nach international anerkannten
wissenschaftlichen Protokollen validiert wurden, oder,

falls keine Regeln oder Protokolle gemill Buchstabe a bestehen und keine
Methoden gemill Buchstabeb vorhanden sind, die Methoden, die
einschldgigen Vorschriften auf nationaler Ebene geniigen, oder,

falls keine Regeln oder Protokolle gemidfl Buchstabe a, Methoden gemil
Buchstabe b und einzelstaatliche Vorschriften geméfl Buchstabe ¢ bestehen, die
von den nationalen Referenzlaboratorien entwickelten oder empfohlenen
Methoden, die nach international anerkannten wissenschaftlichen Protokollen
validiert wurden, oder,

falls keine Regeln oder Protokolle gemill Buchstabe a, Methoden gemél
Buchstabe b, einzelstaatliche Vorschriften gemidfl Buchstabe ¢ und Methoden
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gemidll Buchstabe d bestehen, die nach international anerkannten
wissenschaftlichen Protokollen validierten einschldgigen Methoden.

Wenn keine Unionsvorschriften gemédll Absatz 1 bestehen, konnen bei Screenings,
gezielten Screenings und anderen amtlichen Titigkeiten alle Methoden gemél
Absatz 2 verwendet werden.

Wenn dringend Laboranalysen, -tests oder -diagnosen benotigt werden und es keine
der in den Absidtzen 1 und 2 genannten Methoden gibt, kann das betreffende
nationale Referenzlaboratorium oder, falls kein nationales Referenzlaboratorium
besteht, jedes gemill Artikel 36 Absatz 1 benannte Labor andere als die in den
Absitzen 1 und 2 dieses Artikels genannten Methoden verwenden, bis eine
geeignete, nach international anerkannten wissenschaftlichen Protokollen validierte
Methode verfiigbar ist.

Die fiir Laboranalysen verwendeten Methoden miissen nach Moglichkeit durch die
entsprechenden Merkmale in Anhang III gekennzeichnet sein.

Proben sind so zu entnehmen, zu handhaben und zu kennzeichnen, dass ihre
rechtliche, wissenschaftliche und analytische Validitit gewihrleistet ist.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Bestimmungen festlegen
iber

(a) die fiir die Probenahme und fiir Laboranalysen, -tests und -diagnosen zu
verwendenden Methoden;

(b) Leistungskriterien, Analyse- , Test- oder Diagnoseparameter, Messunsicherheit
und Verfahren fiir die Validierung dieser Methoden;

(c) die Auslegung der Analyse-, Test- und Diagnoseergebnisse.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméfl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 34
Zweites Sachverstdndigengutachten

Die zustindigen Behorden gewihrleisten, dass die Unternehmer, deren Tiere oder
Waren Gegenstand von Probenahmen, Analysen, Tests oder Diagnosen sind, das
Recht erhalten, ein zweites Sachverstindigengutachten zu beantragen.

Dieses Recht

(a) ermoglicht dem Unternehmer in jedem Fall, eine Uberpriifung der Unterlagen
iiber Probenahmen, Analysen, Tests oder Diagnosen durch einen zweiten
Sachverstidndigen zu beantragen;

(b) ermoglicht dem Unternehmer, wo dies relevant und technisch moéglich ist und
insbesondere unter Beriicksichtigung von Privalenz und Gefahrenverteilung
unter den Tieren oder Waren, der Verderblichkeit der Proben oder Waren und
der Menge des verfiigbaren Substrats, zu beantragen,

1)  dass eine ausreichende Menge an weiteren Proben fiir ein zweites
Sachverstindigengutachten entnommen wird oder

i1)  dass die Probe einer unabhingigen zweiten Analyse, einem zweiten Test
oder einer zweiten Diagnose unterzogen wird, wenn sich keine
ausreichende Menge an Proben gemif Ziffer i entnehmen lésst.
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Der Antrag eines Unternehmers auf eine zweites Sachverstindigengutachten geméif
Absatz 1 wirkt sich nicht auf die Verpflichtung der zustindigen Behorden aus, in
Ubereinstimmung mit den Vorschriften gemiB Artikel 1 Absatz 2 und mit dieser
Verordnung SofortmaBnahmen zu treffen, um die Risiken fiir die Gesundheit von
Menschen, Tieren und Pflanzen oder fiir das Tierwohl bzw. — sofern es sich um GVO
und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt auszuschalten oder zu begrenzen.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Verfahren fiir die
einheitliche Anwendung der Bestimmungen geméfl Absatz 1 sowie fiir die Form und
Bearbeitung der Antrige auf ein zweites Sachverstindigengutachten festlegen. Diese
Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 35

Probenahme bei Tieren und Waren, die durch Einsatz von Fernkommunikationstechniken zum

DE

Verkauf angeboten werden

Im Fall von Tieren und Waren, die durch Einsatz von Fernkommunikationstechniken
zum Verkauf angeboten werden, diirfen Proben, die die zustindigen Behorden beim
Unternehmer angefordert haben, ohne sich zu erkennen zu geben, fiir die Zwecke
einer amtlichen Kontrolle verwendet werden.

Die zustindigen Behorden unternehmen alles, damit die Unternehmer, von denen die
Proben gemill Absatz 1 angefordert werden,

(a) unterrichtet werden, dass diese Proben im Rahmen einer amtlichen Kontrolle
entnommen und gegebenenfalls zum Zweck einer amtlichen Kontrolle
analysiert oder getestet werden, sowie

(b) von dem Recht Gebrauch machen konnen, ein zweites
Sachverstindigengutachten gemil3 Artikel 34 Absatz 1 zu beantragen, wenn
die im Absatz 1 genannten Proben analysiert oder getestet werden.

Artikel 36

Benennung amtlicher Laboratorien

Die zustindigen Behorden benennen amtliche Laboratorien, welche die Proben, die
im Zuge amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Titigkeiten entnommen
wurden, in dem Mitgliedstaat, in dem diese zustindigen Behorden tétig sind, oder in
einem anderen Mitgliedstaat den Laboranalysen, -tests und -diagnosen unterziehen.

Die zustidndigen Behorden konnen ein Laboratorium als amtliches Laboratorium
benennen, das seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat hat, sofern folgende
Bedingungen erfiillt sind:

(a) Es gibt geeignete Regelungen, die sie in die Lage versetzen, die Audits und
Inspektionen gemiB3 Artikel 38 Absatz 1 selbst durchzufiihren oder den
zustandigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem das Laboratorium seinen Sitz
hat, die Durchfiihrung dieser Audits und Inspektionen zu iibertragen;

(b) das Laboratorium ist von den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem
es seinen Sitz hat, bereits als amtliches Laboratorium benannt worden.

Die Benennung erfolgt schriftlich und enthilt eine genaue Beschreibung
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(a) der Aufgaben, die das Laboratorium als amtliches Laboratorium wahrnehmen
soll;

(b) der Bedingungen fiir die Wahrnehmung dieser Aufgaben;

(c) der Regelungen, die fiir eine effiziente und wirksame Koordinierung und
Zusammenarbeit zwischen dem Laboratorium und den zustdndigen Behorden
erforderlich sind.

Die zustindigen Behorden diirfen nur solche Laboratorien als amtliche Laboratorien
benennen, die

(a) iiber die Fachkompetenz, Ausriistung und Infrastruktur verfiigen, die
notwendig sind, um Proben analysieren oder testen oder um Diagnosen stellen
zu konnen;

(b) iiber eine ausreichende Zahl angemessen qualifizierter, geschulter und
erfahrener Mitarbeiter verfiigen;

(c) 1m Hinblick auf die Wahrnehmung ihrer Aufgaben als amtliche Laboratorien
unabhéngig und frei von jeglichem Interessenkonflikt sind;

(d) die Ergebnisse der Analysen, Tests oder Diagnosen von den Proben, die im
Zuge amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Titigkeiten entnommen
wurden, fristgerecht liefern konnen;

(¢) mnach der Norm EN ISO/IEC 17025 ,,Allgemeine Anforderungen an die
Kompetenz von Priif- und Kalibrierlaboratorien* arbeiten und von einer
nationalen Akkreditierungsstelle, die im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 titig ist, nach dieser Norm bewertet und akkreditiert werden.

Der Umfang der Bewertung und Akkreditierung eines amtlichen Laboratoriums
gemdll Absatz 4 Buchstabe e

(a) erstreckt sich auf alle Methoden fiir Laboranalysen, —tests oder —diagnosen, die
von dem Laboratorium fiir Analysen, Tests oder Diagnosen verwendet werden,
wenn es als amtliches Laboratorium tétig ist;

(b) kann eine oder mehrere einzelne Methoden fiir Laboranalysen, —tests oder —
diagnosen oder Methodengruppen umfassen;

(c) kann flexibel gehalten werden, damit der Akkreditierungsumfang auch
Methoden abdeckt, die gegeniiber den vom Laboratorium zum Zeitpunkt der
Akkreditierung verwendeten Methoden geidndert werden, oder zusitzliche neue
Methoden, wobei eine Validierung durch das Laboratorium selbst gentigt, ohne
dass diese gednderten oder neuen Methoden vor ihrer Verwendung von der
nationalen Akkreditierungsstelle bewertet werden miissen.

Wenn kein gemidll Absatz 1 in der Union benanntes Laboratorium iiber die
Fachkompetenz, die Ausriistung, die Infrastruktur und das Personal verfiigt, die fiir
neue oder besonders ungewohnliche Laboranalysen, —tests oder —diagnosen
notwendig sind, konnen die zustindigen Behorden ein nicht alle Anforderungen
gemdll den Absidtzen 3 und 4 dieses Artikels erfiillendes Laboratorium oder
Diagnosezentrum bitten, diese Analysen, Tests oder Diagnosen durchzufiihren.
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Artikel 37
Pflichten der amtlichen Laboratorien

Die amtlichen Laboratorien verstindigen unverziiglich die zustindigen Behorden,
wenn die Ergebnisse von Analysen, Tests oder Diagnosen, die bei Proben
durchgefiihrt werden, auf einen Versto3 durch einen Unternehmer hinweisen oder die
Wahrscheinlichkeit eines solchen VerstoBBes nahelegen.

Auf Verlangen des Referenzlaboratoriums der Europdischen Union oder des
nationalen Referenzlaboratoriums beteiligen sich die amtlichen Laboratorien an
vergleichenden Ringtests, die beziiglich der von ihnen in ihrer Funktion als amtliche
Laboratorien durchgefiihrten Analysen, Tests oder Diagnosen organisiert werden.

Die amtlichen Laboratorien machen der Offentlichkeit das Verzeichnis der Methoden
zugdnglich, die sie fiir die im Rahmen amtlicher Kontrollen oder anderer amtlicher
Tatigkeiten durchgefiihrten Analysen, Tests oder Diagnosen verwenden.

Artikel 38
Audits und Inspektionen der amtlichen Laboratorien

Die zustindigen Behorden, die gemdll Artikel 36 Absatz 1 amtliche Laboratorien
benannt haben, organisieren Audits oder Inspektionen solcher Laboratorien, und
zwar

(a) regelmiBig;
(b) wenn sie ein Audit oder eine Inspektion fiir erforderlich halten.

Die zustindigen Behdrden machen die Benennung eines amtlichen Laboratoriums
unverziiglich vollstindig oder fiir bestimmte Aufgaben riickgingig, falls das
Laboratorium nicht fristgerecht geeignete Abhilfemalnahmen ergreift, wenn bei
einem Audit oder einer Inspektion gemif3 Absatz 1 festgestellt wurde,

(a) dass es die Bedingungen gemil} Artikel 36 Absitze 4 und 5 nicht mehr erfiillt;
(b) dass es die Bedingungen gemal3 Artikel 37 nicht erfiillt;

(c) dass es bei den vergleichenden Ringtests gemidll Artikel 37 Absatz 2 nicht die
erforderlichen Leistungen erbringt.

Artikel 39

Befreiung bestimmter amtlicher Laboratorien von der vorgeschriebenen Bewertung und

Akkreditierung

Abweichend von Artikel 36 Absatz 4 Buchstabe e konnen die zustindigen Behorden
die folgenden Einrichtungen als amtliche Laboratorien benennen, auch wenn sie die
in jenem Buchstaben genannte Bedingung nicht erfiillen:

(a) Laboratorien,

1) die ausschlieBlich mit dem Nachweis von Trichinen in Fleisch befasst
sind;

ii) die nur zum Trichinennachweis die Methoden geméill Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr.2075/2005 der Kommission mit spezifischen

70

DE



DE

Vorschriften fiir die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen™
verwenden;

iii) die Trichinenuntersuchungen unter der Aufsicht der zustdndigen
Behorden oder eines amtlichen Laboratoriums durchfiithren, das gemif3
Artikel 36 Absatz 1 benannt und nach der Norm EN ISO/IEC 17025
,»Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Priif- und
Kalibrierlaboratorien fiir die in Buchstabe a Zifferii genannten
Methoden bewertet und akkreditiert worden ist;

(b) Laboratorien, die Analysen oder Tests zur Uberpriifung der Einhaltung der
Vorschriften iiber Pflanzenvermehrungsmaterial gemidf Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe h durchfiihren;

(c) Laboratorien, die nur im Rahmen anderer amtlicher Tatigkeiten Analysen,
Tests oder Diagnosen iibernehmen, sofern sie

1) ausschlieBlich die Methoden fiir Laboranalysen, -tests und -diagnosen
gemill Artikel 33 Absatz1 und Absatz2 Buchstabena, b und c
verwenden;

i)  die Analysen, Tests oder Diagnosen unter der Aufsicht der zustdndigen
Behorden oder des nationalen Referenzlaboratoriums fiir die von ihnen
verwendeten Methoden durchfiihren;

ui) sich regelmédBig an den vergleichenden Ringtests beteiligen, die von den
nationalen Referenzlaboratorien fiir die von ihnen verwendeten
Methoden organisiert werden;

iv) mit einem Qualitdtssicherungssystem dafiir sorgen, dass die mit den
verwendeten Methoden fiir Laboranalysen, -tests oder -diagnosen
erzielten Ergebnisse fundiert und verlésslich sind.

2. Wenn die Methoden, die von den in Absatz 1 Buchstabe ¢ genannten Laboratorien
verwendet werden, eine Bestidtigung der Laboranalysen, -tests oder -diagnosen
erfordern, so werden die bestidtigenden Laboranalysen, -tests oder -diagnosen von
einem amtlichen Laboratorium durchgefiihrt, das den Bestimmungen geméal
Artikel 36 Absatz 4 Buchstabe e geniigt.

3. Die gemidl3 Absatz 1 Buchstaben a und ¢ benannten amtlichen Laboratorien haben
ihren Sitz in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich die zustidndigen
Behorden befinden, die sie benannt haben.

Artikel 40
Befugnisse fiir die Gewdhrung einer Befreiung von der vorgeschriebenen Bewertung und
Akkreditierung aller von amtlichen Laboratorien verwendeten Methoden fiir Laboranalysen,
-tests und -diagnosen

Die Kommission ist befugt, gemadll Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen
geregelt ist, in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen die zustindigen Behorden
Laboratorien als amtliche Laboratorien gemall Artikel 36 Absatz 1 benennen konnen, die
nicht fiir alle von ihnen verwendeten Methoden die Bedingungen gemif Artikel 36 Absatz 4
Buchstabe e erfiillen, sofern diese Laboratorien

0 ABI. L 338 vom 22.12.2005, S. 60.
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(a)

(b)

fiir ein oder mehrere verwendete Methoden, die mit anderen verwendeten Methoden
vergleichbar und fiir diese reprisentativ sind, nach der Norm EN ISO/IEC 17025
betrieben, bewertet und akkreditiert werden;

die Methoden, fiir die sie geméll Buchstabe a akkreditiert sind, regelméfig und in
nennenswertem Umfang verwenden.

Artikel 41

Befristete Befreiung von der vorgeschriebenen Bewertung und Akkreditierung amtlicher

Laboratorien

Abweichend von Artikel 36 Absatz 5 Buchstabe a konnen die zustidndigen Behorden
ein benanntes amtliches Laboratorium befristet als amtliches Laboratorium geméf
Artikel 36 Absatz 1 fiir die Verwendung einer Methode fiir Laboranalysen, -tests
oder -diagnosen benennen, fiir die es nicht gemill Artikel 36 Absatz 4 Buchstabe e
akkreditiert ist, wenn

(a) neue Rechtsvorschriften der Union die Verwendung dieser Methode verlangen,
oder

(b) Anderungen an einer verwendeten Methode eine neue Akkreditierung oder
eine Erweiterung des Umfangs der Akkreditierung erfordern, die das amtliche
Laboratorium besitzt, oder

(c) die Methode aufgrund eines Notfalls oder eines neu auftretenden Risikos fiir
die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder —
sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt
verwendet werden muss.

Fiir die befristete Benennung gemal3 Absatz 1 gelten folgende Bedingungen:

(a) Das amtliche Laboratorium ist bereits nach der Norm EN ISO/IEC 17025 fiir
die Verwendung einer Methode akkreditiert, die vergleichbar ist mit der
Methode, die nicht im Akkreditierungsumfang enthalten ist;

(b) das amtliche Laboratorium verfiigt iiber ein Qualitéitssicherungssystem, mit
dem dafiir gesorgt ist, dass die mit der verwendeten Methode, die nicht im
aktuellen Akkreditierungsumfang enthalten ist, erzielten Ergebnisse fundiert
und verlasslich sind;

(c) die Analysen, Tests oder Diagnosen werden unter der Aufsicht der zustindigen
Behorden oder des nationalen Referenzlaboratoriums fiir die fragliche Methode
durchgefiihrt.

Die Benennung gemall Absatz 1 ist auf ein Jahr befristet und kann einmal um ein
weiteres Jahr verlidngert werden.

Die gemill Absatz 1 dieses Artikels benannten amtlichen Laboratorien haben ihren
Sitz in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich die zustindigen Behorden
befinden, die sie benannt haben.
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Kapitel V
Amtliche Kontrollen bei Tieren und Waren, die in die Union
verbracht werden

ABSCHNITT I
TIERE UND WAREN, DIE KEINEN BESONDEREN AMTLICHEN KONTROLLEN AN
DER GRENZE UNTERLIEGEN

Artikel 42
Amtliche Kontrollen bei Tieren und Waren, die keinen besonderen amtlichen Kontrollen an
der Grenze unterliegen

Die zustindigen Behorden fiihren bei den Tieren und Waren, die in die Union
verbracht werden, regelméflig amtliche Kontrollen durch, um die Einhaltung der
Vorschriften gemdf Artikel 1 Absatz 2 zu gewihrleisten.

Bei Tieren und Waren, fiir die Artikel 45 nicht gilt, erfolgen diese amtlichen
Kontrollen mit geeigneter Hiufigkeit, und zwar unter Beriicksichtigung

(a) der Risiken fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir
die Umwelt, die in Verbindung mit verschiedenen Tier- und Warenarten
bestehen;

(b) der bisherigen Einhaltung der fiir die betreffenden Tiere oder Waren geltenden
Bestimmungen in den Vorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2

1) durch das Ursprungsdrittland und den Ursprungsbetrieb;
ii)  durch den Ausfiihrer;
iii)  durch den fiir die Sendung verantwortlichen Unternehmer;
(c) der bei den betreffenden Tieren und Waren bereits durchgefithrten Kontrollen;

(d) der Garantien der zustindigen Behorden des Ursprungsdrittlandes im Hinblick
darauf, dass die fiir die Ausfuhr in die Union bestimmten Tiere und Waren den
Bestimmungen in den Vorschriften gemi3 Artikel 1 Absatz 2 oder anderen
Bestimmungen geniigen, die als mindestens gleichwertig anerkannt sind.

Die amtlichen Kontrollen gemdfl Absatz 1 finden an einem geeigneten Ort im
Zollgebiet der Union statt, beispielsweise

(a) am Ort des Eingangs in die Union (Unionseingangsort),
(b) an einer Grenzkontrollstelle,
(c) am Ort der Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr,

(d) in den Lagerhdusern und auf dem Betriebsgelinde des fiir die Sendung
verantwortlichen Unternehmers.

Die zustindigen Behorden an Grenzkontrollstellen und anderen Eingangsorten
fiihren folgende amtliche Kontrollen durch, wenn sie Grund zu der Annahme haben,
dass durch den Eingang in die Union ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen,
Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und
Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt bestehen kann:
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(a) Kontrollen von Transportmitteln (auch unbeladen);
(b) Kontrollen der Verpackung.

Die zustidndigen Behorden konnen auch bei Waren amtliche Kontrollen durchfiihren,
die in eines der in Artikel 4 Nummer 16 Buchstaben a bis g der Verordnung (EWGQG)
Nr. 2913/92 des Rates definierten Zollverfahren iiberfiihrt werden.

Artikel 43
Arten von amtlichen Kontrollen bei Tieren und Waren, die keinen besonderen amtlichen
Kontrollen an der Grenze unterliegen

Die amtlichen Kontrollen gemif3 Artikel 42 Absatz 1 schlieBen Folgendes ein:
(a) 1in jedem Fall eine Dokumentenpriifung;

(b) je nach Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir
die Umwelt eine Namlichkeitskontrolle und eine physische Kontrolle.

Die zustindigen Behorden fithren die physischen Kontrollen gemifl Absatz 1
Buchstabe b unter geeigneten Bedingungen durch, die einen ordnungsgemifien
Ablauf der Untersuchungen ermoglichen.

Stellt sich bei den Dokumentenpriifungen, Namlichkeitskontrollen und physischen
Kontrollen gemédf3 Absatz 1 heraus, dass Tiere und Waren nicht den Vorschriften
gemdll Artikel 1 Absatz 2 geniigen, gelten Artikel 64 Absitze 1, 3, 4 und 5, die
Artikel 65, 66 und 67, Artikel 69 Absitze 1 und 2 sowie Artikel 70 Absitze 1 und 2.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen die
zustindigen Behorden den Unternehmern vorschreiben konnen, das Eintreffen
bestimmter Waren in die Union zu melden.

Artikel 44
Probenahme bei Tieren und Waren, die keinen besonderen amtlichen Kontrollen an der
Grenze unterliegen

Wenn bei Tieren und Waren Proben entnommen werden,

(a) unterrichten die zustindigen Behorden die Zollbehorden und die betroffenen
Unternehmer;

(b) entscheiden die zustindigen Behorden, ob die Tiere und Waren freigegeben
werden konnen, bevor die Ergebnisse der Analysen, Tests oder Diagnosen der
Proben vorliegen, sofern die Weiterverfolgbarkeit der Tiere und Waren
gewihrleistet ist.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten Folgendes fest:

(a) die Mechanismen, die fiir die Gewihrleistung der Weiterverfolgbarkeit der in
Absatz 1 Buchstabe b genannten Tiere oder Waren erforderlich sind;

(b) die Dokumente, die die in Absatz 1 Buchstabe b genannten Tiere oder Waren
begleiten miissen, wenn von den zustindigen Behorden Proben entnommen
wurden.
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Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

ABSCHNITT 11
AMTLICHE KONTROLLEN BEI TIEREN UND WAREN AN
GRENZKONTROLLSTELLEN

Artikel 45
Tiere und Waren, die an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind

Um die Einhaltung der Vorschriften gemi3 Artikel 1 Absatz 2 zu gewdhrleisten,
fiilhren die zustindigen Behorden an der Grenzkontrollstelle der ersten Ankunft
amtliche Kontrollen bei allen Sendungen von Tieren und Waren durch, die aus
Drittlindern in die Union verbracht werden und die einer der folgenden Kategorien
angehoren:

(a) Tiere;
(b) Erzeugnisse tierischen Ursprungs, Zuchtmaterial und tierische Nebenprodukte;

(c) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegenstinde und Materialien, die
Pflanzenschidlinge enthalten oder verbreiten konnen, welche in den Listen
gemill Artikel 68 Absatz 1 und Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants] aufgefiihrt sind;

(d) Waren aus einem bestimmten Drittland, bei denen die Kommission mittels
Durchfiihrungsrechtsakten gemidf Absatz2 Buchstabe b eine Maflnahme
beschlossen hat, die eine voriibergehende Verstirkung der amtlichen
Kontrollen beim Eingang in die Union verlangt, weil ein bekanntes oder neu
auftretendes Risiko besteht oder weil es Hinweise darauf gibt, dass ein
umfassender und schwerer Verstol gegen die Vorschriften gemidfl Artikel 1
Absatz 2 vorliegen konnte;

(e) Tiere und Waren, bei denen die Kommission in Rechtsakten gemall Artikel 53
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, Artikel 249 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on animal health] bzw. Artikel 27 Absatz 1, Artikel 29 Absatz 1,
Artikel 40 Absatz 2, Artikel 41 Absatz 2, Artikel 47 Absatz 1, Artikel 49
Absatz 2 und Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX
[Office of Publications, please insert number of the Regulation on protective
measures against pests of plants] eine Sofortmalnahme beschlossen hat,
wonach Sendungen von solchen Tieren und Waren — identifiziert anhand ihrer
Codes aus der Kombinierten Nomenklatur — bei ihrem Eingang in die Union
amtlich zu kontrollieren sind;

(f) Tiere und Waren, fiir deren Eingang in die Union mittels Rechtsakten im
Einklang mit den Artikeln 125 oder 127 oder mit den Vorschriften gemil
Artikel 1 Absatz 2 Bedingungen oder MaBnahmen aufgestellt bzw. ergriffen
wurden, wonach die Einhaltung dieser Bedingungen und MaBnahmen beim
Eingang der Tiere und Waren in die Union zu iiberpriifen ist.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten Folgendes fest:
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(a) Listen der Tiere und Waren der in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten
Kategorien mit Angabe der entsprechenden Codes aus der Kombinierten
Nomenklatur;

(b) die Liste der Waren der in Absatz 1 Buchstabe d genannten Kategorie mit
Angabe der entsprechenden Codes aus der Kombinierten Nomenklatur; bei
Bedarf passt sie diese Liste an die unter jenem Buchstaben genannten Risiken
an.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

3. Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, die
Anderungen der Sendungskategorien gemil Absatz 1 betreffen, um andere Produkte
aufzunehmen, die Risiken fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen,
fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt —
fiir die Umwelt darstellen konnen.

4. Sofern in den Rechtsakten zur Festlegung der in Absatz 1 Buchstaben d, e und f
genannten Maflnahmen oder Bedingungen nicht anders bestimmt, gilt dieser Artikel
auch fiir nichtkommerzielle Sendungen von den in Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢
genannten Tier- und Warenkategorien.

Artikel 46
Tiere und Waren, die an Grenzkontrollstellen nicht amtlich zu kontrollieren sind

Die Kommission ist befugt, gemidll Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen
geregelt ist, in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen die folgenden Tier- und
Warenkategorien von Artikel 45 ausgenommen sind:

(a) Waren, die als Warenmuster versandt werden oder als Ausstellungsstiick bestimmt
sind und nicht in Verkehr gebracht werden sollen;

(b) fiir wissenschaftliche Zwecke bestimmte Tiere und Waren;

(c) Waren, die sich an Bord von international eingesetzten Verkehrsmitteln befinden,

nicht entladen werden und zum Verbrauch durch das Personal und die Fahrgiste
bzw. Passagiere bestimmt sind;

(d) Waren, die im personlichen Gepidck von Fahrgidsten bzw. Passagieren fiir den
eigenen Bedarf mitgefiihrt werden;

(e) fiir natiirliche Personen bestimmte Kleinsendungen von Waren, die nicht in Verkehr
gebracht werden sollen;

(f) Heimtiere gemall der Definition in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 10 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on animal health];

(2) hitzebehandelte Waren hochstens in den Mengen, die in den genannten delegierten
Rechtsakten festgelegt werden,;

(h) alle anderen Tier- und Warenkategorien, die wegen der von ihnen ausgehenden
Risiken an Grenzkontrollstellen nicht kontrolliert zu werden brauchen.
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Artikel 47
Amtliche Kontrollen an Grenzkontrollstellen

Die zustindigen Behorden fiihren die amtlichen Kontrollen bei den Sendungen von
Tieren und Waren der Kategorien gemill Artikel 45 Absatz 1 durch, sobald diese
Sendungen an der Grenzkontrollstelle eintreffen. Diese amtlichen Kontrollen
umfassen Dokumentenpriifungen, Namlichkeitskontrollen und physische Kontrollen.

Bei allen Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemill Artikel 45
Absatz 1 werden Dokumentenpriifungen und Nidmlichkeitskontrollen durchgefiihrt.

Die Hiufigkeit der physischen Kontrollen bei Sendungen von Tieren und Waren der
Kategorien gemiB3 Artikel 45 Absatz 1 richtet sich nach dem Risiko, das das
jeweilige Tier, die jeweilige Ware oder die jeweilige Tier- bzw. Warenkategorie fiir
die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern
es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellt.

Die physischen Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der Tiergesundheits- und
Tierschutzauflagen bzw. der Pflanzengesundheitsbestimmungen in den Vorschriften
gemdll Artikel 1 Absatz2 werden von Personal oder unter dessen Aufsicht
durchgefiihrt, das entsprechende Qualifikationen  im  tier- bzw.
pflanzengesundheitlichen Bereich besitzt und von den zustindigen Behorden hierzu
benannt worden ist.

Kontrollen von Tieren werden von einem amtlichen Tierarzt oder unter dessen
Aufsicht durchgefiihrt.

Die zustédndigen Behorden an den Grenzkontrollstellen fithren systematisch amtliche
Kontrollen von Sendungen von transportierten Tieren und von Transportmitteln
durch, um die Einhaltung der Tierschutzauflagen in den Vorschriften gemil
Artikel 1 Absatz 2 zu iiberpriifen. Es sind von den zustidndigen Behorden Regelungen
zu treffen, damit transportierte Tiere Vorrang bei den amtlichen Kontrollen genie3en
und die Wartezeiten bei diesen Kontrollen verringert werden.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten festlegen, wie die
Sendungen von Warenkategorien gemif Artikel 45 Absatz 1 gestellt werden, aus wie
vielen Untereinheiten eine Sendung bestehen darf und wie viele solche
Untereinheiten sich in jeder Sendung befinden diirfen — wobei sie die Notwendigkeit
beriicksichtigt, eine rasche und effiziente Abfertigung der Sendungen zu
gewihrleisten —, und welche amtlichen Kontrollen die zustindigen Behorden
durchfiihren miissen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemal3 Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 48

Bescheinigungen und Dokumente, die Sendungen und Teilsendungen begleiten miissen

Die Originale der amtlichen Bescheinigungen oder Dokumente bzw. die
entsprechenden elektronischen Unterlagen, die nach den Vorschriften geméif
Artikel 1 Absatz 2 die Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemal
Artikel 45 Absatz 1 begleiten miissen, sind den zustindigen Behorden der
Grenzkontrollstellen vorzulegen und von diesen aufzubewahren.

Die zustindigen Behorden der Grenzkontrollstelle hidndigen dem fiir die Sendung
verantwortlichen Unternehmer ein beglaubigtes Papier oder eine elektronische Kopie
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der im Absatz 1 genannten amtlichen Bescheinigungen oder Dokumente aus; bei
Teilsendungen ist fiir jeden Teil ein beglaubigtes Papier oder eine elektronische
Kopie der Bescheinigungen oder Dokumente auszuhindigen.

3. Die Sendungen diirfen erst aufgeteilt werden, nachdem die amtlichen Kontrollen
stattgefunden haben und nachdem das in Artikel 54 genannte Gemeinsame
Gesundheitsdokument (GGD) fiir den Eingang in die Union gemif Artikel 54 Absatz
4 und Artikel 55 Absatz 1 ausgefiillt worden ist.

Artikel 49
Besondere Bestimmungen fiir amtliche Kontrollen an Grenzkontrollstellen

Die Kommission ist befugt, gemadll Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen
geregelt ist,

(a) in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen die zustidndigen Behorden an
einer Grenzkontrollstelle die Weiterbeforderung von Sendungen von Tieren und
Waren der Kategorien gemill Artikel 45 Absatz 1 zum endgiiltigen Bestimmungsort
vor Verfiigbarkeit der Ergebnisse der physischen Kontrollen genehmigen konnen,
wenn solche Kontrollen vorgeschrieben sind;

(b) welche Fristen und Modalititen fiir Dokumentenpriifungen, Niamlichkeitskontrollen
und physische Kontrollen bei umgeladenen Sendungen von Waren der Kategorien
gemill Artikel 45 Absatz 1 gelten;

(©) in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen bei umgeladenen Sendungen und
bei auf dem Luft- oder Seeweg eintreffenden Tieren, die zur Weiterbeforderung nicht
das Transportmittel wechseln, Namlichkeitskontrollen und physische Kontrollen an
einer anderen als der Grenzkontrollstelle der ersten Ankunft in die Union
vorgenommen werden konnen;

(d) in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen die Durchfuhr von Sendungen
von Tieren und Waren der Kategorien gemill Artikel 45 Absatz 1 genehmigt werden
kann und welche amtlichen Kontrollen bei solchen Sendungen an den
Grenzkontrollstellen durchzufiihren sind; ebenfalls geregelt wird, in welchen Fillen
und unter welchen Bedingungen sie in eigens dafiir zugelassenen Frei- oder
Zolllagern gelagert werden.

Artikel 50
Dokumentenpriifungen, Ndmlichkeitskontrollen und physische Kontrollen

Um die einheitliche Durchfithrung der Bestimmungen gemdf den Artikeln 47, 48 und 49 zu
gewihrleisten, legt die Kommission mittels Durchfiihrungsrechtsakten fest, welche
Handlungen wihrend wund nach den in diesen Bestimmungen genannten
Dokumentenpriifungen, Namlichkeitskontrollen und physischen Kontrollen vorzunehmen
sind, damit diese amtlichen Kontrollen effizient durchgefiihrt werden. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemidfl Artikel 141 Absatz 2
erlassen.

Artikel 51
Nicht an Grenzkontrollstellen der ersten Ankunft durchgefiihrte amtliche Kontrollen

1. Die Kommission ist befugt, gemi3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen
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(a) Niamlichkeitskontrollen und physische Kontrollen bei Sendungen von Tieren
und Waren der Kategorien gemi3 Artikel 45 Absatz 1 von den zustdndigen
Behorden an anderen Kontrollstellen als den Grenzkontrollstellen durchgefiihrt
werden diirfen, sofern diese Kontrollstellen den Bestimmungen in Artikel 62
Absatz 3 und in gemal Artikel 62 Absatz 4 erlassenen
Durchfiihrungsrechtsakten geniigen;

(b) an einer anderen Grenzkontrollstelle in einem anderen Mitgliedstaat physische
Kontrollen bei Sendungen durchgefiihrt werden konnen, die an einer
Grenzkontrollstelle der ersten Ankunft einer Dokumentenpriifung und einer
Némlichkeitskontrolle unterzogen wurden;

(c) die zustindigen Behorden Zollbehorden oder andere Behorden mit folgenden
Kontrollen betrauen konnen:

1) Kontrollen von Sendungen gemall Artikel 63 Absatz 2;
i1)  Kontrollen des personlichen Gepécks von Fahrgédsten bzw. Passagieren;
iii)  Kontrollen von im Fernabsatz bestellten Waren.

Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe b, Artikel 55 Absatz 2 Buchstabe a, die Artikel 57,
58, 60 und 61 sowie Artikel 62 Absitze 3 und 4 gelten fiir die in Absatz 1
Buchstabe a genannten Kontrollstellen.

Artikel 52
Hdiufigkeit der Ndmlichkeitskontrollen und der physischen Kontrollen

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, bei welchen Tier- und Warenkategorien und unter welchen
Bedingungen - abweichend von Artikel 47 Absatz2 und in Anbetracht des
geringeren Risikos — die Nidmlichkeitskontrollen bei Sendungen von Tieren und
Waren gemil} Artikel 45 Absatz 1

(a) mit verringerter Hiufigkeit durchgefiihrt werden;
(b) sich auf die Uberpriifung amtlicher Verschlusssicherungen beschriinken.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen Folgendes geregelt ist:

(a) die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung und Anderung der
Héufigkeitsrate der physischen Kontrollen bei Sendungen von Tieren und
Waren der Kategorien gemil3 Artikel 45 Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢ und
zu deren Anpassung an das mit diesen Kategorien verbundene Risiko unter
Beriicksichtigung

1) der von der Kommission gemdll Artikel 124 Absatz 1 erfassten
Informationen,

i1) der Ergebnisse der gemdll Artikel 115 Absatz 1 von Experten der
Kommission durchgefiihrten Kontrollen,

ii1) der bisherigen Einhaltung der Vorschriften gemill Artikel 1 Absatz 2
durch die Unternehmer,

iv) der iiber das Informationsmanagementsystem gemill Artikel 130
erhobenen Daten und Informationen,
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v)  der verfiigbaren wissenschaftlichen Bewertungen sowie

vi) aller anderen Informationen iiber das mit den Tier- und Warenkategorien
verbundene Risiko;

(b) die Bedingungen, unter denen die Mitgliedstaaten die gemiB3 Buchstabe a
festgelegte Haufigkeitsrate der physischen Kontrollen erhthen konnen, um
lokale Risikofaktoren zu beriicksichtigen;

(c) die Verfahren, mit denen sichergestellt wird, dass die gemidfl Buchstabe a
festgelegte Hiufigkeitsrate der physischen Kontrollen eingehalten und
unverziiglich und einheitlich angewendet wird.

3. Die Kommission regelt mittels Durchfiihrungsrechtsakten

(a) die Haufigkeit der physischen Kontrollen bei den in Artikel 45 Absatz 1
Buchstabe d genannten Warenkategorien;

(b) die Haufigkeit der physischen Kontrollen bei den in Artikel 45 Absatz 1
Buchstaben e und f genannten Warenkategorien, sofern diese nicht bereits in
den unter jenen Buchstaben genannten Rechtsakten festgelegt ist.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemif3 Artikel 141 Absatz 2
erlassen.

Artikel 53
Entscheidungen iiber Sendungen

1. Im Anschluss an die amtliche Kontrolle entscheiden die zustindigen Behorden fiir
jede Sendung der in Artikel 45 Absatz 1 genannten Tier- und Warenkategorien, ob
die Sendung den Vorschriften gemiB3 Artikel 1 Absatz 2 geniigt und welches
Zollverfahren gegebenenfalls anzuwenden ist.

2. Entscheidungen im Anschluss an physische Kontrollen zur Uberpriifung der
Einhaltung der Bestimmungen iiber  Tiergesundheit,  Tierwohl und
Pflanzengesundheit in den Vorschriften gemil Artikel 1 Absatz 2 werden von
Personal  getroffen, das entsprechende Qualifikationen im tier- und
pflanzengesundheitlichen Bereich besitzt und von den zustidndigen Behorden hierzu
benannt worden ist.

Entscheidungen iiber Tiersendungen werden von einem amtlichen Tierarzt oder unter
dessen Aufsicht getroffen.

Artikel 54
Verwendung des Gemeinsamen Gesundheitsdokuments durch die Unternehmer und die
zustdndigen Behorden

1. Fiir jede Sendung von Tieren und Waren der Kategorien gemif3 Artikel 45 Absatz 1
fullt der fiir die Sendung verantwortliche Unternehmer ein Gemeinsames
Gesundheitsdokument (GGD) aus und macht alle Angaben, die fiir die sofortige und
eindeutige Identifizierung der Sendung und ihres Bestimmungsorts erforderlich sind.

2. Verwendet wird das GGD

(@) von den fiir die Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemil3
Artikel 45 Absatz 1 verantwortlichen Unternehmern, um die zustindigen
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Behorden der Grenzkontrollstellen vorab iiber das Eintreffen solcher
Sendungen zu unterrichten;

(b) von den zustindigen Behorden der Grenzkontrollstellen, um

1) die Ergebnisse der durchgefiihrten amtlichen Kontrollen und die auf
dieser Grundlage getroffenen Entscheidungen, auch iiber die Abweisung
einer Sendung, aufzuzeichnen;

i1)  die in Ziffer i genannten Informationen iiber TRACES mitzuteilen.

Fiir die Vorabinformation gemif3 Absatz 2 Buchstabe a fiillen die Unternehmer den
entsprechenden Teil des GGD aus und geben ihn in TRACES ein, damit das GGD an
die zustdndigen Behorden der Grenzkontrollstelle weitergeleitet wird, bevor die
Sendung tatsichlich an der Unionsgrenze ankommt.

Die zustindigen Behorden der Grenzkontrollstelle vervollstindigen die Angaben im
GGD, sobald

(a) alle in Artikel 47 Absatz1 vorgeschriecbenen amtlichen Kontrollen
durchgefiihrt worden sind;

(b) die Ergebnisse der gegebenenfalls vorgeschriebenen physischen Kontrollen
vorliegen;

(c) eine Entscheidung iiber die Sendung gemif3 Artikel 53 getroffen und im GGD
eingetragen worden ist.

Artikel 55
Verwendung des Gemeinsamen Gesundheitsdokuments durch die Zollbehorden

Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemif3 Artikel 45 Absatz 1 werden
nur unter zollamtliche Uberwachung oder Kontrolle gestellt — was auch die
Verbringung in Freizonen und Zolllager und die dortige Abfertigung umfasst —,
wenn der Unternehmer den Zollbehdrden das von den zustindigen Behorden der
Grenzkontrollstelle ordnungsgemif ausgefiillte und in TRACES eingegebene GGD
oder dessen elektronische Entsprechung vorweisen kann.

Die Zollbehorden

(a) lassen nicht zu, dass die Sendung unter ein anderes als das Zollverfahren
gestellt wird, das die zustindigen Behorden der Grenzkontrollstellen
angegeben haben;

(b) erlauben die Uberlassung einer Sendung zum zollrechtlich freien Verkehr nur
bei Vorlage eines ordnungsgemil ausgefiillten GGD, das fiir die Sendung die
Einhaltung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 bestitigt.

Erfolgt eine Zollanmeldung fiir eine Sendung von Tieren und Waren der Kategorien
gemal Artikel 45 Absatz 1 ohne Vorlage eines GGD, so halten die Zollbehorden die
Sendung zuriick und verstdndigen unverziiglich die zustindigen Behorden der
Grenzkontrollstelle. Die zustindigen Behorden ergreifen die erforderlichen
MaBnahmen gemil Artikel 64 Absatz 5.
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Artikel 56
Format, Fristen und besondere Bestimmungen fiir die Verwendung des Gemeinsamen
Gesundheitsdokuments

Die Kommission regelt mittels Durchfithrungsrechtsakten

(a) das Format des GGD sowie die Anweisungen fiir seine Bearbeitung und

Vorlage;

(b) die Fristen, die der Unternehmer fiir die Ankiindigung einer Sendung gemif3
Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe a einzuhalten hat, damit die zustindigen
Behorden der Grenzkontrollstelle die amtlichen Kontrollen zeitnah und

effizient durchfithren konnen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141

Absatz 2 erlassen.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, in welchen Féllen und unter welchen Bedingungen das GGD
Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemil3 Artikel 45 Absatz 1 bis

zum Bestimmungsort begleiten muss.

Artikel 57
Benennung von Grenzkontrollstellen

Die Mitgliedstaaten benennen Grenzkontrollstellen fiir die Durchfithrung amtlicher
Kontrollen bei einer oder mehreren der Tier- oder Warenkategorien gemél

Artikel 45 Absatz 1.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission mindestens drei Monate vor der
Benennung einer Grenzkontrollstelle. Diese Mitteilung enthilt alle Angaben, die
erforderlich sind, damit die Kommission {iiberpriifen kann, ob die vorgeschlagene

Grenzkontrollstelle den Mindestanforderungen gemif3 Artikel 62 geniigt.

Spitestens drei Monate nach Erhalt der Mitteilung gemif Absatz 2 unterrichtet die

Kommission den betreffenden Mitgliedstaat,

(a) ob die Benennung der geplanten Grenzkontrollstelle vom positiven Ausgang
einer Kontrolle abhéngt, die von Experten der Kommission gemif3 Artikel 115
durchgefiihrt wird, um die Einhaltung der Mindestanforderungen geméaf

Artikel 62 zu iiberpriifen;

(b) wann eine solche Kontrolle stattfinden wird.

Der Mitgliedstaat wartet mit der Benennung der Grenzkontrollstelle, bis die

Kommission Mitteilung vom positiven Ausgang der Kontrolle gemacht hat.

Artikel 58
Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen

Jeder Mitgliedstaat verdffentlicht im Internet das aktuelle Verzeichnis der
Grenzkontrollstellen in seinem Hoheitsgebiet mit den folgenden Angaben fiir die

einzelnen Stellen:

(a) Kontaktdaten und Offnungszeiten;

(b) genaue Lage, und ob der Eingangsort ein Hafen, ein Flughafen, ein Eisenbahn-

oder Stralleniibergang ist;
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(c) Tier- und Warenkategorien gemal3 Artikel 45 Absatz 1, fiir deren Kontrolle die
Grenzkontrollstelle benannt wird;

(d) Ausriistungen und Ridumlichkeiten, die fiir die Durchfiihrung amtlicher
Kontrollen bei den Tier- und Warenkategorien vorhanden sind, fiir deren
Kontrolle die Grenzkontrollstelle benannt wird;

(e) Menge der pro Kalenderjahr abgefertigten Tiere und Waren — je Tier- und
Warenkategorie gemill Artikel 45 Absatz1 —, fiir deren Kontrolle die
Grenzkontrollstelle benannt ist.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten das Format, die Kategorien,
die Kiirzel der Bestimmungsorte und die anderen Angaben fest, die von den
Mitgliedstaaten in den Verzeichnissen der Grenzkontrollstellen zu verwenden sind.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 59

Aufhebung der Zulassung und Wiederbenennung bestehender Grenzkontrolleinheiten

Die Zulassungen von Grenzkontrollstellen nach Artikel 6 der Richtlinie 97/78/EG
des Rates und Artikel 6 der Richtlinie 91/496/EWG des Rates sowie die Benennung
und Ausweisung von FEingangsorten nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 669/2009 des Rates bzw. Artikel 13c Absatz 4 der Richtlinie 2000/29/EG des
Rates werden aufgehoben.

Die Mitgliedstaaten konnen die in Absatz 1 genannten Grenzkontrollstellen und
Eingangsorte geméll Artikel 57 Absatz 1 wieder als Grenzkontrollstellen benennen,
sofern die Mindestanforderungen gemil} Artikel 62 erfiillt sind.

Artikel 57 Absitze 2 und 3 gilt nicht fiir die Wiederbenennung gemif3 Absatz 2.

Artikel 60
Aufhebung der Benennung von Grenzkontrollstellen

Wenn eine Grenzkontrollstelle den Anforderungen gemi3 Artikel 62 nicht mehr
geniigt, gehen die Mitgliedstaaten folgendermal3en vor:

(a) Sie heben die nach Artikel 57 Absatz 1 erfolgte Benennung fiir alle oder fiir
bestimmte von dieser Benennung erfassten Tier- und Warenkategorien auf;

(b) sie streichen die Grenzkontrollstelle fiir die von der Aufhebung betroffenen
Tier- und Warenkategorien aus dem Verzeichnis gemil3 Artikel 58 Absatz 1.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
iiber die Authebung der Benennung einer Grenzkontrollstelle geméll Absatz 1 und
tiber die Griinde dafiir.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, in welchen Fillen und nach welchen Verfahren
Grenzkontrollstellen, deren Benennung gemifl Absatz 1 Buchstabe a nur teilweise
aufgehoben worden ist, abweichend von Artikel 57 wiederbenannt werden kdnnen.
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Artikel 61
Aussetzung der Benennung von Grenzkontrollstellen

Ein Mitgliedstaat setzt unverziiglich die Benennung einer Grenzkontrollstelle fiir alle
oder bestimmte Tier- und Warenkategorien aus, auf die sich die Benennung erstreckt,
und ordnet die Einstellung der entsprechenden Tétigkeiten an, falls diese Tatigkeiten
ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl
oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt
zur Folge haben konnen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten unverziiglich die Kommission und die anderen
Mitgliedstaaten iiber die Aussetzung der Bennennung einer Grenzkontrollstelle und
tiber die Griinde dafiir.

Die Mitgliedstaaten vermerken die Aussetzung der Benennung einer
Grenzkontrollstelle in dem Verzeichnis gemif3 Artikel 58 Absatz 1.

Die Mitgliedstaaten machen eine Aussetzung gemél Absatz 1 riickgingig, sobald

(a) die zustindigen Behorden sich vergewissert haben, dass das in Absatz 1
genannte Risiko nicht mehr besteht;

(b) sie der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten die Griinde fiir die
Riickgingigmachung der Aussetzung mitgeteilt haben.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Verfahren fiir den
Austausch von Informationen und Mitteilungen gemill Absatz 2 und Absatz 4
Buchstabe b festlegen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 62
Mindestanforderungen an die Grenzkontrollstellen

Die Grenzkontrollstellen befinden sich in unmittelbarer Nachbarschaft zum
Unionseingangsort und an einem von den Zollbehdrden gemi3 Artikel 38 Absatz 1
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zu bezeichnenden, angemessen ausgestatteten
Ort.

Die Kommission ist befugt, gemi3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen eine
Grenzkontrollstelle wegen schwieriger geografischer Verhéltnisse in einer gewissen
Entfernung zum Unionseingangsort liegen darf.

Die Grenzkontrollstellen verfiigen iiber
(a) eine ausreichende Zahl angemessen qualifizierter Mitarbeiter;

(b) Réaumlichkeiten, die fiir Art und Menge der abzufertigenden Tier- und
Warensendungen geeignet sind;

(c) Ausriistungen und Raumlichkeiten, die es erlauben, amtliche Kontrollen bei
jeder Tier- und Warenkategorie durchzufiihren, fiir die die Grenzkontrollstelle
benannt ist;

(d) Regelungen, die gewihrleisten, dass bei Bedarf weitere Ausriistungen,
Riumlichkeiten und Dienstleistungen zur Verfiigung stehen, um in
Verdachtsfillen, bei nicht vorschriftsmédBigen Sendungen oder bei Sendungen,

84

DE



die ein Risiko darstellen, MaBnahmen gemidfl den Artikeln 63, 64 und 65
ergreifen zu konnen;

(e) Notfallregelungen, die den reibungslosen Ablauf der amtlichen Kontrollen und
die wirksame Durchfiihrung der Malnahmen gewihrleisten, welche gemif3 den
Artikeln 63, 64 und 65 bei Eintreten unvorhersehbarer und unerwarteter
Umsténde oder Vorkommnisse ergriffen werden;

(f) die erforderliche Technologie und Ausstattung, um TRACES und
gegebenenfalls andere elektronische, fiir die Bearbeitung und den Austausch
von Daten und Informationen notwendige Informationsmanagementsysteme
effizient einsetzen zu konnen;

(g) Zugang zu den Diensten amtlicher Laboratorien, die in der Lage sind,
innerhalb angemessener Fristen Analyse-, Test- und Diagnoseergebnisse zu
liefern, und mit den notigen IT-Tools ausgestattet sind, um die Ergebnisse der
durchgefiihrten Analysen, Tests oder Diagnosen in TRACES eingeben zu
konnen;

(h) geeignete Regelungen, um unterschiedliche Tier- und Warenkategorien
vorschriftsméBig abfertigen und etwaige Risiken durch Kreuzkontamination
vermeiden zu konnen;

(i) Regelungen, um die einschldgigen Normen fiir den Schutz vor biologischen
Gefahren (biosecurity standards) zu erfiilllen und so die Einschleppung von
Krankheiten in die Union zu verhindern.

Die Kommission kann mittels Durchfithrungsrechtsakten Einzelheiten zu den in
Absatz 3 genannten Bestimmungen festlegen, die den besonderen Merkmalen und
logistischen Erfordernissen im Zusammenhang mit der Durchfithrung der amtlichen
Kontrollen und mit der Anwendung der Malnahmen Rechnung tragen, die gemal
Artikel 64 Absitze 3 und 5 und Artikel 65 bei den verschiedenen Tier- und
Warenkategorien gemill Artikel 45 Absatz 1 ergriffen werden.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemall Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

ABSCHNITT 111
MASSNAHMEN BEI DEM VERDACHT AUF EINEN VERSTOSS ODER BEI
TATSACHLICHEN VERSTOSSEN IM ZUSAMMENHANG MIT TIEREN UND WAREN
AUS DRITTLANDERN

Artikel 63

Verdacht auf einen Verstofs und verstéirkte amtliche Kontrollen

Besteht der Verdacht, dass eine Sendung von Tieren und Waren der in Artikel 45
Absatz 1 genannten Kategorien gegen die Vorschriften gemadll Artikel 1 Absatz 2
verstoBt, so fithren die zustindigen Behdrden amtliche Kontrollen durch, um diesen
Verdacht zu erhirten oder auszurdumen.

Tier- und Warensendungen, bei denen der Unternehmer nicht angibt, ob sie aus
Tieren und Waren der Kategorien gemil3 Artikel 45 Absatz 1 bestehen, werden von
den zustindigen Behorden einer amtlichen Kontrolle unterzogen, wenn Anlass zu der
Annahme besteht, dass die Sendung solche Tiere und Waren beinhaltet.
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Die zustindigen Behorden nehmen die in den Absdtzen 1 und 2 genannten
Sendungen in amtliche Verwahrung, bis ihnen die Ergebnisse der in diesen Absitzen
vorgesehenen amtlichen Kontrollen vorliegen.

Gegebenenfalls werden diese Sendungen abgesondert bzw. unter Quarantéine gestellt;
Tiere werden bis zum Vorliegen der Ergebnisse der amtlichen Kontrollen
untergestellt, gefiittert, getrdnkt und behandelt.

Haben die zustindigen Behorden Anlass, einen Unternehmer des betriigerischen
Verhaltens zu verdidchtigen oder geben die amtlichen Kontrollen Anlass zu der
Annahme, dass es schwere oder wiederholte Verstofe gegen die Vorschriften geméal
Artikel 1 Absatz 2 gegeben hat, so fithren sie — neben den in Artikel 64 Absatz 3
vorgesehenen Mallnahmen — gegebenenfalls verstirkte amtliche Kontrollen bei
Sendungen mit demselben Ursprung bzw. demselben Verwendungszweck durch.

Die zustindigen Behorden teilen der Kommission und den Mitgliedstaaten iiber
TRACES ihre Entscheidung mit, verstirkte amtliche Kontrollen gemidfl Absatz 4
durchzufithren, und sie machen Angaben zu dem mutmalBlichen betriigerischen
Verhalten oder dem schweren bzw. wiederholten Verstof.

Die Kommission legt mittels Durchfiihrungsrechtsakten die Verfahren fest, mit
denen die Durchfilhrung der in den Absitzen4 und 5 genannten verstirkten
amtlichen Kontrollen durch die zustindigen Behorden koordiniert wird.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméfl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 64

Mafnahmen bei nicht vorschriftsmdfligen Sendungen, die aus Drittldndern in die Union

verbracht werden

Die zustindigen Behorden nehmen alle gegen die Vorschriften gemidfl Artikel 1
Absatz 2 verstoBenden Tier- und Warensendungen, die aus Drittlindern in die Union
verbracht werden, in amtliche Verwahrung und verwehren ihnen den Eingang in die
Union.

Gegebenenfalls werden diese Sendungen abgesondert bzw. unter Quarantine gestellt;
Tiere werden bis zum Vorliegen einer Entscheidung iiber das weitere Vorgehen unter
geeigneten Bedingungen untergestellt und versorgt.

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten die Modalitéten fiir die in
Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehene Absonderung und Quarantiine festlegen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemall Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Nach Moglichkeit geben die zustindigen Behorden dem fiir die Sendung
verantwortlichen Unternehmer Gelegenheit zur Stellungnahme und ordnen dann
unverziiglich an, dass der Unternehmer

(a) die Sendung — gegebenenfalls im Einklang mit den Vorschriften gemil3
Artikel 1 Absatz 2 — vernichtet oder

(b) die Sendung gemill Artikel 70 Absitze 1 und 2 an einen Ort auflerhalb der
Union zuriicksendet oder

(c) die Sendung einer Sonderbehandlung gemill Artikel 69 Absitze 1 und 2 oder
einer anderen MaBnahme unterzieht, die erforderlich ist, um die Einhaltung der
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Vorschriften gemid3 Artikel 1 Absatz 2 zu gewihrleisten, und die Sendung
gegebenenfalls einer anderen als der urspriinglich geplanten Bestimmung
zufiihrt.

Die zusténdigen Behorden unterrichten die folgenden Stellen unverziiglich von jeder
Entscheidung, einer Sendung gemidfl Absatz 1 den FEingang in die Union zu
verwehren, und von jeder MaBnahme, die gemidfl den Absdtzen3 und 5 sowie
Artikel 65 angeordnet wurde:

(a) die Kommission;

(b) die zustindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten;
(c) die Zollbehorden;

(d) die zustindigen Behorden des Ursprungsdrittlandes;
(e) den fiir die Sendung verantwortlichen Unternehmer.

Diese Meldung erfolgt iiber das elektronische Informationsmanagementsystem
gemdl Artikel 130 Absatz 1.

Wird eine Sendung von Tieren oder Waren der Kategorien gemidll Artikel 45
Absatz 1 nicht zu den in jenem Artikel vorgeschriebenen amtlichen Kontrollen
gestellt oder wird sie nicht geméll den Bestimmungen in Artikel 48 Absitze 1 und 3
sowie Artikel 54 Absitze 1, 2 und 3 oder im Einklang mit den gemill Artikel 46,
Artikel 47 Absatz 6, Artikel 49, Artikel 51 Absatz 1 und Artikel 56 erlassenen
Vorschriften vorgefiihrt, so ordnen die zustindigen Behorden an, dass sie
zuriickgehalten oder zuriickgerufen und unverziiglich in amtliche Verwahrung
genommen wird.

Fiir solche Sendungen gelten die Absitze 1, 3 und 4 dieses Artikels.

Artikel 65

Mafinahmen, die im Zusammenhang mit Tieren und Waren zu ergreifen sind, welche aus

Drittlindern in die Union verbracht werden und ein Risiko darstellen

Lassen die amtlichen Kontrollen erkennen, dass eine Sendung ein Risiko fiir die Gesundheit
von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und
Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellt, so werden diese Sendungen
abgesondert bzw. unter Quarantine gestellt; Tiere werden bis zum Vorliegen einer
Entscheidung iiber das weitere Vorgehen unter geeigneten Bedingungen untergestellt und

versorgt.

Die zustindigen Behorden halten die betreffende Sendung in amtlicher Verwahrung und

(a)

(b)

weisen den Unternehmer unverziiglich an, die Sendung — gegebenenfalls im
Einklang mit den Vorschriften geméfl Artikel 1 Absatz 2 — zu vernichten, wobei alle
zum Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, des Tierwohls und
der Umwelt erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen sind, oder

die Sendung einer Sonderbehandlung gemill Artikel 69 Absdtze 1 und 2 zu
unterziehen.
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Artikel 66
Folgemafinahmen nach Entscheidungen iiber nicht vorschriftsmdflige Sendungen, die aus
Drittlindern in die Union verbracht werden

1. Die zustindigen Behorden

(a) machen die amtlichen Bescheinigungen und anderen Begleitpapiere von
Sendungen ungiiltig, bei denen MaBBnahmen gemil Artikel 64 Absitze 3 und 5
sowie Artikel 65 ergriffen wurden;

(b) arbeiten gemil Titel IV zusammen, wenn weitere Maflnahmen zu ergreifen
sind, um sicherzustellen, dass ein erneutes Verbringen der gemif3 Artikel 64
Absatz 1 zuriickgewiesenen Sendungen in die Union nicht moglich ist.

2. Die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem die amtlichen Kontrollen
durchgefiihrt wurden, beaufsichtigen die Anwendung der gemill Artikel 64
Absitze 3 und 5 sowie Artikel 65 angeordneten MaBnahmen, damit die Sendung bis
zur Anwendung oder wihrend der Anwendung der MaBBnahme keine ungiinstigen
Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, auf das
Tierwohl oder auf die Umwelt hat.

Gegebenenfalls sollte die Anwendung dieser Mallnahmen unter der Aufsicht der
zustdndigen Behorden eines anderen Mitgliedstaats abgeschlossen werden.

Artikel 67
Nichtanwendung der von den zustdndigen Behorden angeordneten Mafinahmen durch den
Unternehmer

1. Der Unternehmer ergreift alle von den zustindigen Behorden gemidll Artikel 64
Absidtze 3 und 5 sowie Artikel 65 angeordneten Malnahmen unverziiglich und
binnen 60 Tagen nach dem Datum, an dem die zustindigen Behorden ihm ihre
Entscheidung gemil Artikel 64 Absatz 4 mitgeteilt haben.

2. Ist der Unternehmer nach Ablauf der 60 Tage nicht titig geworden, so ordnen die
zustdandigen Behorden an, dass

(a) die Sendung vernichtet oder einer anderen geeigneten Mallnahme unterzogen
wird;

(b) die Sendung in den in Artikel 65 genannten Féllen in geeigneten Einrichtungen
moglichst nahe der Grenzkontrollstelle vernichtet wird, wobei alle zum Schutz

der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, des Tierwohls und der
Umwelt erforderlichen Maflnahmen zu ergreifen sind.

3. Die zustindigen Behorden konnen die in den Absitzen 1 und 2 dieses Artikels
genannte Frist bis zum Vorliegen des zweiten Sachverstdndigengutachtens gemif3
Artikel 34 verldngern, sofern dies keine ungiinstigen Auswirkungen auf die
Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, auf das Tierwohl oder — sofern es
sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — auf die Umwelt hat.

Artikel 68
Einheitliche Anwendung der Artikel 64 und 65

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten Bestimmungen fest, mit denen
gewihrleistet ist, dass die von den zustindigen Behorden gemifl den Artikeln 64 und 65
getroffenen Entscheidungen und angeordneten MalBnahmen in allen Grenzkontrollstellen
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gemill Artikel 57 Absatz 1 und allen Kontrollstellen gemidf3 Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe a
einheitlich sind; dies geschieht in Form von Anweisungen, die von den zustindigen Behorden
bei verbreiteten oder wiederholt auftretenden Verstofen und Risiken zu befolgen sind.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141 Absatz 2
erlassen.

Artikel 69
Sonderbehandlung von Sendungen

1. Die Sonderbehandlung von Sendungen gemil3 Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe ¢ und
Artikel 65 Buchstabe b kann gegebenenfalls Folgendes umfassen:

(a) eine Behandlung oder Verarbeitung — dies kann gegebenenfalls eine
Dekontaminierung, nicht jedoch eine Verdiinnung sein —, damit die Sendung
den Vorschriften gemidf Artikel 1 Absatz2 oder den Anforderungen des
Drittlandes, in das sie zuriickgesandt wird, geniigt;

(b) eine andere Behandlung, um die Sendung fiir den sicheren Verzehr durch Tiere
oder Menschen oder fiir andere Zwecke geeignet zu machen.

2. Die Sonderbehandlung gemif3 Absatz 1

(a) ist wirksam und so durchzufiihren, dass jedes Risiko fiir die Gesundheit von
Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um
GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt ausgeschlossen ist;

(b) ist zu dokumentieren und unter der Kontrolle der zustidndigen Behorden
durchzufiihren;

(c) geniigt den Anforderungen in den Vorschriften gemif Artikel 1 Absatz 2.

3. Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen die Anforderungen an und die Bedingungen fiir die Sonderbehandlung geméf
Absatz 1 geregelt werden.

Werden keine Bestimmungen in delegierten Rechtsakten festgelegt, so erfolgt die
Sonderbehandlung gemil den einzelstaatlichen Vorschriften.

Artikel 70
Riicksendung von Sendungen

1. Die zustdndige Behorde erteilt die Erlaubnis fiir die Riicksendung von Sendungen,
wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

(a) Der Bestimmungsort wurde mit dem fiir die Sendung verantwortlichen
Unternehmer vereinbart;

(b) der fiir die Sendung verantwortliche Unternehmer hat als Erstes die
zustindigen Behorden des Ursprungsdrittlandes oder — falls das
Bestimmungsdrittland  nicht das  Ursprungsdrittland ist —  des
Bestimmungsdrittlandes iiber die Griinde und Umstédnde unterrichtet, die dazu
fiihrten, dass der betreffenden Tier- oder Warensendung der Eingang in die
Union verwehrt wurde;

(c) die zustindigen Behorden des Bestimmungsdrittlandes — falls das
Bestimmungsdrittland nicht das Ursprungsdrittland ist — haben den
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zustandigen Behorden des Mitgliedstaats ihre Bereitschaft mitgeteilt, die
Sendung anzunehmen;

(d) (bei Tiersendungen) die Riicksendung erfolgt im Einklang mit den
Tierschutzauflagen.

Die in Absatz 1 Buchstabenb und c¢ genannten Bedingungen gelten nicht fiir
Sendungen von Waren der Kategorien gemif3 Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe c.

Die Kommission legt in Durchfiihrungsrechtsakten die Verfahren fiir den Austausch
von Informationen und Mitteilungen gemifl Absatz 1 fest.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 71
Genehmigung von Kontrollen, die Drittlinder vor der Ausfuhr durchfiihren

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten spezifische Kontrollen von
Tier- und Warensendungen genehmigen, mit denen ein Drittland unmittelbar vor der
Ausfuhr in die Union iiberpriift, ob die auszufiihrenden Sendungen den Vorschriften
gemdll Artikel 1 Absatz 2 geniigen. Die Genehmigung gilt nur fiir Sendungen mit
Ursprung in dem betroffenen Drittland und kann fiir eine oder mehrere Tier- oder
Warenkategorien gewihrt werden.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Die Genehmigung gemif3 Absatz 1 enthélt Angaben

(a) zur maximalen Héaufigkeit der amtlichen Kontrollen, die die zustindigen
Behorden beim Eingang von Sendungen in die Union durchfiihren miissen,
wenn es keine Hinweise auf einen Versto3 gegen die Vorschriften gemil
Artikel 1 Absatz 2 oder auf betriigerisches Verhalten gibt;

(b) zu den amtlichen Bescheinigungen, die Sendungen bei der Verbringung in die
Union begleiten miissen;

(c) zueinem Muster dieser Bescheinigungen;

(d) zu den zustindigen Behorden des Drittlandes, unter deren Verantwortung die
Kontrollen vor der Ausfuhr durchgefiihrt werden miissen;

(e) gegebenenfalls zur beauftragten Stelle, der diese zustindigen Behorden
bestimmte Aufgaben iibertragen konnen. Eine solche Ubertragung darf nur
genehmigt werden, wenn sie den in den Artikeln 25 bis 32 genannten Kriterien
oder gleichwertigen Bedingungen geniigt.

Die Genehmigung gemifl Absatz 1 kann einem Drittland nur dann erteilt werden,
wenn die verfiigbaren Unterlagen und eine erforderlichenfalls gemall Artikel 119
durchgefiithrte Kommissionskontrolle belegen, dass mit dem System amtlicher
Kontrollen in dem Drittland gewéhrleistet ist, dass

(a) die fiir die Ausfuhr in die Union bestimmten Tier- und Warensendungen den
Bestimmungen in den Vorschriften gemid3 Artikel 1 Absatz2 oder
gleichwertigen Bestimmungen geniigen;

(b) die in dem Drittland vor der Versendung durchgefiihrten Kontrollen
ausreichend wirksam sind, um die in den Vorschriften gemill Artikel 1
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Absatz 2 vorgesehenen Dokumentenpriifungen, Néamlichkeitskontrollen und
physischen Kontrollen zu ersetzen oder deren Hiufigkeit zu verringern.

Die zustindigen Behorden oder die in der Genehmigung genannten beauftragten
Stellen

(a) sind fiir Kontakte mit der Union zustdndig;

(b) sorgen dafiir, dass die in Absatz2 Buchstabeb genannten amtlichen
Bescheinigungen jede kontrollierte Sendung begleiten.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten genaue Bestimmungen und
Kfriterien fiir die Genehmigung der Kontrollen fest, die Drittlinder gemédfl Absatz 1
vor der Ausfuhr durchfithren. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem
Priifverfahren gemif Artikel 141 Absatz 2 erlassen.

Artikel 72
Verstofse gegen die Genehmigung von Kontrollen, die Drittldnder vor der Ausfuhr
durchfiihren, und Entzug der Genehmigung

Ergeben die amtlichen Kontrollen von Tier- und Warensendungen, fiir die
spezifische Kontrollen vor der Ausfuhr gemdfl Artikel 71 Absatz 1 genehmigt
worden sind, schwere und wiederholte Verstoe gegen die Vorschriften gemil
Artikel 1 Absatz 2, so unternehmen die Mitgliedstaaten unverziiglich die folgenden
Schritte:

(a) Sie unterrichten die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten sowie die
betreffenden Unternehmer iiber TRACES, und sie ersuchen um Amtshilfe nach
dem Verfahren gemif Titel 1V;

(b) sie erhohen die Zahl der amtlichen Kontrollen bei Sendungen aus dem
betreffenden Drittland und behalten bei Bedarf eine ausreichende Zahl von
Proben unter geeigneten Lagerungsbedingungen fiir eine umfassende
analytische Untersuchung der Situation ein.

Die Kommission kann mittels Durchfiithrungsrechtsakten die Genehmigung gemaf
Artikel 71 Absatz 1 entziehen, wenn die in Absatz 1 genannten amtlichen Kontrollen
ergeben, dass die Bestimmungen von Artikel 71 Absédtze 3 und 4 nicht mehr
eingehalten werden.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemal3 Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 73
Behordliche Zusammenarbeit bei aus Drittlindern in der Union eintreffenden Sendungen

Die zustindigen Behorden, Zollbehorden und anderen Behorden der Mitgliedstaaten
arbeiten eng zusammen, um zu gewéhrleisten, dass die amtlichen Kontrollen der in
die Union verbrachten Tier- und Warensendungen gemifl dieser Verordnung
durchgefiihrt werden.

Zu diesem Zweck sorgen die zustindigen Behorden, Zollbehorden und anderen
Behorden dafiir,

(a) dass alle Beteiligten Zugang zu den Informationen haben, die fiir die
Organisation und Durchfilhrung ihrer jeweiligen Téatigkeiten im
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Zusammenhang mit in die Union verbrachten Tieren und Waren sachdienlich
sind;

(b) dass diese Informationen innerhalb eines angemessenen Zeitraums
ausgetauscht werden, auch auf elektronischem Weg.

Die Kommission legt mittels Durchfiihrungsrechtsakten einheitliche Bestimmungen
tiber Regelungen fiir die Zusammenarbeit fest, die von den zustdndigen Behorden,
den Zollbehorden und den anderen Behorden gemidB3 Absatz 1 zu treffen sind, um
Folgendes zu gewihrleisten:

(a) den Zugang der zustidndigen Behorden zu den Informationen, die erforderlich
sind, um unverziiglich und eindeutig die in die Union verbrachten Tier- und
Warensendungen identifizieren zu konnen, die gemdll Artikel 45 Absatz 1 an
einer Grenzkontrollstelle amtlich zu kontrollieren sind;

(b) die gegenseitige Aktualisierung der von den zustindigen Behorden,
Zollbehorden und anderen Behorden gesammelten Informationen iiber in die
Union verbrachte Tiere und Waren durch den Austausch dieser Informationen
oder den Abgleich der betreffenden Datensitze;

(c) die rasche Mitteilung von Entscheidungen, die diese Behorden aufgrund der in
den Buchstaben a und b genannten Informationen getroffen haben.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 74

Behordliche Zusammenarbeit bei Sendungen, die keinen besonderen Grenzkontrollen

unterliegen

Fir Tier- und Warensendungen, die beim Eingang in die Union nicht gemif
Artikel 45 Absatz 1 kontrolliert werden miissen und die beim Zoll gemil3 Artikel 4
Absatz 17 und gemil den Artikeln 59 bis 83 der Verordnung (EG) Nr. 2913/92 fiir
die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr angemeldet wurden, gelten die
Absiitze 2, 3 und 4.

Die Zollbehorden setzen die Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr aus, wenn
sie Grund zu der Annahme haben, dass die Sendung ein Risiko fiir die Gesundheit
von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um
GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellen kann, und teilen
dies unverziiglich den zustdndigen Behorden mit.

Eine Sendung, deren Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr gemiB Absatz 2
ausgesetzt wurde, wird freigegeben, wenn die zustdndigen Behorden innerhalb von
drei Arbeitstagen nach der Aussetzung die Zollbehérden nicht gebeten haben, die
Aussetzung aufrechtzuerhalten, oder diese informiert haben, dass kein Risiko
besteht.

Wenn die zustindigen Behorden der Ansicht sind, dass ein Risiko fiir die Gesundheit
von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um
GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt besteht,

(a) weisen sie die Zollbehdrden an, die Sendung nicht zum zollrechtlich freien
Verkehr zu iiberlassen und auf der Warenrechnung fiir die Sendung sowie allen
anderen relevanten Begleitpapieren den folgenden Vermerk anzubringen:
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,Risikoware — Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nicht genehmigt
— Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of this Regulation]*;

(b) ist ohne Zustimmung der zustindigen Behorden kein anderes Zollverfahren
zuldssig;

(c) gelten Artikel 64 Absitze 1, 3, 4 und 5, die Artikel 65, 66 und 67, Artikel 69
Absitze 1 und 2 sowie Artikel 70 Absétze 1 und 2.

Bei Tier- und Warensendungen, die beim Eingang in die Union nicht gemiR
Artikel 45 Absatz 1 kontrolliert werden miissen und die beim Zoll nicht fiir die
Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr angemeldet worden sind, iibermitteln
die Zollbehorden den Zollbehorden im Mitgliedstaat der endgiiltigen Bestimmung
alle einschldgigen Informationen, wenn sie Grund zu der Annahme haben, dass die
Sendung ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die
Umwelt darstellen kann.

Artikel 75

Bestimmungen iiber besondere amtliche Kontrollen und iiber Mafinahmen nach der

Durchfiihrung solcher Kontrollen

Die Kommission ist befugt, gemidl Artikel 139 delegierte Rechtsakte mit
Bestimmungen iiber die Durchfithrung besonderer amtlicher Kontrollen und iiber die
Annahme von MafBnahmen bei Verstoen zu erlassen, um den Besonderheiten der
folgenden Tier- und Warenkategorien oder ihrer Transportmodalititen und -mittel
Rechnung zu tragen:

(a) Sendungen von frischen Fischereierzeugnissen, die direkt von
Fischereifahrzeugen, welche die Flagge eines Drittlandes fiithren, in Héfen
angelandet werden, die von den Mitgliedstaaten gemall Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 2008 iiber ein
Gemeinschaftssystem zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der
illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei, zur Anderung der
Verordnungen (EWG) Nr.2847/93, (EG) Nr.1936/2001 und (EG)
Nr. 601/2004 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1093/94 und
(EG) Nr. 1447/1999°' bezeichnet wurden;

(b) Sendungen von Haarwild in der Decke;

(c) Sendungen von Waren der Kategorien gemal3 Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe b,
die nach Lagerung in einem eigens dafiir zugelassenen Frei- oder Zolllager
oder direkt an Schiffe geliefert werden, die das Gebiet der Union verlassen,
und die als Schiffsvorrat gedacht oder fiir den Verzehr durch Besatzung und
Passagiere bestimmt sind;

(d) Verpackungsmaterial aus Holz;

(e) Futtermittel und Lebensmittel, die Tiersendungen begleiten und zur Fiitterung
dieser Tiere bestimmt sind;
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(f)  Tiere und Waren, die im Fernabsatz bestellt wurden und aus einem Drittland an
eine Anschrift in der Union geliefert werden, mit den Meldebestimmungen, die
fiir eine ordnungsgeméfle Durchfiihrung amtlicher Kontrollen erforderlich sind;

(g) Pflanzenerzeugnisse, die aufgrund ihrer anschlieBenden Bestimmung infektise
oder ansteckende Tierkrankheiten verbreiten konnen;

(h) Sendungen von Tieren und Waren der Kategorien gemif3 Artikel 45 Absatz 1
Buchstaben a, b und c, die ihren Ursprung in der Union haben und in die Union
zuriickkehren, nachdem ihnen der Eingang in ein Drittland verwehrt wurde;

(i) Waren, die in loser Schiittung aus einem Drittland in die Union verbracht
werden, unabhéngig davon, ob alle Waren ihren Ursprung in diesem Drittland
haben;

() Sendungen von Waren gemill Artikel 45 Absatz 1, die aus dem Hoheitsgebiet
von Kroatien kommen und vor dem erneuten FEingang in kroatisches
Hoheitsgebiet an den Eingangsorten Klek oder Zaton Doli iiber Neum
(,Korridor von Neum®) durch das Hoheitsgebiet von Bosnien und
Herzegowina durchgefiihrt werden;

(k) Tiere und Waren, die gemif3 Artikel 46 von Artikel 45 ausgenommen sind.

2. Die Kommission ist befugt, gemidll Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen geregelt ist, wie Transport und Eintreffen von Sendungen bestimmter Tiere
und Waren von der Eingangsgrenzkontrollstelle bis zum Betrieb am Bestimmungsort
in der Union oder zur Ausgangsgrenzkontrollstelle iiberwacht werden.

3. Die Kommission kann mittels Durchfithrungsrechtsakten Folgendes regeln:

(a) die Muster der amtlichen Bescheinigungen und die Regeln fiir deren
Ausstellung;

(b) das Format der Dokumente, die die Tier- und Warensendungen gemil3
Absatz 1 begleiten miissen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141 Absatz 2
erlassen.

Kapitel VI
Finanzierung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher
Tatigkeiten

Artikel 76
Allgemeine Bestimmungen

1. Die Mitgliedstaaten sorgen fiir eine angemessene Mittelausstattung, damit den
zustandigen Behorden das notwendige Personal und die sonstigen notwendigen
Ressourcen fiir amtliche Kontrollen und andere amtliche Téatigkeiten zur Verfligung
stehen.

2. Zusitzlich zu den Gebiihren gemif3 Artikel 77 diirfen die Mitgliedstaaten Gebiihren
zur Deckung der Kosten erheben, die durch andere amtliche Kontrollen als die in
Artikel 77 Absitze 1 und 2 genannten Kontrollen entstehen.

3. Dieses Kapitel gilt auch in den Fillen, in denen bestimmte Aufgaben der amtlichen
Kontrolle gemél Artikel 25 iibertragen werden.
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4. Die Mitgliedstaaten konsultieren die betreffenden Unternehmer zu den Methoden,
mit denen die in Artikel 77 vorgesehenen Gebiihren festgesetzt werden.

Artikel 77
Pflichtgebiihren

1. Damit gewéhrleistet ist, dass den zustdndigen Behorden angemessene Ressourcen fiir
die Durchfithrung amtlicher Kontrollen zur Verfiigung stehen, erheben die
zustdandigen Behorden Gebiihren, um die Kosten zu decken, die ihnen durch folgende
Kontrollen entstehen:

(a) amtliche Kontrollen, mit denen iiberpriift wird, ob die folgenden Unternehmer
die Vorschriften geméll Artikel 1 Absatz 2 einhalten:

i)  Lebensmittelunternehmer gemif der Definition in Artikel 3 Nummer 3
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, die gemill Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 852/2004 registriert und/oder zugelassen sind;

i1)  Futtermittelunternehmer gemiB der Definition in Artikel 3 Nummer 6 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002, die gemil3 den Artikeln 9 und 10 der
Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europdischen Parlaments und des
Rates mit Vorschriften fiir die Futtermittelhygiene’® registriert oder
zugelassen sind;

iil) Unternehmer gemi3 der Definition in Artikel2 Nummer 7 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of the Regulation on protective measures against pests of plants];

1iv) Unternehmer gemédl der Definition in Artikel 3 Nummer 6 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of the Regulation on plant reproductive material];,

(b) amtliche Kontrollen im Hinblick auf die Ausstellung amtlicher
Bescheinigungen oder zur Uberwachung der Ausstellung amtlicher
Attestierungen;

(c) amtliche Kontrollen, um zu iiberpriifen, ob die Bedingungen fiir die Erteilung
und Aufrechterhaltung folgender Zulassungen bzw. Genehmigungen erfiillt
sind:

1)  Zulassungen gemill Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 oder
gemil den Artikeln 9 und 10 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005;

i1)  Ermiéchtigungen gemiB den Artikeln 84, 92 und 93 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants];

iii) Zulassungen gemill Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX
[Office of Publications, please insert number of the Regulation on plant
reproductive material;

(d) amtliche Kontrollen der zustindigen Behorden an den Grenzkontrollstellen
oder an den Kontrollstellen gemif3 Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe a.

2. Fiir die Zwecke von Absatz 1 umfassen die amtlichen Kontrollen gemifl Buchstabe a
amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der Mallnahmen, die die
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Kommission gemil3 Artikel 137 dieser Verordnung, gemill Artikel 53 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002, gemid3 Artikel 27 Absatz 1, Artikel 29 Absatz 1,
Artikel 40 Absatz 2, Artikel 41 Absatz 2, Artikel 47 Absatz 1, Artikel 49 Absatz 2
und Artikel 50 Absatz2 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of the Regulation on protective measures against
pests of plants], gemidB den Artikeln4l und 144 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the Regulation on
plant  reproductive materiall] und gemidll Teil VI der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the Regulation on
animal health] beschlieft, sofern der entsprechende Beschluss nichts anderes
vorschreibt.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 umfassen

(a) die dort unter Buchstabe a genannten amtlichen Kontrollen nicht die amtlichen
Kontrollen, mit denen tiiberpriift wird, ob die befristeten Beschrinkungen,
Auflagen oder anderen KrankheitsbekdmpfungsmaBBnahmen, die die
zustdndigen Behorden gemil3 Artikel 55 Absatz 1, den Artikeln 56, 61, 62, 64
und 65, Artikel 68 Absatz1 und Artikel 69 annehmen, und ob die
Bestimmungen eingehalten werden, die gemiBl Artikel 55 Absatz 2, den
Artikeln 63 und 67 und Artikel 68 Absatz2 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on animal health] sowie gemall Artikel 16 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants] erlassen werden;

(b) die dort unter den Buchstaben a und b genannten amtlichen Kontrollen nicht
die amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der Vorschriften
gemdl Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben j und k.

Artikel 78
Kosten

Die zustindigen Behorden erheben gemiBl Artikel 77 Gebiihren zur Deckung
folgender Kosten:

(a) Kosten fiir die Lohne und Gehilter des Personals (einschlielich des
Hilfspersonals), das an der Durchfithrung amtlicher Kontrollen beteiligt ist,
sowie Kosten fiir die soziale Sicherheit, das Altersruhegeld und die
Versicherung dieses Personals;

(b) Kosten fiir Einrichtungen und Ausriistung, einschlieBlich Instandhaltungs- und
Versicherungskosten;

(¢) Kosten fiir Verbrauchsgiiter, Dienstleistungen und Hilfsmittel;

(d) Kosten fiir Schulungen des Personals geméll Buchstabe a, mit Ausnahme der
beruflichen Bildung, die fiir das Erreichen der Qualifikation erforderlich sind,
welche Voraussetzung fiir eine Einstellung durch die zustindigen Behorden ist;

(e) Kosten fiir die Reisen und die damit verbundenen Tagegelder des Personals
gemil Buchstabe a;

(f)  Kosten fiir Probenahmen sowie fiir Laboranalysen, -tests und -diagnosen.
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2. Falls die zustindigen Behorden, die gemill Artikel 77 Gebiithren erheben, auch
andere Tatigkeiten durchfiihren, wird fiir die Festsetzung der Gebiihren nur der Teil
der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Kostenelemente beriicksichtigt, der auf die
amtlichen Kontrollen gemif Artikel 77 Absatz 1 entfillt.

Artikel 79
Festsetzung der Gebiihren

1. Die gemil3 Artikel 77 erhobenen Gebiihren werden

(@) auf der Grundlage der von den zustindigen Behorden wiéhrend -eines
bestimmten Zeitraums getragenen Kosten fiir amtliche Kontrollen als
Pauschale festgesetzt und von jedem Unternehmer erhoben, unabhiingig davon,
ob bei ihm wiéhrend des Bezugszeitraums tatsichlich eine amtliche Kontrolle
durchgefiihrt wird; bei der Festsetzung der Hohe der je Sektor, Tatigkeit und
Unternehmerkategorie zu erhebenden Gebiihren beriicksichtigen die
zustindigen Behorden, inwieweit sich Art und Grofe der betreffenden
Titigkeit und die entsprechenden Risikofaktoren auf die Verteilung der
Gesamtkosten dieser amtlichen Kontrollen auswirken; oder

(b) auf der Grundlage der tatsdchlichen Kosten jeder einzelnen amtlichen
Kontrolle festgesetzt und von den Unternehmern erhoben, die diesen amtlichen
Kontrollen unterzogen werden; diese Gebiihren diirfen nicht hoher sein als die
tatsdchlichen Kosten der durchgefiihrten amtlichen Kontrollen, und sie kdnnen
sich ganz oder teilweise nach der vom Personal der zustindigen Behorden fiir
die amtlichen Kontrollen aufgewendeten Zeit richten.

2. Die Reisekosten gemil3 Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe e werden bei der Festsetzung
der Gebiihren gemil3 Artikel 77 Absatz 1 so angesetzt, dass ein Unternehmer nicht
aufgrund der Entfernung seines Betriebs vom Sitz der zustindigen Behorden
benachteiligt wird.

3. Werden die Gebiihren gemidfl Absatz 1 Buchstabe a festgesetzt, so diirfen die von
den zustindigen Behorden gemil3 Artikel 77 erhobenen Gebiihren nicht hoher sein
als die Gesamtkosten, die fiir die amtlichen Kontrollen entstehen, welche wiahrend
des in Absatz 1 Buchstabe a angegebenen Zeitraums durchgefiihrt werden.

Artikel 80

Gebiihrennachlass fiir Unternehmer, die sich gleichbleibend vorschriftsmdfiig verhalten

Erfolgt die Gebiihrenfestsetzung gemi3 Artikel 79 Absatz 1 Buchstabe a, so wird bei der
Bestimmung der Hohe der vom einzelnen Unternehmer zu erhebenden Gebiihr beriicksichtigt,
inwieweit er sich in der Vergangenheit an die Vorschriften gemal Artikel 1 Absatz 2 gehalten
hat (bestitigt durch amtliche Kontrollen), so dass die Gebiihren fiir Unternehmer, die sich
gleichbleibend vorschriftsmiBig verhalten, niedriger sind als die fiir andere Unternehmer.

Artikel 81
Zahlung der Gebiihren
1. Die Unternehmer erhalten einen Beleg iiber die Zahlung der Gebiihren geméil
Artikel 77 Absatz 1.
2. Die gemiall Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe d erhobenen Gebiihren werden von dem

fiir die Sendung verantwortlichen Unternehmer oder von dessen Vertreter gezahlt.
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Artikel 82
Gebiihrenerstattungen und Befreiung fiir Kleinstunternehmen

1. Sofern Gebiihren geméill Artikel 77 nicht zu Unrecht erhoben wurden, werden sie
weder direkt noch indirekt erstattet.

2. Unternehmen, die weniger als zehn Personen beschiftigen und deren Jahresumsatz
oder Jahresbilanzsumme nicht tiber 2 Millionen EUR liegt, sind von der Zahlung der
Gebiihren gemil Artikel 77 befreit.

3. Die in den Artikeln 77, 78 und 79 genannten Kosten umfassen nicht die Kosten, die
bei der Durchfiihrung amtlicher Kontrollen von Unternehmen gemi3 Absatz 2
entstehen.

Artikel 83
Transparenz
1. Die zustindigen Behorden gewihrleisten ein Hochstmal} an Transparenz hinsichtlich

(a) der Methode zur Festsetzung der Gebiihren gemil Artikel 77 Absatz 1 und der
dafiir verwendeten Daten;

(b) der Verwendung der iiber diese Gebiihren eingenommenen Gelder;

(c) der getroffenen Vorkehrungen fiir eine effiziente und sparsame Verwendung
der iiber diese Gebiihren eingenommenen Gelder.

2. Jede =zustindige Behorde macht fiir jeden Bezugszeitraum die folgenden
Informationen offentlich zuginglich:

(a) die der zustindigen Behorde entstehenden Kosten, fiir die gemdll Artikel 77
Absatz 1 eine Gebithr fillig ist, wobei diese Kosten nach den
Kontrolltitigkeiten gemdf Artikel 77 Absatz 1 und nach den Kostenelementen
gemdl Artikel 78 Absatz 1 aufzuschliisseln sind;

(b) die Hohe der Gebiihren gemill Artikel 77 Absatz 1, die von den einzelnen
Unternehmerkategorien und fiir jede Kategorie amtlicher Kontrollen erhoben
werden;

(c) die Methode zur Festsetzung der Gebiihren gemil3 Artikel 77 Absatz 1,
einschlieBlich der Daten und Schitzwerte, die fiir die Festsetzung der
Pauschalgebiihren gemil3 Artikel 79 Absatz 1 Buchstabe a verwendet werden;

(d) die zur Anpassung der Gebiihrenhohe gemill Artikel 80 verwendete Methode,
sofern Artikel 79 Absatz 1 Buchstabe a anwendbar ist;

(e) die Gesamthohe der Gebiihren, fiir die eine Befreiung gemiBl Artikel 82
Absatz 2 gewihrt wurde.

Artikel 84
Kosten, die sich aus zusdtzlichen amtlichen Kontrollen und aus Durchsetzungsmafnahmen
ergeben

Die zustindigen Behorden erheben Gebiihren zur Deckung zusitzlicher Kosten, die ihnen
aufgrund von folgenden Kontrollen oder Ma3nahmen entstanden sind:

(a) zusitzlichen amtlichen Kontrollen,
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(b)
(c)

(d)

1) die erforderlich werden, wenn wihrend einer gemill dieser Verordnung
durchgefiihrten amtlichen Kontrolle ein VerstoB festgestellt wird;

i1)  die durchgefiihrt werden, um das Ausmall und die Folgen eines VerstoBes zu
bewerten oder um zu iiberpriifen, ob der Verstoll beendet worden ist;

amtlichen Kontrollen, die auf Ersuchen eines Unternehmers durchgefiihrt werden;

AbhilfemaBnahmen, die die zustindigen Behorden ergreifen oder die ein Dritter auf
Verlangen der zustiindigen Behorden ergreift, wenn ein Unternehmer der von den
zustindigen Behorden gemifBl Artikel 135 erteilten Anweisung, den Versto zu
beenden, nicht nachgekommen ist;

amtlichen Kontrollen und MaBBnahmen, die von den zustindigen Behdrden gemél
den Artikeln 64 bis 67 sowie 69 und 70 durchgefiihrt bzw. ergriffen werden, sowie
AbhilfemaBnahmen, die ein Dritter auf Verlangen der zustédndigen Behorden ergreift,
wenn ein Unternehmer der von den zustidndigen Behorden gemidll Artikel 64
Absitze 3 und 5 sowie gemidll den Artikeln 65 und 67 erteilten Anweisung,
AbhilfemaBnahmen zu ergreifen, nicht nachgekommen ist.

Kapitel VII
Amtliches Bescheinigungsverfahren

Artikel 85
Allgemeine Bestimmungen fiir das amtliche Bescheinigungsverfahren

Im Einklang mit den Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2 werden im Rahmen des
amtlichen Bescheinigungsverfahrens ausgestellt:

(a) amtliche Bescheinigungen oder
(b) amtliche Attestierungen.

Wenn die zustindigen Behorden bestimmte Aufgaben in Verbindung mit der
Ausstellung von amtlichen Bescheinigungen oder amtlichen Attestierungen oder mit
der amtlichen Aufsicht gemiB3 Artikel 90 Absatz 1 iibertragen, so geschieht dies im
Einklang mit den Artikeln 25 bis 32.

Artikel 86

Amtliche Bescheinigungen

Ist in den Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2 die Ausstellung einer amtlichen
Bescheinigung vorgeschrieben, so gelten die Artikel 87, 88 und 89.

Die Artikel 87, 88 und 89 gelten auch fiir amtliche Bescheinigungen, die fiir die
Ausfuhr von Tier- und Warensendungen in Drittldnder erforderlich sind.

Artikel 87
Unterzeichnung und Ausstellung amtlicher Bescheinigungen

Amtliche Bescheinigungen werden von den zustidndigen Behorden ausgestellt.

Die zustindigen Behorden benennen die Bescheinigungsbefugten, die amtliche
Bescheinigungen unterzeichnen diirfen. Die Bescheinigungsbefugten

(a) dirfen sich in keinem Interessenkonflikt beziiglich des
Bescheinigungsgegenstandes befinden und miissen unparteiisch handeln;
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(b) miissen hinsichtlich der Vorschriften, deren Einhaltung mit der amtlichen
Bescheinigung bestidtigt wird, und hinsichtlich der Bestimmungen dieses
Kapitels angemessen geschult sein.

Die amtlichen Bescheinigungen werden vom Bescheinigungsbefugten unterzeichnet
und auf einer der folgenden Grundlagen ausgestellt:

(a) direkte Kenntnis seitens des Bescheinigungsbefugten von Fakten und Daten,
die fiir die Bescheinigung relevant sind, erlangt durch

1) eine amtliche Kontrolle oder

i)  eine andere amtliche Bescheinigung, die von den zustidndigen Behorden
ausgestellt worden ist;

(b) Fakten und Daten, die fiir die Bescheinigung relevant sind und von einer
anderen Person festgestellt wurden, welche hierzu von den zustédndigen
Behorden erméchtigt ist und unter deren Verantwortung handelt, sofern der
Bescheinigungsbefugte die Richtigkeit dieser Fakten und Daten iiberpriifen
kann;

(c) Fakten und Daten, die fiir die Bescheinigung relevant sind, erlangt mit Hilfe
der Eigenkontrollsysteme der Unternehmer und ergéinzt um und bestitigt durch
Ergebnisse regelmiBiger amtlicher Kontrollen, wenn der
Bescheinigungsbefugte die Gewissheit hat, dass die Voraussetzungen fiir die
Ausstellung der amtlichen Bescheinigung erfiillt sind.

Die amtlichen Bescheinigungen werden nur auf der Grundlage von Absatz 3
Buchstabe a vom Bescheinigungsbefugten unterzeichnet und ausgestellt, wenn die
Vorschriften gemal Artikel 1 Absatz 2 dies verlangen.

Artikel 88
Garantien fiir die Zuverldssigkeit amtlicher Bescheinigungen

Die amtliche Bescheinigung

(a) darf vom Bescheinigungsbefugten nicht unterzeichnet werden, solange sie
unausgefiillt oder nur zum Teil ausgefiillt ist;

(b) muss in einer der Amtssprachen der Unionsinstitutionen abgefasst sein, die der
Bescheinigungsbefugte versteht, und gegebenenfalls in einer der Amtssprachen
des Bestimmungsmitgliedstaats;

(c) muss zutreffend und prézise sein;
(d) muss die Identifizierung des Unterzeichners ermdglichen;

(e) muss die Uberpriifung der Verbindung zwischen der Bescheinigung und der
Sendung, der Partie bzw. dem Los oder dem einzelnen Tier bzw. der einzelnen
Ware ermoglichen, die bzw. das Gegenstand der Bescheinigung ist.

Die zustindigen Behorden treffen alle erforderlichen MaBnahmen, um die
Ausstellung falscher oder irrefiihrender amtlicher Bescheinigungen oder die
missbrdauchliche Verwendung amtlicher Bescheinigungen zu verhindern und zu
ahnden. Zu diesen Mallnahmen gehoren gegebenenfalls

(a) die zeitweilige Entbindung des Bescheinigungsbefugten von seinen Pflichten,

(b) der Entzug der Genehmigung zur Unterzeichnung amtlicher Bescheinigungen,
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(c) jede andere erforderliche Manahme, damit sich die in Satz 1 dieses Absatzes
genannte Zuwiderhandlung nicht wiederholt.

Artikel 89
Durchfiihrungsbefugnisse betreffend amtliche Bescheinigungen

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Bestimmungen fiir die einheitliche
Anwendung der Artikel 87 und 88 festlegen betreffend

(a) die Muster der amtlichen Bescheinigungen und die Regeln fiir deren Ausstellung;

(b) die Verfahren sowie die rechtlichen und technischen Regelungen, um die
Ausstellung priziser und verlédsslicher amtlicher Bescheinigungen zu gewihrleisten
und Betrug zu vermeiden;

(c) die Verfahren fiir den Entzug amtlicher Bescheinigungen und fiir die Herstellung von
Ersatzbescheinigungen;

(d) die Regeln fiir die Herstellung beglaubigter Kopien amtlicher Bescheinigungen;

(e) das Format der Dokumente, die die Tiere und Waren nach der Durchfiihrung

amtlicher Kontrollen begleiten miissen;

(f) die Regeln fiir die Ausstellung elektronischer Bescheinigungen und fiir die
Verwendung elektronischer Signaturen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméf3 Artikel 141 Absatz 2
erlassen.

Artikel 90
Amtliche Attestierungen

1. Ist in den Vorschriften gemidfl Artikel 1 Absatz 2 vorgeschrieben, dass amtliche
Attestierungen von den Unternehmern unter der amtlichen Aufsicht der zustindigen
Behorden oder von den amtlichen Behorden selbst ausgestellt werden, so gelten die
Absiitze 2, 3 und 4 dieses Artikels.

2. Die amtliche Attestierung
(a) muss zutreffend und prézise sein;
(b) muss in einer der Amtssprachen der Unionsinstitutionen abgefasst sein;

(c) muss, wenn sie eine Sendung oder ein Los bzw. eine Partie betrifft, die
Uberpriifung der Verbindung zwischen der Attestierung und der Sendung bzw.
der Partie ermoglichen.

3. Die zustindigen Behorden gewihrleisten, dass das Personal, das amtliche Kontrollen
zur Beaufsichtigung des Bescheinigungsverfahrens durchfiihrt oder das, wenn die
amtlichen Attestierungen von den zustdndigen Behorden ausgestellt werden, an der
Ausstellung dieser Attestierungen beteiligt ist,

(a) unparteiisch ist und sich in keinem Interessenkonflikt beziiglich des
Attestierungsgegenstandes befindet;

(b) angemessen geschult ist hinsichtlich

1) der Vorschriften, deren Einhaltung mit der amtlichen Attestierung
bestétigt wird;
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i)  der Bestimmungen dieser Verordnung.

Die zustindigen Behorden fithren regelmédBige amtliche Kontrollen durch, um zu
iberpriifen, ob

(a) die Unternehmer, die die Attestierungen ausstellen, die in den Vorschriften
gemill Artikel 1 Absatz 2 festgelegten Bedingungen erfiillen;

(b) die Attestierung auf der Grundlage relevanter, korrekter und iiberpriifbarer
Fakten und Daten ausgestellt wird.
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Titel I11
Referenzlaboratorien und -zentren

Artikel 91
Benennung von Referenzlaboratorien der Europdischen Union

Die Kommission kann in den Bereichen, die durch die Vorschriften geméf3 Artikel 1
Absatz 2 geregelt sind, mittels Durchfithrungsrechtsakten Referenzlaboratorien der
Europiischen Union (,,EU-Referenzlaboratorien*) benennen, wenn die Wirksamkeit
der amtlichen Kontrollen auch abhédngt von der Qualitit, Einheitlichkeit und
Zuverlissigkeit

(a) der Analyse-, Test- oder Diagnosemethoden, die von den gemill Artikel 36
Absatz 1 benannten amtlichen Laboratorien angewandt werden;

(b) der Ergebnisse der Analysen, Tests und Diagnosen, die von diesen amtlichen
Laboratorien durchgefiihrt werden.

Die Benennungen gemif3 Absatz 1

(a) erfolgen nach einem offentlichen Auswahlverfahren;
(b) werden regelmifBig iiberpriift.

Die EU-Referenzlaboratorien

(a) arbeiten nach der Norm EN ISO/IEC 17025 ,,Allgemeine Anforderungen an
die Kompetenz von Priif- und Kalibrierlaboratorien® und werden von einer
nationalen Akkreditierungsstelle, die im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 titig ist, nach dieser Norm bewertet und akkreditiert;

(b) sind im Hinblick auf die Wahrnehmung ihrer Aufgaben als
Referenzlaboratorien der Europidischen Union unabhingig und frei von
jeglichem Interessenkonflikt;

(c) haben angemessen qualifiziertes Personal, das ausreichend in den in ihrem
Zustindigkeitsbereich angewandten Analyse-, Test- und Diagnosetechniken
geschult ist, und gegebenenfalls Hilfspersonal;

(d) besitzen oder haben Zugriff auf die Infrastruktur, die Ausriistung und die
Produkte, die zur Ausfithrung der ihnen iibertragenen Aufgaben erforderlich
sind;

(e) gewidbhrleisten, dass ihr Personal gut iiber internationale Normen und Verfahren
Bescheid weil und dass bei ihrer Arbeit die  aktuellsten

Forschungsentwicklungen auf nationaler, Unions- und internationaler Ebene
beriicksichtigt werden;

(f)  sind so ausgestattet, dass sie ihre Aufgaben in Notfdllen wahrnehmen konnen;

(g) sind gegebenenfalls so ausgestattet, dass sie die relevanten Normen fiir den
Schutz vor biologischen Gefahren (biosecurity standards) erfiillen.
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Artikel 92
Zustdndigkeiten und Aufgaben der EU-Referenzlaboratorien

Die EU-Referenzlaboratorien tragen zur Verbesserung und Harmonisierung der
Analyse-, Test- oder Diagnosemethoden, die von amtlichen, gemdll Artikel 36
Absatz 1 benannten Laboratorien anzuwenden sind, sowie der von ihnen generierten
Analyse-, Test- und Diagnosedaten bei.

Die EU-Referenzlaboratorien sind auf der Grundlage ein- oder mehrjdhriger
Arbeitsprogramme, die von der Kommission genehmigt werden, fiir die folgenden
Aufgaben zustindig:

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

()

(@)

(h)

@)

detaillierte Unterrichtung nationaler Referenzlaboratorien tiber Methoden fiir
Laboranalysen, -tests oder -diagnosen, einschlieBlich Referenzmethoden;

Koordinierung der Anwendung der unter Buchstabe a genannten Methoden
seitens der nationalen Referenzlaboratorien und bei Bedarf auch seitens
anderer amtlicher Laboratorien, insbesondere durch die Durchfithrung
regelmiBiger vergleichender Ringtests und die Gewihrleistung entsprechender
FolgemaBnahmen zu solchen vergleichenden Tests gemill — sofern vorhanden
— international anerkannten Protokollen;

Koordinierung der fiir die Anwendung neuer Methoden fiir Laboranalysen,
-tests oder -diagnosen erforderlichen Maflnahmen und die Unterrichtung der
nationalen Referenzlaboratorien iiber Fortschritte in diesem Bereich;

Durchfithrung von  Schulungen fiir das Personal der nationalen
Referenzlaboratorien und bei Bedarf auch anderer amtlicher Laboratorien
sowie fiir Experten aus Drittlindern;

wissenschaftliche und technische Unterstiitzung der Kommission innerhalb
ihres Aufgabenbereichs;

Unterrichtung der nationalen Referenzlaboratorien tiber Forschungstitigkeiten
der Union sowie iiber nationale und internationale Forschungstitigkeiten;

Zusammenarbeit innerhalb ihres Aufgabenbereichs mit Laboratorien in
Drittlindern und mit der Europédischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit, der
Europiischen Arzneimittel-Agentur und dem Europidischen Zentrum fiir die
Priavention und die Kontrolle von Krankheiten;

aktive Mitwirkung an der Diagnostizierung der Ausbriiche von durch
Lebensmittel iibertragenen Krankheiten, Zoonosen oder Tierseuchen oder des
Auftretens von Pflanzenschiddlingen in Mitgliedstaaten, indem sie
Erregerisolate oder Schidlingsproben zur Diagnosebestitigung, zur
Charakterisierung und zur taxonomischen oder epizootischen Einordnung
untersuchen;

Koordinierung oder Durchfiihrung von Tests zur Uberpriifung der Qualitit der
Reagenzien, die fiir die Diagnose von Tierseuchen, Zoonosen oder durch
Lebensmittel iibertragenen Krankheiten verwendet werden;

(sofern relevant fiir ihren Zustdandigkeitsbereich) Aufbau und Pflege von

1) Referenzbestinden von Pflanzenschidlingen oder
Referenzerregerstimmen;
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ii) Referenzbestinden von Lebensmittelkontaktmaterialien, die dazu
verwendet werden, Analysegerite zu kalibrieren, und Bereitstellung von
Proben an nationale Referenzlaboratorien;

ui) aktuellen Listen der verfiigbaren Referenzsubstanzen und Reagenzien
sowie der Hersteller und Lieferanten solcher Substanzen und Reagenzien.

3. Die EU-Referenzlaboratorien veroffentlichen das Verzeichnis der von den
Mitgliedstaaten gemil Artikel 98 Absatz 1 benannten nationalen
Referenzlaboratorien.

Artikel 93

Benennung von Referenzzentren der Europdischen Union fiir Pflanzenvermehrungsmaterial

l. Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Referenzzentren der
Europiischen Union (,,EU-Referenzzentren®) benennen, die die Tétigkeiten der
Kommission, der Mitgliedstaaten und der Europdischen Agentur fiir Pflanzensorten
im Zusammenhang mit der Anwendung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe h unterstiitzen.

2. Die Benennungen gemif3 Absatz 1
(a) erfolgen nach einem offentlichen Auswahlverfahren;
(b) werden regelmifBig iiberpriift.

3. Die EU-Referenzzentren fiir Pflanzenvermehrungsmaterial

(a) verfiigen iiber ein hohes MalBl an wissenschaftlicher und technischer
Kompetenz auf den Gebieten Besichtigung, Beprobung und Testung von
Pflanzenvermehrungsmaterial;

(b) haben angemessen qualifiziertes Personal, das ausreichend auf den Gebieten
gemill Buchstabe a geschult ist, und gegebenenfalls Hilfspersonal;

(c) besitzen oder haben Zugriff auf die Infrastruktur, die Ausriistung und die
Produkte, die zur Wahrnehmung der ihnen iibertragenen Aufgaben erforderlich
sind;

(d) gewibhrleisten, dass ihr Personal gut iiber internationale Normen und Verfahren
in den Bereichen gemil Buchstabe a Bescheid weill und dass bei ihrer Arbeit

die aktuellsten Forschungsentwicklungen in diesen Bereichen auf nationaler,
Unions- und internationaler Ebene beriicksichtigt werden;

Artikel 94
Zustindigkeiten und Aufgaben der EU-Referenzzentren fiir Pflanzenvermehrungsmaterial

Die gemiall Artikel 93 Absatz 1 benannten EU-Referenzzentren sind auf der Grundlage ein-
oder mehrjdhriger Arbeitsprogramme, die von der Kommission genehmigt werden, fiir die
folgenden Aufgaben zustdandig:

(a) Bereitstellung wissenschaftlicher und technischer Kompetenz innerhalb ihres
Aufgabenbereichs auf folgenden Gebieten:

1)  Feldbesichtigungen, Probenahmen und Tests fiir die Zertifizierung von
Pflanzenvermehrungsmaterial;
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(b)

(c)

(d)

(e)

ii)  Tests von Pflanzenvermehrungsmaterial nach der Zertifizierung (,,Post-
Zertifizierungstests®);

iii)  Tests an Kategorien von Standard-Pflanzenvermehrungsmaterial;

Durchfiihrung von Vergleichstests und Feldversuchen an
Pflanzenvermehrungsmaterial;

Durchfithrung von Schulungen fiir das Personal der zustédndigen Behorden und fiir
Experten aus Drittlandern;

Beitrag zur Entwicklung von Zertifizierungs- und Post-Zertifizierungstestprotokollen
fir Pflanzenvermehrungsmaterial sowie von Leistungsindikatoren fiir die
Zertifizierung von Pflanzenvermehrungsmaterial;

Verbreitung von Forschungsergebnissen und technischen Innovationen auf den
Gebieten innerhalb ihres Aufgabenbereichs.

Artikel 95
Benennung von Referenzzentren der Europdischen Union fiir Tierwohl

Die Kommission kann mittels Durchfiihrungsrechtsakten Referenzzentren der
Europiischen Union (,,EU-Referenzzentren®) benennen, die die Tétigkeiten der
Kommission und der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Anwendung der
Vorschriften gemif Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe f unterstiitzen.

Die Benennungen gemif3 Absatz 1

(a) erfolgen nach einem offentlichen Auswahlverfahren;
(b) werden regelmiBig iiberpriift.

Die EU-Referenzzentren fiir Tierwohl

(a) verfiigen iiber ein hohes Mall an wissenschaftlicher und technischer
Kompetenz auf folgenden Gebieten: Beziehung zwischen Mensch und Tier,
Tierverhalten, Tierphysiologie, Tiergesundheit und Erndhrung im
Zusammenhang mit dem Tierwohl sowie Tierschutzfragen im Zusammenhang
mit der kommerziellen und wissenschaftlichen Nutzung von Tieren;

(b) haben angemessen qualifiziertes Personal, das ausreichend auf den Gebieten
gemill Buchstabe a und in ethischen Fragen im Zusammenhang mit Tieren
geschult ist, und gegebenenfalls Hilfspersonal;

(c) besitzen oder haben Zugriff auf die Infrastruktur, die Ausriistung und die
Produkte, die zur Wahrnehmung der ihnen iibertragenen Aufgaben erforderlich
sind;

(d) gewidbhrleisten, dass ihr Personal gut {iber internationale Normen und Verfahren
in den Bereichen gemil Buchstabe a Bescheid weill und dass bei ihrer Arbeit

die aktuellsten Forschungsentwicklungen in diesen Bereichen auf nationaler,
Unions- und internationaler Ebene beriicksichtigt werden.
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Artikel 96
Zustdandigkeiten und Aufgaben der EU-Referenzzentren fiir Tierwohl

Die gemidll Artikel 95 Absatz 1 benannten EU-Referenzzentren sind auf der Grundlage ein-
oder mehrjdhriger Arbeitsprogramme, die von der Kommission genehmigt werden, fiir die
folgenden Aufgaben zustdndig:

(a)

(b)

(©)

(d)

(e)

()

Bereitstellung wissenschaftlicher und technischer Kompetenz innerhalb ihres
Aufgabenbereichs fiir die nationalen wissenschaftlichen Unterstiitzungsnetze oder
Stellen, die in Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 vorgesehen sind;

Bereitstellung wissenschaftlicher und technischer Kompetenz fiir die Entwicklung
und Anwendung der Tierwohlindikatoren gemif3 Artikel 18 Absatz 3 Buchstabe f;

Entwicklung oder Koordinierung der Entwicklung von Verfahren fiir die Bewertung
des Tierwohlniveaus und von Verfahren zur Steigerung des Tierwohls;

Durchfiihrung wissenschaftlicher und technischer Studien zum Wohl von Tieren, die
fiir kommerzielle oder wissenschaftliche Zwecke genutzt werden;

Durchfiihrung von Schulungen fiir das Personal der nationalen wissenschaftlichen
Unterstiitzungsnetze oder Stellen gemidl Buchstabe a, fiir das Personal der
zustindigen Behorden und fiir Experten aus Drittldndern;

Verbreitung von Forschungsergebnissen und technischen Innovationen sowie
Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen der Union auf den Gebieten innerhalb
ihres Aufgabenbereichs.

Artikel 97
Pflichten der Kommission

Die Kommission verdffentlicht und aktualisiert bei Bedarf die Liste der

(a) EU-Referenzlaboratorien gemdll Artikel 91;

(b) EU-Referenzzentren fiir Pflanzenvermehrungsmaterial gemif3 Artikel 93;
(c) EU-Referenzzentren fiir Tierwohl gemil Artikel 95.

Die Kommission ist befugt, gemif3 Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in
denen — ergidnzend zu den Bestimmungen in Artikel 91 Absatz 3, Artikel 92,
Artikel 93 Absatz 3, Artikel 95 Absatz 3 und Artikel 96 — die Anforderungen an die
EU-Referenzlaboratorien, EU-Referenzzentren fiir Pflanzenvermehrungsmaterial und
EU-Referenzzentren fiir Tierwohl sowie deren Zustdndigkeiten und Aufgaben
geregelt sind.

Die Kommission iiberpriift mittels Kontrollen, ob die EU-Referenzlaboratorien und
die EU-Referenzzentren die Bestimmungen in Artikel 91 Absatz 3, Artikel 92,
Artikel 93 Absatz 3, Artikel 95 Absatz 3 und Artikel 96 einhalten.

Wenn bei den Kommissionskontrollen gemidfl Absatz 3 ein Verstof gegen die
Bestimmungen in Artikel 91 Absatz 3, Artikel 92, Artikel 93 Absatz 3, Artikel 95
Absatz 3 und Artikel 96 festgestellt wird, muss die Kommission nach Eingang der
Stellungnahmen der EU-Referenzlaboratorien bzw. EU-Referenzzentren

(a) die Benennung des betreffenden Laboratoriums oder Zentrums autheben oder

(b) eine andere geeignete MaBBnahme ergreifen.
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Artikel 98
Benennung nationaler Referenzlaboratorien

Fiir jedes gemdll Artikel 91 Absatz 1 benannte EU-Referenzlaboratorium benennen
die Mitgliedstaaten ein oder mehrere nationale Referenzlaboratorien.

Ein Mitgliedstaat kann ein Laboratorium benennen, das in einem anderen
Mitgliedstaat oder in einem zur Europdischen Freihandelsassoziation (EFTA)
gehorenden Drittland liegt.

Ein und dasselbe Laboratorium kann fiir mehr als einen Mitgliedstaat als nationales
Referenzlaboratorium benannt werden.

Fiir die nationalen Referenzlaboratorien gelten die Bestimmungen in Artikel 36
Absatz 4 Buchstabe e und Absatz 5, Artikel 38, Artikel 41 Absatz 1, Absatz 2
Buchstaben a und b und Absatz 3.

Die nationalen Referenzlaboratorien

(@) sind im Hinblick auf die Wahrnehmung ihrer Aufgaben als nationale
Referenzlaboratorien unabhingig und frei von jeglichem Interessenkonflikt;

(b) haben angemessen qualifiziertes Personal, das ausreichend in den in ihrem
Zustandigkeitsbereich angewandten Analyse-, Test- und Diagnosetechniken
geschult ist, und gegebenenfalls Hilfspersonal;

(c) besitzen oder haben Zugriff auf die Infrastruktur, die Ausriistung und die
Produkte, die zur Wahrnehmung der ihnen iibertragenen Aufgaben erforderlich
sind;

(d) gewdhrleisten, dass ihr Personal gut liber internationale Normen und Verfahren
Bescheid weil und dass bei ihrer Arbeit die  aktuellsten
Forschungsentwicklungen auf nationaler, Unions- und internationaler Ebene
beriicksichtigt werden;

(e) sind so ausgestattet, dass sie ihre Aufgaben in Notfillen wahrnehmen konnen;

(f) sind gegebenenfalls so ausgestattet, dass sie die Normen zum Schutz vor
biologischen Gefahren (biosecurity standards) erfiillen.

Die Mitgliedstaaten

(a) teilen der Kommission, dem betreffenden EU-Referenzlaboratorium und den
tibrigen Mitgliedstaaten Name und Anschrift der einzelnen nationalen
Referenzlaboratorien mit und

(b) machen diese Informationen 6ffentlich zugénglich,
(c) aktualisieren diese Informationen bei Bedarf.

Die Mitgliedstaaten, die fiir ein EU-Referenzlaboratorium mehr als ein nationales
Referenzlaboratorium haben, sorgen dafiir, dass diese Laboratorien eng
zusammenarbeiten, damit eine wirksame Koordinierung unter ihnen, mit anderen
nationalen Laboratorien und mit dem EU-Referenzlaboratorium gewihrleistet ist.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemidll Artikel 139 zu erlassen, in
denen — ergidnzend zu den Bestimmungen in den Absdtzen2 und 3 - die
Anforderungen an nationale Referenzlaboratorien geregelt sind.
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Artikel 99
Zustdndigkeiten und Aufgaben der nationalen Referenzlaboratorien

Innerhalb ihres Zustindigkeitsbereichs miissen die nationalen Referenzlaboratorien

(a) mit den EU-Referenzlaboratorien zusammenarbeiten und sich an Schulungen
und vergleichenden Ringtests, die von diesen Laboratorien organisiert werden,
beteiligen;

(b) die Tatigkeiten der amtlichen, gemill Artikel 36 Absatz 1 benannten
Laboratorien mit dem Ziel koordinieren, die Methoden fiir Laboranalysen,
-tests oder -diagnosen und ihre Verwendung zu harmonisieren und zu
verbessern;

(c) gegebenenfalls vergleichende Ringtests zwischen amtlichen Laboratorien
organisieren, fiir angemessene FolgemaBnahmen nach solchen Tests sorgen
und die zustindigen Behorden iiber die Ergebnisse solcher Tests und
FolgemaBBnahmen informieren;

(d) die vom EU-Referenzlaboratorium bereitgestellten Informationen an die
zustdndigen Behorden und die amtlichen Laboratorien weiterleiten;

(e) den zustidndigen Behorden innerhalb ihres Aufgabenbereichs wissenschaftliche
und technische Unterstiitzung bei der Umsetzung der gemifl Artikel 111
angenommenen koordinierten Kontrollpline leisten;

(f)  gegebenenfalls Listen der verfiigbaren Referenzsubstanzen und Reagenzien
sowie der Hersteller und Lieferanten solcher Substanzen und Reagenzien
fithren und auf dem neuesten Stand halten.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemall Artikel 139 zu erlassen, in
denen — erginzend zu den Bestimmungen in Absatz 1 — die Anforderungen an
nationale Referenzlaboratorien sowie deren Zustindigkeiten und Aufgaben geregelt
sind.

Titel IV
Amtshilfe und Zusammenarbeit

Artikel 100
Allgemeine Bestimmungen

Die zustindigen Behorden in den Mitgliedstaaten leisten einander gemifl den
Artikeln 102 bis 105 Amtshilfe, um die ordnungsgemide Anwendung der
Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 in Fillen zu gewihrleisten, die fiir mehr als
einen Mitgliedstaat relevant sind.

Die Amtshilfe umfasst gegebenenfalls die Beteiligung der zustindigen Behdrden
eines Mitgliedstaats an vor Ort durchgefiihrten amtlichen Kontrollen der zustindigen
Behorden eines anderen Mitgliedstaats.

Die Bestimmungen dieses Titels gelten unbeschadet nationaler Bestimmungen

(a) zur Freigabe von Dokumenten, die Gegenstand von Gerichtsverfahren sind
oder damit in Zusammenhang stehen;

(b) zum Schutz von wirtschaftlichen Interessen natiirlicher oder juristischer
Personen.
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Alle Mitteilungen zwischen den zustindigen Behorden gemif3 den Artikeln 102 bis
105 erfolgen schriftlich.

Zur Straffung und Vereinfachung des Austauschs von Mitteilungen legt die
Kommission mittels Durchfithrungsrechtsakten ein Standardformat fest fiir

(a) Amtshilfeersuchen gemall Artikel 102 Absatz 1;

(b) die Ubermittlung gewohnlicher und wiederkehrender Meldungen und
Antworten.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 101
Verbindungsstellen

Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere Verbindungsstellen, die fiir den
Austausch von Mitteilungen zwischen den zustidndigen Behorden gemif3 den
Artikeln 102 bis 105 zusténdig sind.

Die Benennung von  Verbindungsstellen  schlieBft  direkte  Kontakte,
Informationsaustausch oder Zusammenarbeit zwischen dem Personal der zustédndigen
Behorden in verschiedenen Mitgliedstaaten nicht aus.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemi Artikel 139 zu erlassen, in
denen die Mindestanforderungen an die gemdl Absatz1 benannten
Verbindungsstellen geregelt sind.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den iibrigen Mitgliedstaaten Niheres
iber ihre gemdll Absatz1l benannten Verbindungsstellen und iiber etwaige
Anderungen mit.

Die Kommission verdffentlicht und aktualisiert die Liste der Verbindungsstellen, die
ihr von den Mitgliedstaaten gemill Absatz 4 mitgeteilt werden, auf ihrer Website.

Alle Amtshilfeersuchen gemill Artikel 102 Absatz 1 sowie die Meldungen und
Mitteilungen gemdl den Artikeln 103, 104 und 105 werden von der
Verbindungsstelle an die Verbindungsstelle in dem Mitgliedstaat iibermittelt, an den
das Amtshilfeersuchen oder die Meldung gerichtet ist.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten die spezifischen
Anforderungen an die technischen Hilfsmittel und die Verfahren fiir die
Ubermittlung von Mitteilungen zwischen den gemiB Absatz 1 benannten
Verbindungsstellen fest.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemall Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 102
Amtshilfe auf Ersuchen

Wenn die zustindigen Behorden in einem Mitgliedstaat der Ansicht sind, dass sie fiir
die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen oder wirksamer Folgemafnahmen im
Anschluss an solche Kontrollen in ihrem Hoheitsgebiet Daten oder Informationen
von den zustidndigen Behorden eines anderen Mitgliedstaats bendtigen, richten sie
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ein mit Griinden versehenes Amtshilfeersuchen an die zustindigen Behorden dieses
Mitgliedstaats. Die ersuchte zustidndige Behorde

(a) bestitigt den Eingang des Ersuchens unverziiglich;

(b) teilt innerhalb von zehn Tagen nach Eingang des Ersuchens mit, wie viel Zeit
sie benotigt, um fundiert auf das Ersuchen zu reagieren;

(c) fiihrt die erforderlichen amtlichen Kontrollen durch und unternimmt die
erforderlichen Untersuchungen, um den ersuchenden zustidndigen Behorden
unverziiglich alle notwendigen Informationen und Unterlagen bereitzustellen,
die diese in die Lage versetzen, fundierte Entscheidungen zu treffen und die
Einhaltung der Unionsbestimmungen in threm rechtlichen
Zustindigkeitsbereich zu iiberpriifen.

Die Unterlagen konnen als Originale oder als Kopien iibermittelt werden.

Nach Absprache zwischen der ersuchenden zustindigen Behorde und der ersuchten
zustiandigen Behorde kann Personal, das von der ersuchenden Behorde benannt wird,
bei den amtlichen Kontrollen und Untersuchungen gemil3 Absatz 1 Buchstabe ¢
zugegen sein, die die ersuchte Behorde durchfiihrt.

Das Personal der ersuchenden zustindigen Behorde, das bei solchen Kontrollen
zugegen ist,

(a) muss jederzeit schriftlich seine Identitit und seine amtliche Funktion belegen
konnen;

(b) hat Zugang zu den gleichen Raumlichkeiten, zum gleichen Geldnde und zu den
gleichen Unterlagen wie das Personal der ersuchten zustindigen Behorde, und
zwar durch deren Vermittlung und ausschlieBlich zum Zweck der laufenden
amtlichen Untersuchungen;

(c) darf nicht auf eigene Initiative die Untersuchungsbefugnisse wahrnehmen, die
den Bediensteten der ersuchten zustédndigen Behorde iibertragen wurden.

Artikel 103
Amtshilfe ohne Ersuchen

Bemerken die zustindigen Behorden in einem Mitgliedstaat einen VerstoB3, der
Auswirkungen auf einen anderen Mitgliedstaat haben kann, so unterrichten sie
hiervon unaufgefordert und unverziiglich die zustindigen Behorden dieses anderen
Mitgliedstaats.

Die gemidl3 Absatz 1 unterrichtete zustindige Behorde

(a) bestitigt den Eingang der Meldung unverziiglich;

(b) teilt innerhalb von zehn Tagen nach Eingang der Meldung mit,
1) welche Untersuchungen sie plant oder
i)  warum sie keine Untersuchungen fiir notig hilt;

(c) untersucht die Angelegenheit, wenn Untersuchungen gemill Buchstabe b fiir
notig gehalten werden, und unterrichtet die meldende zustindige Behorde
unverziiglich iiber die Ergebnisse und gegebenenfalls iiber die ergriffenen
MaBnahmen.
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Artikel 104
Amtshilfe bei Verstofien

Stellen die zustdndigen Behorden bei amtlichen Kontrollen von Tieren oder Waren
mit Ursprung in einem anderen Mitgliedstaat fest, dass diese Tiere oder Waren den
Vorschriften gemil3 Artikel 1 Absatz 2 so wenig geniigen, dass ein Risiko fiir die
Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es
sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt besteht oder dass
ein schwerer Verstofl gegen diese Vorschriften vorliegt, so unterrichten sie hiervon
unverziiglich die zustidndigen Behorden des versendenden Mitgliedstaats und aller
anderen Dbetroffenen  Mitgliedstaaten, damit diese Behorden geeignete
Untersuchungen vornehmen kénnen.

Die unterrichteten zustindigen Behorden ergreifen unverziiglich folgende
MaBnahmen:

(a) Sie bestitigen den Eingang der Meldung;
(b) sie teilen mit, welche Untersuchungen sie planen;

(c) sie untersuchen die Angelegenheit, ergreifen alle erforderlichen Mallnahmen
und unterrichten die meldenden zustindigen Behorden von der Art der
durchgefiihrten Untersuchungen und amtlichen Kontrollen, von den ergriffenen
Entscheidungen und von den Griinden fiir diese Entscheidungen.

Haben die meldenden zustidndigen Behorden Grund zu der Annahme, dass die
Untersuchungen und MaBnahmen der unterrichteten zustindigen Behorden dem
festgestellten Versto nicht angemessen sind, so ersuchen sie die unterrichteten
zustdandigen Behorden, ihre amtlichen Kontrollen oder Malnahmen auszudehnen. In
solchen Fillen

(a) streben die zustdndigen Behorden der beiden Mitgliedstaaten eine Einigung auf
ein angemessenes Vorgehen im Hinblick auf den Versto an, wozu auch
gemeinsame amtliche Kontrollen und Untersuchungen gemifl Artikel 102
Absatz 3 gehoren konnen,;

(b) unterrichten sie die Kommission unverziiglich, wenn sie sich nicht auf
geeignete Mallnahmen einigen konnen.

Werden bei amtlichen Kontrollen von Tieren oder Waren mit Ursprung in einem
anderen Mitgliedstaat wiederholt VerstoBe gegen die Vorschriften gemall Artikel 1
Absatz 2 festgestellt, so unterrichten die zustindigen Behorden des
Bestimmungsmitgliedstaats hiervon unverziiglich die Kommission und die
zustidndigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten.

Artikel 105
Amtshilfe von Drittldndern

Erhalten zustindige Behorden von einem Drittland Informationen iiber einen Verstof3
oder iiber ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die
Umwelt, so leiten sie diese Informationen unverziiglich weiter

(a) andie zustindigen Behorden in anderen betroffenen Mitgliedstaaten;

(b) an die Kommission, soweit diese Informationen auf Unionsebene relevant sind
oder sein konnten.
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Informationen, die im Rahmen von amtlichen Kontrollen und Untersuchungen
anfallen, welche im Einklang mit dieser Verordnung durchgefiihrt werden, diirfen an
das in Absatz 1 genannte Drittland weitergegeben werden, sofern

(a)

(b)

(c)

die zustindigen Behorden, die die Informationen bereitgestellt haben, dem
zustimmen;

das Drittland zugesagt hat, die notige Amtshilfe zu leisten, um Hinweise auf
das Bestehen von Praktiken zu sammeln, die gegen Unionsbestimmungen
verstoflen oder zu versto3en scheinen oder die ein Risiko fiir Menschen, Tiere,
Pflanzen oder die Umwelt darstellen;

die einschlidgigen nationalen und Unionsbestimmungen fiir die Weitergabe
personenbezogener Daten an Drittldnder eingehalten werden.

Artikel 106
Koordinierungs- und Folgemafinahmen der Kommission

Die Kommission koordiniert unverziiglich die von den zustindigen Behorden geméf
diesem Titel ergriffenen Malnahmen und Aktionen, wenn

(a)

(b)

(c)

ihr Informationen iiber Handlungen vorliegen, die tatsdchlich oder anscheinend
gegen die Vorschriften gemidll Artikel 1 Absatz 2 verstoBBen, und wenn diese
Handlungen Auswirkungen auf mehr als einen Mitgliedstaat haben oder haben
konnten, oder

aus den ihr vorliegenden Informationen hervorgeht, dass die gleichen oder
dhnliche Handlungen, die tatsdchlich oder anscheinend gegen die Vorschriften
gemdll Artikel 1 Absatz2 verstoBen, in mehr als einem Mitgliedstaat
stattfinden konnten, und

sich die zustdndigen Behorden in den betreffenden Mitgliedstaaten nicht auf
ein angemessenes Vorgehen im Hinblick auf den Verstol gegen die
Vorschriften gemél Artikel 1 Absatz 2 einigen konnen.

In den Fillen gemil Absatz 1 kann die Kommission

(a)

(b)

(©)

in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Mitgliedstaat ein Inspektionsteam
zur Durchfithrung einer amtlichen Vor-Ort-Kontrolle entsenden;

die zustidndigen Behorden im versendenden Mitgliedstaat und gegebenenfalls
in anderen betroffenen Mitgliedstaaten mittels Durchfiithrungsrechtsakten
auffordern, die amtlichen Kontrollen in geeigneter Weise zu verstiarken und ihr
iber die ergriffenen Mafinahmen Bericht zu erstatten;

alle anderen geeigneten MaBBnahmen im Einklang mit den Vorschriften geméaf
Artikel 1 Absatz 2 ergreifen.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemif3 Artikel 139 zu erlassen, um
den raschen Informationsaustausch in den Fillen geméfl Absatz 1 zu regeln.
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TITEL V
Plane und Berichte

Artikel 107
Mehrjihrige nationale Kontrollpldne (MNKP) und zentrale MNKP-Behorde

Jeder Mitgliedstaat gewihrleistet, dass die amtlichen Kontrollen gemdll dieser
Verordnung von den zustdndigen Behorden auf der Grundlage eines mehrjdhrigen
nationalen Kontrollplans durchgefiihrt werden, dessen Aufstellung und Umsetzung
fiir das gesamte Hoheitsgebiet koordiniert werden.

Die Mitgliedstaaten benennen eine zentrale Behorde, die dafiir zustindig ist,

(a) die Aufstellung des Plans gemidll Absatz 1 unter Einbeziehung aller fiir die
amtlichen Kontrollen zustindigen Behorden zu koordinieren;

(b) zu gewihrleisten, dass dieser Plan schliissig ist und einheitlich umgesetzt wird.

Artikel 108
Inhalt der mehrjihrigen nationalen Kontrollpline

Die mehrjihrigen nationalen Kontrollpline gewihrleisten, dass

(a) amtliche Kontrollen in allen Bereichen, die durch die Vorschriften gemif3
Artikel 1 Absatz 2 geregelt sind, im Einklang mit den Kriterien geméil
Artikel 8 und mit den Bestimmungen gemidf den Artikeln 15 bis 24 geplant
werden;

(b) die Priorititen der amtlichen Kontrollen effizient festgesetzt und die
Kontrollressourcen effizient zugeteilt werden.

Die mehrjdhrigen nationalen Kontrollplidne enthalten allgemeine Informationen iiber
den Aufbau und die Organisation der amtlichen Kontrollsysteme in den betreffenden
Mitgliedstaaten und au8erdem mindestens Informationen tiber

(a) die strategischen Ziele des mehrjdhrigen nationalen Kontrollplans und dariiber,
wie sich diese Ziele in den Kontrollpriorititen und der Ressourcenzuteilung
widerspiegeln;

(b) die Risikokategorisierung der amtlichen Kontrollen;

(c) die Benennung der zustindigen Behorden und ihre Aufgaben auf zentraler,
regionaler und lokaler Ebene sowie iiber die diesen Behorden zur Verfiigung
stehenden Ressourcen;

(d) (gegebenenfalls) die Ubertragung von Aufgaben an beauftragte Stellen;

(e) die allgemeine Organisation und Durchfiithrung der amtlichen Kontrollen auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene, einschlieBlich der amtlichen
Kontrollen in einzelnen Betrieben;

(f) die Anwendung der Kontrollsysteme in den verschiedenen Sektoren und die
Koordinierung zwischen den verschiedenen Stellen der fiir die amtlichen
Kontrollen in diesen Bereichen zustidndigen Behorden;

(g) die vorhandenen Verfahren und Mallnahmen, die gewéhrleisten sollen, dass die
zustdndigen Behorden ihren Pflichten gemél Artikel 4 Absatz 1 nachkommen;
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(h) die Schulung des Personals der zustindigen Behorden;
(1)  die dokumentierten Verfahren gemafl Artikel 11 Absatz 1;

(j)  die Organisation und die Durchfiihrung von Notfallplinen im Einklang mit den
Vorschriften geméf Artikel 1 Absatz 2;

(k) die Organisation der Zusammenarbeit und Amtshilfe zwischen den zustindigen
Behorden in den Mitgliedstaaten.

Artikel 109
Aufstellung und Umsetzung der mehrjihrigen nationalen Kontrollpline

Die Mitgliedstaaten gewihrleisten, dass ihre mehrjdhrigen nationalen Kontrollpldne
gemdll Artikel 107 Absatz 1 offentlich zugénglich gemacht werden, mit Ausnahme
der Teile, deren Offenlegung die Wirksamkeit amtlicher Kontrollen beeintrichtigen
konnte.

Der mehrjidhrige nationale Kontrollplan wird immer dann aktualisiert, wenn
Anpassungen wegen Anderungen der Vorschriften gemidB Artikel 1 Absatz 2
erforderlich sind, und er wird regelmiBig iiberpriift, um zumindest folgende Faktoren
zu beriicksichtigen:

(a) das Auftreten neuer Krankheiten, Pflanzenschiddlinge oder anderer Risiken fiir
die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir das Tierwohl oder —
sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt;

(b) wesentliche Anderungen im Aufbau, in der Leitung oder in der Arbeitsweise
der zustindigen Behorden in den Mitgliedstaaten;

(c) die Ergebnisse der amtlichen Kontrollen der Mitgliedstaaten;

(d) die Ergebnisse der gemidll Artikel 115 Absatz1 in dem Mitgliedstaat
durchgefiihrten Kommissionskontrollen;

(e) die von der Kommission gemil} Artikel 110 erlassenen delegierten Rechtsakte;
(f)  wissenschaftliche Erkenntnisse;

(g) die Ergebnisse der von den zustindigen Behorden eines Drittlandes in einem
Mitgliedstaat durchgefiihrten amtlichen Kontrollen.

Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission auf Verlangen eine aktuelle Fassung
ihres mehrjdhrigen nationalen Kontrollplans bereit.

Artikel 110
Delegierte Befugnisse betreffend die mehrjdhrigen nationalen Kontrollpldne

Die Kommission ist befugt, gemall Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen, die die
mehrjihrigen nationalen Kontrollpldne geméil3 Artikel 107 Absatz 1 betreffen.

Diese delegierten Rechtsakte regeln

(a)
(b)

(©)

die Kriterien fiir die Risikokategorisierung der Tatigkeiten der Unternehmer;

die Priorititen der amtlichen Kontrollen auf der Grundlage der Kriterien geméf
Artikel 8 und gemif3 den Bestimmungen in den Artikeln 15 bis 24;

Verfahren zur Erhohung der Wirksamkeit der amtlichen Kontrollen;
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(d) die hauptsichlichen Leistungsindikatoren, die die zustindigen Behorden bei der
Bewertung des mehrjihrigen nationalen Kontrollplans und seiner Umsetzung
verwenden miissen.

Artikel 111
Koordinierte Kontrollpline, Erfassung von Informationen und Daten

Um den Stand der Anwendung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 unionsweit gezielt
bewerten oder die Priavalenz bestimmter Gefahren in der Union feststellen zu konnen, ist die
Kommission befugt, gemifl Artikel 139 delegierte Rechtsakte zu erlassen betreffend

(a) die Organisation und die Durchfiihrung befristeter koordinierter Kontrollpldne in
einem der Bereiche, die durch die Vorschriften gemidf3 Artikel 1 Absatz 2 geregelt
sind;

(b) die Ad-hoc-Organisation der FErfassung von Daten und Informationen im

Zusammenhang mit der Anwendung eines bestimmten Teils der Vorschriften gemal
Artikel 1 Absatz 2 oder beziiglich der Priavalenz bestimmter Gefahren.

Artikel 112
Jahresberichte der Mitgliedstaaten

1. Jeweils bis 30. Juni eines Jahres legt jeder Mitgliedstaat der Kommission einen
Bericht vor, der Auskunft gibt tiber

(a) die etwaigen Anpassungen des mehrjdhrigen nationalen Kontrollplans zur
Beriicksichtigung der Faktoren gemil Artikel 109 Absatz 2;

(b) die Ergebnisse der im abgelaufenen Jahr im Rahmen des mehrjdhrigen
nationalen Kontrollplans durchgefiihrten amtlichen Kontrollen;

(c) die Art und Zahl der von den zustindigen Behorden im abgelaufenen Jahr
festgestellten VerstoBBe gegen die Vorschriften gemdll Artikel 1 Absatz 2;

(d) die MaBnahmen zur Sicherstellung der wirksamen Durchfithrung der
mehrjihrigen nationalen Kontrollpléne, einschlieBlich
Durchsetzungsmalinahmen, und deren Ergebnisse.

2. Zur Gewihrleistung einer einheitlichen Aufmachung der Jahresberichte geméil
Absatz 1 legt die Kommission fiir die Ubermittlung der Informationen und Daten
gemall Absatz 1 mittels Durchfiihrungsrechtsakten einheitliche Musterformulare fest,
die sie bei Bedarf aktualisiert.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte gewéhren die Moglichkeit, die von der Kommission
angenommenen einheitlichen Musterformulare auch fiir die Ubermittlung anderer
Berichte iiber amtliche Kontrollen zu verwenden, die die zustindigen Behorden der
Kommission im Einklang mit den Vorschriften gemidf3 Artikel 1 Absatz 2 vorlegen
miissen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemall Artikel 141
Absatz 2 erlassen.
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Artikel 113
Jahresberichte der Kommission

Die Kommission erstellt jdhrlich einen Bericht iiber die amtlichen Kontrollen der
Mitgliedstaaten, den sie oOffentlich zugédnglich macht; hierbei beriicksichtigt sie
Folgendes:

(a) die von den Mitgliedstaaten gemif3 Artikel 112 vorgelegten Jahresberichte;

(b) die Ergebnisse der gemidll  Artikel 115 Absatz 1  durchgefiihrten
Kommissionskontrollen;

(c) alle anderen sachdienlichen Informationen.

Der Jahresbericht gemid3 Absatz 1 kann gegebenenfalls Empfehlungen fiir mogliche
Verbesserungen der amtlichen Kontrollsysteme in den Mitgliedstaaten und fiir
gezielte amtliche Kontrollen in bestimmten Bereichen enthalten.

Artikel 114
Notfallpline fiir Lebens- und Futtermittel

Zur Durchfilhrung des allgemeinen Plans fiir das Krisenmanagement geméif
Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 stellen die Mitgliedstaaten
operative Notfallpldne fiir Lebens- und Futtermittel mit Malnahmen auf, die
unverziiglich zu ergreifen sind, wenn festgestellt wird, dass Lebens- oder Futtermittel
ein ernstes Risiko fiir die Gesundheit von Menschen und Tieren — entweder direkt
oder iiber die Umwelt — darstellen.

In den Notfallpldnen fiir Lebens- und Futtermittel gemil3 Absatz 1 sind anzugeben:
(a) die zu beteiligenden zustindigen Behorden;
(b) die Befugnisse und Zustdandigkeiten der Behérden gemall Buchstabe a;

(c) die Kanile und Verfahren fiir den Informationsaustausch zwischen den
zustdndigen Behorden und gegebenenfalls anderen Beteiligten.

Die Mitgliedstaaten iiberarbeiten ihre Notfallpldne fiir Lebens- und Futtermittel
regelmiBig, um organisatorischen Verdnderungen bei den zustindigen Behorden
sowie Erkenntnissen aus der Umsetzung der Pldne und aus Simulationsiibungen
Rechnung zu tragen.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemill Artikel 139 zu erlassen
betreffend

(a) Bestimmungen iiber die Aufstellung von Notfallplinen gemil3 Absatz 1, sofern
solche Bestimmungen fiir die einheitliche und effiziente Durchfithrung des
allgemeinen Plans fiir das Krisenmanagement gemil3 Artikel 55 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 erforderlich sind;

(b) die Rolle von Interessentridgern bei der Aufstellung und Durchfiihrung dieser
Notfallpléne.
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Titel VI
Téitigkeiten der Union

Kapitel 1
Kommissionskontrollen

Artikel 115
Kommissionskontrollen in den Mitgliedstaaten

Experten der Kommission fithren in jedem Mitgliedstaat Kontrollen durch, um

(a) die Anwendung der Vorschriften gemid Artikel 1 Absatz2 und der
Bestimmungen dieser Verordnung zu tiberpriifen;

(b) das Funktionieren der nationalen Kontrollsysteme und die Arbeit der sie
verwaltenden zustindigen Behorden zu iiberpriifen;

(c) Untersuchungen anzustellen und Informationen zu sammeln iiber
1)  amtliche Kontrollen und Durchsetzungspraktiken;

i)  groBere oder wiederkehrende Probleme mit der Anwendung oder
Durchsetzung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2;

iii) Notfille, neu auftretende Probleme oder neue Entwicklungen in den
Mitgliedstaaten.

Die Kontrollen gemidfl Absatz 1 werden in Zusammenarbeit mit den zustidndigen
Behorden der Mitgliedstaaten organisiert und regelméfig durchgefiihrt.

Die Kontrollen gemiB Absatz 1 konnen Vor-Ort-Uberpriifungen umfassen. Die
Experten der Kommission konnen das Personal der zustindigen Behorden bei
amtlichen Kontrollen begleiten.

Experten der Mitgliedstaaten konnen die Experten der Kommission unterstiitzen. Die
nationalen Experten, die Experten der Kommission begleiten, erhalten die gleichen
Zugangsrechte wie die Experten der Kommission.

Artikel 116
Berichte der Kommission tiber Kontrollen ihrer Experten in Mitgliedstaaten

Die Kommission

(a) erstellt einen Entwurf des Berichts iiber die Ergebnisse der Kontrollen, die
gemal} Artikel 115 Absatz 1 durchgefiihrt wurden;

(b) iibermittelt dem Mitgliedstaat, in dem diese Kontrollen durchgefiihrt wurden,
eine Kopie des Berichtsentwurfs gemif3 Buchstabe a zur Stellungnahme;

(c) beriicksichtigt die in Buchstabe b genannte Stellungnahme des Mitgliedstaats
bei der Erstellung des endgiiltigen Berichts iiber die Ergebnisse der Kontrollen,
die ihre Experten gemidf Artikel 115 Absatz1 in dem Mitgliedstaat
durchgefiihrt haben;

(d) macht den endgiiltigen Bericht (geméd Buchstabe c) und die Stellungnahme
des Mitgliedstaats (gemall Buchstabe b) offentlich zugénglich.
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In ihren endgiiltigen Berichten gemi3 Absatz 1 kann die Kommission den
Mitgliedstaaten empfehlen, AbhilfemaBBnahmen oder vorbeugende MaBnahmen zu
ergreifen, um spezifische oder systemische Mingel zu beheben, die von den
Experten der Kommission bei den Kontrollen gemdll Artikel 115 Absatz 1
festgestellt worden sind.

Artikel 117
Programm fiir die Kommissionskontrollen in den Mitgliedstaaten

Die Kommission

(a) erstellt mittels Durchfiihrungsrechtsakten ein ein- oder mehrjdhriges Programm
fiir die von ihren Experten in den Mitgliedstaaten gemill Artikel 115 Absatz 1
durchzufiihrenden Kontrollen;

(b) iibermittelt den Mitgliedstaaten mittels Durchfithrungsrechtsakten jeweils am
Jahresende fiir das darauffolgende Jahr das einjdhrige Kontrollprogramm oder
gegebenenfalls die aktualisierte Fassung des mehrjihrigen Kontrollprogramms.

Die Kommission kann ihr Kontrollprogramm mittels Durchfiihrungsrechtsakten
dndern, um es in Bereichen, die durch die Vorschriften gemédll Artikel 1 Absatz 2
geregelt sind, an neue Entwicklungen anzupassen. Solche Anderungen werden den
Mitgliedstaaten mitgeteilt.

Artikel 118
Pflichten der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit Kommissionskontrollen

Die Mitgliedstaaten

(a)
(b)

(©)

DE

ergreifen angemessene FolgemaBBnahmen, um spezifische oder systemische Mingel
zu beheben, die von den Experten der Kommission bei den Kontrollen gemif3
Artikel 115 Absatz 1 festgestellt worden sind;

leisten jede notwendige Unterstiitzung und stellen sdmtliche Unterlagen und sonstige
technische Hilfe bereit, die die Experten der Kommission anfordern, um ihre
Kontrollen effizient und wirksam durchfiihren zu konnen;

gewihrleisten, dass die Experten der Kommission zu allen Raumlichkeiten, zum
gesamten Gelédnde, zu allen Tieren und Waren sowie zu allen Informationen Zugang
erhalten, die fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben relevant sind; dies schliet auch
den Zugang zu Datenverarbeitungssystemen ein.

Artikel 119
Kommissionskontrollen in Drittliindern

Experten der Kommission kénnen in Drittlandern Kontrollen durchfiihren, um

(a) die Ubereinstimmung oder Gleichwertigkeit der Rechtsvorschriften und
Systeme der Drittlinder (unter anderem des amtlichen
Bescheinigungsverfahrens und der Verfahren fiir die Ausstellung von
amtlichen Bescheinigungen, amtlichen Etiketten, amtlichen Markierungen und
anderen amtlichen Attestierungen) mit den Vorschriften gemif3 Artikel 1
Absatz 2 zu iiberpriifen;

(b) zu uiberpriifen, inwieweit das Kontrollsystem des Drittlandes in der Lage ist zu
gewihrleisten, dass die in die Union ausgefiihrten Tier- und Warensendungen
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den Vorschriften gemidBl Artikel 1 Absatz 2 oder anderen Bestimmungen
geniigen, die als mindestens gleichwertig anerkannt sind;

(c) Informationen und Daten iiber die moglichen Ursachen wiederkehrender oder
neu auftretender Probleme im Zusammenhang mit Tier- und Warenausfuhren
aus einem Drittland zu erfassen.

Die Kontrollen gemiB3 Absatz 1 betreffen insbesondere
(a) die Rechtsvorschriften des Drittlandes;

(b) die Organisation der zustindigen Behorden des Drittlandes, ihre Befugnisse,
ihre Unabhédngigkeit, ihre Beaufsichtigung und ihre Autoritdt, geltende
Rechtsvorschriften wirksam durchzusetzen;

(c) die Schulung des Personals im Hinblick die Durchfiihrung amtlicher
Kontrollen;

(d) die Ressourcen, darunter die Analyse-, Test- und Diagnoseeinrichtungen, die
den zustidndigen Behorden zur Verfiigung stehen;

(e) das Vorhandensein und die Anwendung dokumentierter, auf Priorititen
gestiitzter Kontrollverfahren und Kontrollsysteme;

(f)  (gegebenenfalls) die Lage hinsichtlich Tiergesundheit, Zoonosen und
Pflanzengesundheit sowie die Verfahren zur Meldung des Ausbruchs einer
Tierseuche oder des Auftretens eines Pflanzenschidlings bei der Kommission
und einschlédgigen internationalen Stellen;

(g) Umfang und Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen bei Tieren, Pflanzen und
deren Erzeugnissen aus anderen Drittlindern;

(h) die Zusicherungen des Drittlandes in Bezug auf die Einhaltung der
Vorschriften geméll Artikel 1 Absatz2 oder auf die Gleichwertigkeit der
eigenen Bestimmungen mit diesen Vorschriften.

Im Interesse einer effizienten und wirksamen Durchfiithrung der Kontrollen geméif
Absatz 1 kann die Kommission das betreffende Drittland vor der Durchfithrung
derartiger Kontrollen ersuchen,

(a) die Informationen gemal Artikel 124 Absatz 1 bereitzustellen;

(b) gegebenenfalls die schriftlichen Aufzeichnungen {iber die von ihm
durchgefiihrten amtlichen Kontrollen vorzulegen.

Die Kommission kann Experten aus Mitgliedstaaten benennen, die die Experten der
Kommission wihrend der Kontrollen geméll Absatz 1 unterstiitzen.

Artikel 120
Hdiufigkeit der Kommissionskontrollen in Drittlindern

Faktoren fiir die Festlegung der Héufigkeit von Kommissionskontrollen in einem Drittland

eine Risikobewertung der aus dem betreffenden Drittland in die Union ausgefiihrten
Tiere und Waren;

die Vorschriften gemal3 Artikel 1 Absatz 2;
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(c) die Menge und die Art der Tiere und Waren, die aus dem betreffenden Drittland in
die Union eingefiihrt werden;

(d) die Ergebnisse der von Experten der Kommission oder anderen Inspektionsstellen
bereits durchgefiihrten Kontrollen;

(e) die Ergebnisse der amtlichen Kontrollen von Tieren und Waren, die aus dem
betreffenden Drittland in die Union verbracht werden, und anderer amtlicher
Kontrollen, die zustindige Behorden der Mitgliedstaaten durchgefiihrt haben;

63) die von der Europidischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit oder dhnlichen Stellen
vorgelegten Informationen;

(2) die Informationen von international anerkannten Stellen wie:
1)  Weltgesundheitsorganisation
i1)  Codex-Alimentarius-Kommission
i)  Weltorganisation fiir Tiergesundheit
iv)  Pflanzenschutz-Organisation fiir Europa und den Mittelmeerraum
v)  Sekretariat des Internationalen Pflanzenschutziibereinkommens
vi)  Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
vii) Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa

viii) Sekretariat des Cartagena-Protokolls iiber die biologische Sicherheit zum
Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt;

(h) neu auftretende Krankheitssituationen oder andere Umstdnde, die dazu fiihren
konnten, dass Tiere und Waren, die aus einem Drittland in die Union verbracht
werden, ein Gesundheits- oder Umweltrisiko darstellen;

(1) die Notwendigkeit, Notsituationen in einzelnen Drittlindern zu untersuchen oder
darauf zu reagieren.

Artikel 121
Berichte der Kommission iiber Kontrollen ihrer Experten in Drittlindern

Die Kommission erstellt einen Bericht iiber die Ergebnisse jeder gemdll den Artikeln 119 und
120 durchgefiihrten Kontrolle.

Der Bericht enthilt gegebenenfalls Empfehlungen.

Die Kommission macht ihre Berichte 6ffentlich zugénglich.

Artikel 122
Programm fiir die Kommissionskontrollen in Drittldindern

Die Kommission iibermittelt den Mitgliedstaaten ihr Programm fiir Kontrollen in Drittléndern
im Voraus und erstattet iiber die Ergebnisse Bericht. Die Kommission kann ihr
Kontrollprogramm &dndern, um es in Bereichen, die durch die Vorschriften gemill Artikel 1
Absatz 2 geregelt sind, an neue Entwicklungen anzupassen. Solche Anderungen werden den
Mitgliedstaaten mitgeteilt.
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Artikel 123
Kontrollen durch Drittlinder in Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber

(a) geplante Kontrollen in ihren Hoheitsgebiet durch zustindige Behorden eines
Drittlandes;

(b) die Terminplanung und den Umfang solcher Kontrollen.

Die Experten der Kommission konnen an den Kontrollen gemifl Absatz 1
teilnehmen, wenn dies gewiinscht wird entweder

(a) von den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, in denen diese Kontrollen
stattfinden, oder

(b) von den zustindigen Behorden des Dirittlandes, das diese Kontrollen
durchfiihrt.

Die Teilnahme der Experten der Kommission sowie die endgiiltige Terminplanung
und der endgiiltige Umfang der Kontrollen gemiBl Absatz 1 werden in enger
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den zustindigen Behorden des
Mitgliedstaats vereinbart, in dem diese Kontrollen durchgefiihrt werden.

Die Teilnahme von Experten der Kommission an den Kontrollen geméfl Absatz 1
dient insbesondere dazu,

(a) Beratung hinsichtlich der Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2 anzubieten;

(b) auf Unionsebene verfiigbare Informationen und Daten bereitzustellen, die fiir
die von den zustindigen Behorden des Drittlandes durchgefiihrte Kontrolle
nitzlich sein konnen;

(c) die Einheitlichkeit der durch Drittlinder durchgefiihrten Kontrollen zu
gewihrleisten.

Kapitel 11

Bedingungen fiir den Eingang von Tieren und Waren in die Union

Artikel 124
Informationen iiber die Kontrollsysteme von Drittldindern

Die Kommission ersucht die Drittlinder, die Tiere und Waren in die Union
auszufiihren beabsichtigen, um genaue und aktuelle Angaben zu folgenden Aspekten
der allgemeinen Organisation und Verwaltung der gesundheitlichen und
pflanzengesundheitlichen Kontrollsysteme in threm Hoheitsgebiet:

(a) innerhalb ihres Hoheitsgebiets erlassene oder vorgeschlagene gesundheitliche
und pflanzengesundheitliche Vorschriften;

(b) Risikobewertungsverfahren sowie Faktoren, die bei der Risikobewertung und
bei der Festlegung des  angemessenen  gesundheitlichen  und
pflanzengesundheitlichen Schutzniveaus beriicksichtigt werden;

(c) etwaige Kontroll- und Inspektionsverfahren, gegebenenfalls auch betreffend
Tiere oder Waren aus anderen Drittlindern;

(d) amtliche Bescheinigungsverfahren;
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1.

(e) (gegebenenfalls) MalBnahmen, die aufgrund von Empfehlungen gemil
Artikel 121 Absatz 2 ergriffen worden sind;

(f)  (soweit relevant) Ergebnisse amtlicher Kontrollen, die bei fiir die Ausfuhr in
die Union vorgesehenen Tieren und Waren durchgefiihrt worden sind;

(g) (soweit relevant) Anderungen, die an Struktur und Funktionsweise der
Kontrollsysteme vorgenommen worden sind, um gesundheitlichen und
pflanzengesundheitlichen Bestimmungen der Union oder Empfehlungen gemif3
Artikel 121 Absatz 2 nachzukommen.

Das Auskunftsersuchen gemidfl Absatz 1 muss verhéltnismédBig sein und der Art der
zur Ausfuhr in die Union vorgesehenen Tiere und Waren sowie der besonderen
Situation und Struktur des Drittlandes Rechnung tragen.

Artikel 125

Festlegung zusdtzlicher Bedingungen fiir den Eingang von Tieren und Waren in die Union

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemi Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt ist, welche Bedingungen die Tiere und Waren, die aus Drittldindern in
die Union verbracht werden, erfiillen miissen, sofern solche Bedingungen
erforderlich sind, um zu gewihrleisten, dass die Tiere und Waren den relevanten
Bestimmungen in den Vorschriften gemi3 Artikel 1 Absatz 2 — mit Ausnahme der
Buchstaben d, e, g und h von Artikel 1 Absatz 2 und mit Ausnahme des Artikels 6
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 — oder anderen Bestimmungen geniigen, die als
mindestens gleichwertig anerkannt sind.

In den Bedingungen gemifl Absatz 1 werden die Tiere und Waren anhand ihrer
Codes aus der Kombinierten Nomenklatur identifiziert; die Bedingungen kdnnen
Folgendes umfassen:

(a) die Auflage, dass bestimmte Tiere und Waren nur aus den Drittlindern oder
Gebieten von Drittlindern (,,Drittlandsgebieten) in die Union verbracht
werden diirfen, die auf einer zu diesem Zweck von der Kommission
aufgestellten Liste erscheinen;

(b) die Auflage, dass Sendungen von bestimmten Tieren und Waren aus
Drittlindern nur aus Betrieben versandt und in Betrieben gewonnen oder
zubereitet werden diirfen, die den relevanten Bestimmungen in Absatz 1 oder
anderen Bestimmungen geniigen, die als mindestens gleichwertig anerkannt
sind;

(c) die Auflage, dass Sendungen von bestimmten Tieren und Waren aus
Drittlindern von einer amtlichen Bescheinigung, einer amtlichen Attestierung
oder einem sonstigen Nachweis begleitet sein miissen, dem zufolge die
Sendungen den relevanten Bestimmungen in Absatz1 oder anderen
Bestimmungen geniigen, die als mindestens gleichwertig anerkannt sind;

(d) die Verpflichtung, die Nachweise gemidll Buchstabe ¢ in einem bestimmten
Format vorzulegen;

(e) jede sonstige Auflage, die erforderlich ist, um sicherzustellen, dass bestimmte
Tiere und Waren ein Gesundheitsschutzniveau und — sofern es sich um GVO
und Pflanzenschutzmittel handelt — ein Umweltschutzniveau bieten, das dem
gleichwertig ist, welches die Bestimmungen gemil} Absatz 1 gewihrleisten.

123

DE



DE

Wenn von Tieren und Waren, die aus Drittlindern in die Union verbracht werden,
Risiken fiir die Gesundheit von Menschen oder Tieren oder — sofern es sich um GVO
und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt ausgehen, und &duBerste
Dringlichkeit dies gebietet, gilt fiir delegierte Rechtsakte, die gemiB3 Absatz 1
erlassen werden, das Verfahren nach Artikel 140.

Die Kommission kann — mittels Durchfiihrungsrechtsakten — das Format und die Art
der amtlichen Bescheinigungen, der amtlichen Attestierungen oder der Nachweise
regeln, die geméll Absatz 2 Buchstabe ¢ vorgeschrieben sind.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Artikel 126
Aufnahme in die Liste der Drittlinder gemdf} Artikel 125 Absatz 2 Buchstabe a

Die Aufnahme eines Drittlandes oder Drittlandsgebiets in die in Artikel 125 Absatz 2
Buchstabe a genannte Liste erfolgt gemif3 den Absitzen 2 und 3 dieses Artikels.

Die Kommission billigt den entsprechenden Antrag, den ihr das betreffende Drittland
— zusammen mit geeigneten Nachweisen und Zusicherungen, wonach die
betreffenden Tiere und Waren aus diesem Drittland den relevanten Bestimmungen
gemdll Artikel 125 Absatz 1 oder gleichwertigen Bestimmungen geniigen -
tibermittelt, mittels Durchfithrungsrechtsakten. Diese Durchfiihrungsrechtsakte
werden nach dem Priifverfahren geméall Artikel 141 Absatz 2 erlassen und auf dem
aktuellen Stand gehalten.

Bei ihrer Entscheidung iiber den Antrag gemidll Absatz 2 beriicksichtigt die
Kommission folgende Faktoren (soweit zutreffend):

(a) Rechtsvorschriften des Drittlandes fiir den betreffenden Bereich;

(b) Aufbau, Organisation und Befugnisse der zustindigen Behorden des
Drittlandes und seiner Kontrolldienste; Zusicherungen, die hinsichtlich der
Anwendung und Durchsetzung der fiir den betreffenden Bereich geltenden
Rechtsvorschriften des Drittlandes gegeben werden konnen; Zuverlédssigkeit
des amtlichen Bescheinigungsverfahrens;

(c) Durchfiihrung angemessener amtlicher Kontrollen und anderer Titigkeiten
durch die zustindigen Behorden des Drittlandes, um das Vorhandensein von
Gefahren fur die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fir das
Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir
die Umwelt zu bewerten;

(d) RegelmiBigkeit und Schnelligkeit, mit der das Drittland {iiber das
Vorhandensein von Gefahren fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder
Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern es sich um GVO und
Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt informiert;

(e) die Zusicherungen des Drittlandes, dass

1) die Anforderungen an die Betriebe, aus denen Tiere oder Waren in die
Union ausgefithrt werden, Bestimmungen geniigen, die den
Bestimmungen gemif3 Artikel 125 Artikel 1 gleichwertig sind;

i1) eine Liste der Betriebe gemdll Zifferi erstellt und auf dem aktuellen
Stand gehalten wird;
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iii) die Liste der Betriebe gemifl Ziffer i und ihre aktualisierten Fassungen
der Kommission unverziiglich iibermittelt werden;

iv)  die Betriebe gemif Ziffer i durch die zustdndigen Behorden des
Drittlandes regelmifBigen und wirksamen Kontrollen unterzogen werden;

(f) alle sonstigen Informationen oder Daten iiber die Fihigkeit des Drittlandes zu
gewihrleisten, dass nur Tiere oder Waren, die dasselbe Schutzniveau wie die
relevanten Bestimmungen gemill Artikel 125 Artikel 1 oder ein diesen
Bestimmungen gleichwertiges Schutzniveau bieten, in die Union verbracht
werden.

Artikel 127

Festlegung besonderer Mafinahmen fiir den Eingang bestimmter Tiere und Waren in die

Union

Wenn es in anderen Fillen als denen, die in Artikel 53 der Verordnung (EG)
Nr. 178/2002, in Artikel 249 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of the Regulation on animal health] und in
Artikel 27 Absatz 1, Artikel 29 Absatz 1, Artikel 40 Absatz 2, Artikel 41 Absatz 2,
Artikel 47 Absatz 1, Artikel 49 Absatz 2 und Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on protective measures against pests of plants] genannt werden,
Hinweise darauf gibt, dass die Verbringung bestimmter Tiere oder Waren aus einem
Drittland, einem Drittlandsgebiet oder einer Gruppe von Drittlindern in die Union
ein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen oder — sofern es
sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellen kann,
oder wenn es Hinweise darauf gibt, dass ein weitreichender und schwerer Verstof3
gegen die Vorschriften gemi3 Artikel 1 Absatz 2 vorliegen konnte, beschlie3t die
Kommission mittels Durchfiihrungsrechtsakten die erforderlichen MaBBnahmen, um
solche Risiken einzudimmen bzw. um den festgestellten Versto3 zu beenden. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméill Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Bei den MaBnahmen gemi3 Absatz 1 werden die Tiere und Waren anhand ihrer
Codes aus der Kombinierten Nomenklatur identifiziert; die MaBBnahmen konnen
Folgendes umfassen:

(a) ein Unionseingangsverbot fiir die Tiere und Waren gemill Absatz 1, die ihren
Ursprung in den betreffenden Drittlindern oder Drittlandsgebieten haben oder
von dort versandt werden;

(b) die Auflage, dass die Tiere und Waren gemil3 Absatz 1, die ihren Ursprung in
bestimmten Drittlindern oder Drittlandsgebieten haben oder von dort versandt
werden, vor dem Versand einer bestimmten Behandlung oder bestimmten
Kontrollen unterzogen werden;

(c) die Auflage, dass die Tiere und Waren gemil3 Absatz 1, die ihren Ursprung in
bestimmten Drittlindern oder Drittlandsgebieten haben oder von dort versandt
werden, beim Eingang in die Union einer bestimmten Behandlung oder
bestimmten Kontrollen unterzogen werden;

(d) die Auflage, dass Sendungen von bestimmten Tieren und Waren gemif3
Absatz 1, die ihren Ursprung in bestimmten Drittlindern oder
Drittlandsgebieten haben oder von dort versandt werden, von einer amtlichen
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Bescheinigung, einer amtlichen Attestierung oder einem sonstigen Nachweis
begleitet sein miissen, dem zufolge die Sendung den Bestimmungen geniigt,
die aufgrund der Vorschriften gemdf Artikel 1 Absatz 2 aufgestellt worden
sind, oder anderen Bestimmungen, die als mindestens gleichwertig anerkannt
sind;

(e) die Verpflichtung, die Nachweise gemi3 Buchstabe d in einem bestimmten
Format vorzulegen;

(f)  alle sonstigen Maflnahmen, die notwendig sind, um das Risiko einzuddmmen.

Bei der Entscheidung iiber die MaBnahmen gemill Absatz2 werden folgende
Faktoren beriicksichtigt:

(a) die gemil Artikel 124 erfassten Informationen;

(b) alle sonstigen Informationen, die die betreffenden Drittlander bereitgestellt
haben;

(c) (bei Bedarf) die Ergebnisse von Kommissionskontrollen gemif3 Artikel 119
Absatz 1.

Wenn &dullerste Dringlichkeit dies rechtfertigt, weil es um die Gesundheit von
Menschen oder Tieren oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel
handelt — um den Schutz der Umwelt geht, erldsst die Kommission nach dem
Verfahren gemiB Artikel 141 Absatz 3 sofort anwendbare Durchfiihrungsrechtsakte.

Artikel 128
Gleichwertigkeit

In den Bereichen, die durch die Vorschriften gemidfl Artikel 1 Absatz 2 — mit
Ausnahme der Buchstabend, e, g und h — geregelt sind, kann die Kommission
mittels Durchfiihrungsrechtsakten auf folgender Grundlage anerkennen, dass die
MaBnahmen, die in einem Drittland oder Drittlandsgebiet angewandt werden, den
Bestimmungen in den vorgenannten Vorschriften gleichwertig sind:

(a) einer griindlichen Priifung der von dem betreffenden Drittland gemif3
Artikel 124 Absatz 1 bereitgestellten Informationen und Daten;

(b) (gegebenenfalls) dem zufriedenstellenden Ergebnis einer gemill Artikel 119
Absatz 1 durchgefiihrten Kontrolle.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemall Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Die Durchfiihrungsrechtsakte gemidf3 Absatz 1 enthalten die Bestimmungen fiir den
Eingang von Tieren und Waren aus dem betreffenden Drittland oder Drittlandsgebiet
in die Union und konnen unter anderem Folgendes regeln:

(a) die Art und den Inhalt der amtlichen Bescheinigungen oder Attestierungen, die
die Tiere oder Waren begleiten miissen;

(b) bestimmte Auflagen fiir den Eingang der Tiere und Waren in die Union und die
amtlichen, beim Eingang in die Union durchzufiihrenden Kontrollen;

(c) (bei Bedarf) Verfahren zur Erstellung und Anderung der Listen von Gebieten
oder Betrieben in dem betreffenden Drittland, aus denen der Eingang von
Tieren und Waren zugelassen ist.
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Die Kommission hebt mittels Durchfiihrungsrechtsakten die
Durchfithrungsrechtsakte gemidfl Absatz 1 unverziiglich auf, wenn eine der
Bedingungen fiir die Anerkennung der Gleichwertigkeit nicht mehr gegeben ist.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren geméfl Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Kapitel 111
Schulung des Personals der zustindigen Behorden

Artikel 129
Schulung und Austausch des Personals der zustindigen Behorden

Fiir das Personal der zustidndigen Behorden und gegebenenfalls auch fiir das Personal
anderer Behorden der Mitgliedstaaten, die an Untersuchungen moglicher
Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung und gegen die Vorschriften gemal
Artikel 1 Absatz 2 beteiligt sind, kann die Kommission Schulungen organisieren.

Die Kommission kann diese Schulungen gemeinsam mit den Mitgliedstaaten
organisieren.

Die Schulungen gemdll Absatz 1 dienen der Entwicklung einer harmonisierten
Vorgehensweise bei den amtlichen Kontrollen und den anderen amtlichen
Tatigkeiten in den Mitgliedstaaten. Sie betreffen (je nach Bedarf) folgende Themen:

(a) diese Verordnung und die Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2;

(b) Kontrollverfahren und -techniken, die fiir die amtlichen Kontrollen und fiir die
anderen amtlichen Tétigkeiten der zustindigen Behorden relevant sind;

(c) Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsverfahren und -techniken.

Die Schulungen gemil} Absatz 1 stehen dem Personal der zustindigen Behorden von
Drittlindern offen und kénnen auBBerhalb der Union durchgefiihrt werden.

Die zustindigen Behorden gewihrleisten, dass das in den Schulungen geméif
Absatz 1 erworbene Wissen in geeigneter Weise weitergegeben und in den
Personalschulungen gemif3 Artikel 4 Absitze 2 und 3 angemessen genutzt wird.

Schulungen zur Weitergabe dieses Wissens miissen Teil der Schulungsprogramme
gemal Artikel 4 Absatz 2 sein.

Die Kommission kann — in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten — fiir das
Personal der zustindigen Behorden, die amtliche Kontrollen oder andere amtliche
Tatigkeiten durchfithren, Austauschprogramme zwischen zwei oder mehr
Mitgliedstaaten organisieren.

Ein solcher Austausch kann durch die voriibergehende Entsendung von Personal
zustdandiger Behorden von einem Mitgliedstaat in einen anderen erfolgen oder durch
den Austausch von Personal zwischen den relevanten zustandigen Behorden.

Die Kommission legt mittels Durchfithrungsrechtsakten Bestimmungen fiir die
Organisation der Schulungen gemédfl Absatz 1 und der Programme gemif3 Absatz 5
fest.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemal3 Artikel 141
Absatz 2 erlassen.
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Kapitel IV
Informationsmanagementsysteme

Artikel 130
Informationsmanagementsystem fiir amtliche Kontrollen (IMSOC)

Die = Kommission  errichtet und  verwaltet ein  computergestiitztes
Informationsmanagementsystem fiir die integrierte Handhabung der Verfahren und
Werkzeuge, mit denen die Daten, Informationen und Unterlagen betreffend die
amtlichen Kontrollen verwaltet werden (Information Management System for
Official Controls — IMSOC).

Das IMSOC

(a) integriert das mit der Entscheidung 2003/24/EG errichtete TRACES und stellt
die notwendigen Updates bereit;

(b) integriert die  bestehenden, von der Kommission verwalteten
computergestiitzten Systeme, die dem raschen Austausch von Daten,
Informationen und Unterlagen betreffend Risiken fiir die Gesundheit von
Menschen, Tieren und Pflanzen sowie fiir das Tierwohl dienen und die mit
Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, Artikel 20 der Verordnung
(EU) XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the
Regulation on animal health] und Artikel 97 der Verordnung (EU)
XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the Regulation
on protective measures against pests of plants] errichtet worden sind;

(c) bietet geeignete Verkniipfungen zwischen TRACES und den Systemen gemif3
Buchstabe b, damit bei Bedarf Daten zwischen diesen Systemen sowie
zwischen TRACES und diesen Systemen effizient ausgetauscht und aktualisiert
werden konnen.

Artikel 131
Allgemeine Funktionen des IMSOC

Das IMSOC

(a)

(b)

(©)

(d)

ermoglicht die computergestiitzte Verwaltung und den computergestiitzten
Austausch von Informationen, Daten und Unterlagen, die fiir die Durchfithrung
amtlicher Kontrollen erforderlich sind oder die sich aus der Durchfiihrung amtlicher
Kontrollen oder aus der Aufzeichnung der Durchfithrung oder des Ergebnisses
amtlicher Kontrollen ergeben, und zwar in allen Fillen, in denen die Vorschriften
gemil Artikel 1 Absatz 2 und die delegierten Rechtsakte gemidf3 den Artikeln 15 bis
24 einen Austausch dieser Informationen, Daten und Unterlagen zwischen
zustdndigen Behorden, zwischen zustindigen Behorden und der Kommission sowie
gegebenenfalls mit anderen Behérden und den Unternehmern vorsehen;

bietet ein Verfahren fiir den Austausch von Daten und Informationen im Einklang
mit den Bestimmungen von Titel IV;

bietet ein Werkzeug fiir die Erfassung und Verwaltung der Berichte iiber amtliche
Kontrollen, die die Mitgliedstaaten der Kommission vorlegen;

ermoglicht die Herstellung, Verwaltung und Ubermittlung (auch in elektronischer
Form) der Fahrtenbiicher gemill Artikel 5 Absatz4 der Verordnung (EG)

128

DE



DE

Nr. 1/2005, der Aufzeichnungen des Navigationssystems gemall Artikel 6 Absatz 9
der Verordnung (EG) Nr. 1/2005, der amtlichen Bescheinigungen und des
Gemeinsamen Gesundheitsdokuments gemél} Artikel 54 dieser Verordnung.

Artikel 132

Nutzung des IMSOC im Fall von Tieren und Waren, die bestimmten amtlichen Kontrollen

unterliegen

Bei Tieren oder Waren, fiir deren Verbringungen innerhalb der Union oder deren
Inverkehrbringen bestimmte Auflagen oder Verfahren gelten, die mit den
Vorschriften gemill Artikel 1 Absatz 2 aufgestellt worden sind, ermoglicht das
IMSOC den zustindigen Behorden am Versandort und anderen zustdndigen
Behorden, die fiir die Durchfiihrung amtlicher Kontrollen bei diesen Tieren oder
Waren verantwortlich sind, in Echtzeit Daten, Informationen und Unterlagen iiber
die Tiere und Waren, die von einem Mitgliedstaat in einen anderen verbracht
werden, und iiber die durchgefiihrten Kontrollen auszutauschen.

Unterabsatz 1 gilt nicht fiir Waren, auf die die Vorschriften gemall Artikel 1 Absatz 2
Buchstaben g und h anwendbar sind.

Die Kommission ist jedoch befugt, delegierte Rechtsakte gemill Artikel 139 zu
erlassen, in denen geregelt wird, wann und in welchem Umfang Unterabsatz 1 auf
die Waren gemifl Unterabsatz 2 anwendbar ist.

Bei ausgefiihrten Tieren und Waren, fiir die Unionsbestimmungen betreffend die
Ausstellung von Ausfuhrbescheinigungen gelten, ermoglicht das IMSOC den
zustdndigen Behorden am Versandort und anderen zustindigen Behorden, die fiir die
Durchfithrung amtlicher Kontrollen verantwortlich sind, in Echtzeit Daten,
Informationen und Unterlagen iiber diese Tiere und Waren und iiber die Ergebnisse
der bei diesen Tieren und Waren durchgefiihrten Kontrollen auszutauschen.

Bei Tieren oder Waren, die den amtlichen Kontrollen geméfl Titel II Kapitel V
Abschnitte I und II unterliegen,

(a) ermoglicht das IMSOC den zustindigen Behorden an den Grenzkontrollstellen
und anderen zustindigen Behorden, die fiir die Durchfithrung amtlicher
Kontrollen bei diesen Tieren und Waren verantwortlich sind, in Echtzeit Daten,
Informationen und Unterlagen iiber diese Tiere und Waren und iiber die bei
diesen Tieren und Waren durchgefiihrten Kontrollen auszutauschen;

(b) ermoglicht das IMSOC den zusténdigen Behorden an den Grenzkontrollstellen,
sachdienliche Daten, Informationen und Unterlagen mit Zollbehorden und
anderen Behorden, die fiir die Durchfithrung von Kontrollen bei Tieren oder
Waren verantwortlich sind, welche aus Drittlindern in die Union verbracht
werden, sowie mit Unternehmern auszutauschen, die an Eingangsverfahren
beteiligt sind; Grundlage hierfiir sind die Bestimmungen, die im Einklang mit
Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 73 Absatz 2 erlassen werden, und andere
einschldgige Unionsbestimmungen;

(c) unterstiitzt und verwaltet das IMSOC die Verfahren gemil3 Artikel 52 Absatz 2
und Artikel 63 Absatz 6.
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Artikel 133
Befugnis fiir den Erlass von Vorschriften betreffend die Funktionsweise des IMSOC

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemill Artikel 139 zu erlassen, in denen
Folgendes geregelt ist:

(a) die technischen Anforderungen an und die besonderen Bestimmungen iiber die
Funktionsweise des IMSOC und seiner Komponenten;

(b) Notfallregelungen bei Ausfall einer Funktion des IMSOC;

(c) die Fille, in denen, und die Bedingungen, unter denen betroffenen Drittlindern und
internationalen Organisationen ein beschrinkter Zugang zu den Funktionen des
IMSOC gewihrt werden darf, und die Modalitéten eines solchen Zugangs;

(d) die Fille, in denen, und die Bedingungen, unter denen gelegentliche Nutzer von der
Verwendung des TRACES befreit werden konnen;

(e) die Bedingungen, unter denen — bei einem elektronischen System — von den
zustindigen Behorden eines Drittlandes ausgestellte Bescheinigungen von den
zustdandigen Behorden zu akzeptieren sind.
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Titel VII
Durchsetzung

Kapitel 1
MaBnahmen der zustindigen Behorden und Sanktionen

Artikel 134
Allgemeine Pflichten der zustindigen Behorden im Zusammenhang mit der Durchsetzung

Wenn die zustindigen Behorden im Einklang mit diesem Kapitel titig werden, geben
sie den MaBnahmen Vorrang, die ergriffen werden miissen, um die Risiken fiir die
Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, fiir das Tierwohl und — sofern es
sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt auszuschalten oder
einzuddmmen.

Besteht der Verdacht, dass ein Versto3 vorliegt, so fithren die zustindigen Behorden
eine Untersuchung durch, um diesen Verdacht zu erhérten oder auszurdumen.

Bei Bedarf umfasst die Untersuchung gemif3 Absatz 2

(a) die Durchfiihrung verstirkter amtlicher Kontrollen bei Tieren, Waren und
Unternehmern wihrend eines angemessenen Zeitraums;

(b) gegebenenfalls die amtliche Verwahrung von Tieren und Waren sowie von
unzulédssigen Stoffen oder Produkten.

Artikel 135
Untersuchungen und Mafinahmen im Fall eines Verstofles

Wenn ein VerstoB3 festgestellt wird,

(a) fithren die zustindigen Behorden bei Bedarf weitere Untersuchungen durch,
um Ursprung und Umfang des VerstoBes sowie die Verantwortung des
Unternehmers zu ermitteln;

(b) ergreifen die zustindigen Behorden geeignete MaBnahmen, um zu
gewihrleisten, dass der Unternehmer den Versto3 beendet und dass er erneute
Verstofle verhindert.

Bei der Entscheidung iiber die zu ergreifenden Mallnahmen beriicksichtigen die
zustdndigen Behorden die Art des Verstofes und das bisherige Verhalten des
betreffenden Unternehmers in Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften.

Wenn die zustindigen Behorden im Einklang mit Absatz 1 titig werden, ergreifen sie
gegebenenfalls eine der folgenden MalBnahmen:

(a) Sie ordnen die Behandlung von Tieren an, oder sie fiihren sie selbst durch;

(b) sie ordnen an, Tiere auszuladen oder auf ein anderes Transportmittel
umzuladen, sie unterzustellen und zu betreuen; sie legen Quarantinezeitriume
fest; sie ordnen an, die Schlachtung zu verschieben;

(c) sie ordnen an, Waren zu behandeln, die Kennzeichnung zu @ndern oder den
Verbrauchern berichtigte Informationen bereitzustellen;
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(d) sie beschrinken oder verbieten das Inverkehrbringen, die Verbringung, den
Eingang in die Union oder die Ausfuhr von Tieren und Waren, sie verbieten
die Riickkehr von Tieren und Waren in den versendenden Mitgliedstaat, oder
sie ordnen ihre Riickkehr in den versendenden Mitgliedstaat an;

(e) sie ordnen an, dass der Unternehmer die Hiufigkeit der Eigenkontrollen
erhoht;

(f) sie ordnen an, dass bestimmte Téatigkeiten des betreffenden Unternehmers
verstidrkt oder systematisch amtlichen Kontrollen unterzogen werden;

(g) sie ordnen den Riickruf, die Riicknahme, die Beseitigung und die Vernichtung
von Waren an, sie gestatten gegebenenfalls die Verwendung von Waren fiir
andere als die urspriinglich vorgesehenen Zwecke;

(h) sie ordnen an, dass das ganze Unternehmen oder ein Teil des Unternehmens
des betreffenden Unternehmers oder seine Betriebe, seine Haltungsbetriebe
oder sein sonstiges Betriebsgeldnde fiir einen angemessenen Zeitraum isoliert
oder geschlossen werden;

(1) sie ordnen an, dass alle oder ein Teil der Tatigkeiten des betreffenden
Unternehmers ausgesetzt sowie gegebenenfalls die von dem Unternehmer
betriebenen oder genutzten Internetsites fiir einen angemessenen Zeitraum
abgeschaltet werden;

() sie ordnen die Aussetzung oder den Entzug der Zulassung des betreffenden
Betriebs, Werks, Haltungsbetriebs, Transportmittels oder
Transportunternehmers an;

(k) sie ordnen die Schlachtung oder Totung von Tieren an, sofern diese MaBnahme
am ehesten geeignet ist, die Gesundheit von Menschen und Tieren zu schiitzen
sowie das Tierwohl zu wahren;

(I)  sie ergreifen alle sonstigen ihnen geeignet erscheinenden MaBBnahmen, um die
Einhaltung der Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2 zu gewéhrleisten.

Die zustindigen Behorden unterrichten den betreffenden Unternehmer oder seinen
Vertreter

(a) schriftlich iiber ihre Entscheidung betreffend die gemifl den Absétzen 1 und 2
zu ergreifenden MaBnahmen und iiber die Griinde fiir diese Entscheidung und

(b) iiber sein Recht auf Widerspruch gegen derartige Entscheidungen sowie iiber
geltende Verfahren und Fristen.

Alle infolge der Durchfiihrung dieses Artikels anfallenden Kosten gehen zu Lasten
des verantwortlichen Unternehmers.

Artikel 136
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten regeln die Sanktionen bei Verstoflen gegen diese Verordnung
und ergreifen alle erforderlichen Mafnahmen, um deren Anwendung sicherzustellen.
Die Sanktionen miissen wirksam, verhéltnismifig und abschreckend sein. Die
Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Regeln bis zu dem Datum mit, das in
Artikel 162 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannt wird, und sie teilen ihr auch jede spitere
Anderung, die sich auf diese Regeln auswirkt, unverziiglich mit.
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Die Mitgliedstaaten gewihrleisten, dass die Hohe der finanziellen Sanktionen fiir
vorsitzliche Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung und gegen die
Vorschriften gemidll Artikel 1 Absatz 2 mindestens dem mit der Zuwiderhandlung
angestrebten wirtschaftlichen Vorteil entspricht.

Die Mitgliedstaaten gewihrleisten insbesondere, dass es fiir folgende Fille
Sanktionen gibt:

(a) fehlende Kooperation eines Unternehmers bei amtlichen Kontrollen oder
anderen amtlichen Tétigkeiten;

(b) falsche oder irrefiihrende amtliche Bescheinigungen;

(c) betriigerische Herstellung oder Verwendung von amtlichen Bescheinigungen,
amtlichen FEtiketten, amtlichen Markierungen und anderen amtlichen
Attestierungen.

Kapitel 11
DurchsetzungsmafBinahmen der Union

Artikel 137
Schwere Mingel im Kontrollsystem eines Mitgliedstaats

Wenn der Kommission Hinweise auf einen schweren Mangel im Kontrollsystem
eines Mitgliedstaats vorliegen und wenn dieser Mangel ein weitreichendes Risiko fiir
die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, fiir das Tierwohl oder — sofern
es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel handelt — fiir die Umwelt darstellen oder
zu einem weitreichenden Versto3 gegen die Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2
fiihren kann, beschlieft die Kommission mittels Durchfiihrungsrechtsakten eine oder
mehrere der folgenden Mallnahmen, die bis zur Behebung des Mangels im
Kontrollsystem anzuwenden sind:

(a) Verbot der Bereitstellung auf dem Markt oder Verbot des Transports, der
Verbringung oder anderweitigen Handhabung bestimmter von dem Mangel im
Kontrollsystem betroffener Tiere oder Waren,;

(b) besondere Bedingungen fiir die Tatigkeiten, Tiere oder Waren gemil
Buchstabe a;

(c) Aussetzung der amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen oder anderen
Kontrollstellen, die von dem Mangel im Kontrollsystem betroffen sind, oder
Aufthebung der Zulassung dieser Grenzkontrollstellen oder anderer
Kontrollstellen;

(d) andere geeignete, befristete MaBnahmen, die erforderlich sind, um dieses
Risiko einzudimmen, bis der Mangel im Kontrollsystem behoben ist.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemal3 Artikel 141
Absatz 2 erlassen.

Die MaBlnahmen gemidll Absatz 1 werden erst beschlossen, wenn der betreffende
Mitgliedstaat den Mangel trotz Aufforderung nicht innerhalb der von der
Kommission gesetzten Frist behoben hat.

Wenn dullerste Dringlichkeit dies rechtfertigt, weil es um die Gesundheit von
Menschen oder Tieren oder — sofern es sich um GVO und Pflanzenschutzmittel
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handelt — um den Schutz der Umwelt geht, erldsst die Kommission nach dem
Verfahren gemdll Artikel 141 Absatz 3 sofort anwendbare Durchfithrungsrechtsakte.
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Titel VIII
Gemeinsame Bestimmungen

Kapitel 1
Verfahrensbestimmungen

Artikel 138
Anderung der Anhiinge und der Verweise auf europdische Normen

Die Kommission ist befugt, gemiB Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Anderung
der AnhingeIl und III dieser Verordnung zu erlassen, um Anderungen der
Vorschriften gemdll Artikel 1 Absatz 2 sowie dem technischen Fortschritt und
wissenschaftlichen Entwicklungen Rechnung zu tragen.

Um die Verweise auf die in Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer iv, Artikel 36
Absatz 4 Buchstabe e und Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a genannten europiischen
Normen zu aktualisieren, ist die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte zur
Anderung dieser Verweise zu erlassen, falls das CEN sie dndert.

Artikel 139
Austibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in
diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemi3 Artikel 4 Absatz 3, Artikel 15
Absatz 2, den Artikeln 16 und 17, Artikel 18 Absatz 3, den Artikeln 19, 20, 21 und
22, Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 3, Artikel 26
Absatz 2, Artikel 40, Artikel 43 Absatz 4, Artikel 45 Absatz 3, den Artikeln 46 und
49, Artikel 51 Absatz 1, Artikel 52 Absitze 1 und 2, Artikel 56 Absatz 2, Artikel 60
Absatz 3, Artikel 62 Absatz 2, Artikel 69 Absatz 3, Artikel 75 Absitze 1 und 2,
Artikel 97 Absatz 2, Artikel 98 Absatz 6, Artikel 99 Absatz 2, Artikel 101 Absatz 3,
Artikel 106 Absatz 3, den Artikeln 110 und 111, Artikel 114 Absatz 4, Artikel 125
Absatz 1, Artikel 132 Absatz 1 Unterabsatz 3, Artikel 133, Artikel 138 Absitze 1
und 2, Artikel 143 Absatz 2, Artikel 144 Absatz 3, Artikel 151 Absatz 3, Artikel 153
Absatz 3 und Artikel 159 Absatz 3 wird der Kommission ab Inkrafttreten dieser
Verordnung auf unbestimmte Zeit iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemi3 Artikel 4 Absatz 3, Artikel 15
Absatz 2, den Artikeln 16 und 17, Artikel 18 Absatz 3, den Artikeln 19, 20, 21 und
22, Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 3, Artikel 26
Absatz 2, Artikel 40, Artikel 43 Absatz 4, Artikel 45 Absatz 3, den Artikeln 46 und
49, Artikel 51 Absatz 1, Artikel 52 Absitze 1 und 2, Artikel 56 Absatz 2, Artikel 60
Absatz 3, Artikel 62 Absatz 2, Artikel 69 Absatz 3, Artikel 75 Absitze 1 und 2,
Artikel 97 Absatz 2, Artikel 98 Absatz 6, Artikel 99 Absatz 2, Artikel 101 Absatz 3,
Artikel 106 Absatz 3, den Artikeln 110 und 111, Artikel 114 Absatz 4, Artikel 125
Absatz 1, Artikel 132 Absatz 1 Unterabsatz 3, Artikel 133, Artikel 138 Absitze 1
und 2, Artikel 143 Absatz 2, Artikel 144 Absatz 3, Artikel 151 Absatz 3, Artikel 153
Absatz 3 und Artikel 159 Absatz 3 kann vom Europédischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die
Ubertragung der in dem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach
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seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf
nicht bertihrt.

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Européischen Parlament und dem Rat.

Ein delegierter Rechtsakt, der gemil3 Artikel 4 Absatz 3, Artikel 15 Absatz 2, den
Artikeln 16 und 17, Artikel 18 Absatz 3, den Artikeln 19, 20, 21 und 22, Artikel 23
Absatz 1, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 3, Artikel 26 Absatz 2, Artikel 40,
Artikel 43 Absatz 4, Artikel 45 Absatz 3, den Artikeln 46 und 49, Artikel 51
Absatz 1, Artikel 52 Absitze 1 und 2, Artikel 56 Absatz 2, Artikel 60 Absatz 3,
Artikel 62 Absatz 2, Artikel 69 Absatz 3, Artikel 75 Absitze 1 und 2, Artikel 97
Absatz 2, Artikel 98 Absatz 6, Artikel 99 Absatz 2, Artikel 101 Absatz 3, Artikel 106
Absatz 3, den Artikeln 110 und 111, Artikel 114 Absatz 4, Artikel 125 Absatz 1,
Artikel 132 Absatz 1 Unterabsatz 3, Artikel 133, Artikel 138 Absidtze 1 und 2,
Artikel 143 Absatz 2, Artikel 144 Absatz 3, Artikel 151 Absatz 3, Artikel 153
Absatz 3 und Artikel 159 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das FEuropdische Parlament und den Rat
Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine
Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des
Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 140
Dringlichkeitsverfahren

Delegierte Rechtsakte, die gemil3 diesem Artikel erlassen werden, treten umgehend
in Kraft und sind anwendbar, solange keine Einwidnde gemifl Absatz 2 erhoben
werden. Bei der Ubermittlung eines delegierten Rechtsakts an das Europiische
Parlament und den Rat werden die Griinde fiir die Anwendung des
Dringlichkeitsverfahrens angegeben.

Das Europidische Parlament oder der Rat konnen gemil dem Verfahren des
Artikels 139 Absatz 5 Einwinde gegen einen delegierten Rechtsakt erheben. In
diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt umgehend nach der Ubermittlung
des Beschlusses des Europdischen Parlaments oder des Rates, Einwénde zu erheben,
auf.

Artikel 141
Ausschuss

Die Kommission wird durch den Stidndigen Ausschuss fiir Pflanzen, Tiere,
Lebensmittel und Futtermittel unterstiitzt, der durch Artikel 58 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 eingesetzt wurde. Dieser Ausschuss ist ein
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Muss die Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren eingeholt
werden, so wird das Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn der Vorsitz dies
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innerhalb der Frist fiir die Abgabe der Stellungnahme beschliefit oder eine einfache
Mehrheit der Ausschussmitglieder dies verlangt.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 5.

) Kapitel 11
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 142
Aufhebungen

Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004, die Richtlinien 89/608/EWG und 96/93/EG
sowie die Entscheidung 92/438/EWG werden mit Wirkung vom [Office of
Publications, please insert date of entry into force of this Regulation + 1 year]
aufgehoben.

Die Artikel 14 bis 17 und 26 bis 29 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 gelten jedoch
noch bis [Office of Publications, please insert date of entry into force of this
Regulation + 3 years].

Die Verordnung (EG) Nr.854/2004 sowie die Richtlinien 89/662/EWG,
90/425/EWG, 91/496/EWG, 96/23/EG und 97/78/EG werden mit Wirkung vom
[Office of Publications, please insert date of entry into force of this Regulation + 3
years] aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobenen Rechtsakte gelten als Bezugnahmen auf die
vorliegende Verordnung und sind nach Maligabe der Entsprechungstabelle in

Anhang IV zu lesen.
Artikel 143
Ubergangsmafinahmen im Zusammenhang mit der Aufhebung der Richtlinien 91/496/EWG
und 97/78/EG

Die relevanten Bestimmungen der Richtlinien 91/496/EWG und 97/78/EG, die
Sachverhalte regeln, auf die in Artikel 45 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 49
Buchstaben b, ¢ und d, Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 52 Absitze 1 und 2
sowie Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe a dieser Verordnung Bezug genommen wird,
gelten weiter bis zu dem Datum, das in dem gemidll Absatz2 zu erlassenden
delegierten Rechtsakt festgesetzt wird.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemidll Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt wird, ab wann die in Absatz 1 genannten Bestimmungen nicht mehr
gelten. Dieser Zeitpunkt ist das Datum, ab dem die entsprechenden Bestimmungen
gelten, die mit den delegierten Rechtsakten oder Durchfiihrungsrechtsakten
festgelegt werden, welche in Artikel 45 Absatz2, Artikel 46, Artikel 49
Buchstaben b, ¢ und d, Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 52 Absitze 1 und 2
sowie Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe a dieser Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 144
Ubergangsmafinahmen im Zusammenhang mit der Aufhebung der Richtlinie 96/23/EG

Die zustindigen Behorden fiihren die amtlichen Kontrollen, die erforderlich sind, um
das Vorhandensein der in Anhang I der Richtlinie 96/23/EG aufgefiihrten Stoffe und
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Riickstandsgruppen festzustellen, weiterhin im Einklang mit den Anhéngen II, III
und IV der vorgenannten Richtlinie bis zu dem Datum durch, das in dem geméif
Absatz 3 zu erlassenden delegierten Rechtsakt festgesetzt wird.

Artikel 29 Absitze 1 und 2 der Richtlinie 96/23/EG gelten weiter bis zu dem Datum,
das in dem geméal} Absatz 3 zu erlassenden delegierten Rechtsakt festgesetzt wird.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemi Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt wird, ab wann die zustindigen Behorden keine amtlichen Kontrollen
im Einklang mit den Bestimmungen in Absatz 1 mehr durchfithren und ab wann
Artikel 29 Absitze 1 und 2 der Richtlinie 96/23/EG nicht mehr gilt. Dieser Zeitpunkt
ist das Datum, ab dem die entsprechenden Bestimmungen gelten, die mit den
delegierten Rechtsakten oder Durchfiihrungsrechtsakten festgelegt werden, welche in
Artikel 16 bzw. 111 dieser Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 145
Anderungen der Richtlinie 98/58/EG

Die Richtlinie 98/58/EG wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

(©)
(d)

Artikel 2 wird wie folgt geédndert:
1) Nummer 3 wird gestrichen;
i1)  es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»2AuBerdem gilt die Begriffsbestimmung von ,,zustindige Behorden® gemal
Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of this Regulation].*;

Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
1) Absatz 1 wird gestrichen;
i1)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes
Jahres einen Jahresbericht iiber die Kontrollen, die die zustdndige
Behorde zur Uberpriifung der Einhaltung dieser Richtlinie durchgefiihrt
hat. Dem Bericht sind eine Analyse der schwersten Verstofe beizufiigen
sowie ein nationaler Aktionsplan zur Vermeidung oder Einddmmung
solcher Verstofe in den kommenden Jahren. Die Kommission legt den
Mitgliedstaaten Zusammenfassungen dieser Berichte vor.*;

Absatz 3 Buchstabe a wird gestrichen;
Artikel 7 wird aufgehoben.

Artikel 146
Anderungen der Richtlinie 1999/74/EG

Die Richtlinie 1999/74/EG wird wie folgt gedndert:

(a)

Artikel 8 wird wie folgt geédndert:
1) Absatz 1 wird gestrichen;
i1)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
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,Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes Jahres
einen Jahresbericht iiber die Kontrollen, die die zustindige Behorde zur
Uberpriifung der Einhaltung dieser Richtlinie durchgefiihrt hat. Dem Bericht
sind eine Analyse der schwersten Verstofle beizufiigen sowie ein nationaler
Aktionsplan zur Vermeidung oder Eindimmung solcher Verstd8e in den
kommenden Jahren. Die Kommission legt den  Mitgliedstaaten
Zusammenfassungen dieser Berichte vor.*;

i)  Absatz 3 Buchstabe a wird gestrichen;

(b) Artikel 9 wird aufgehoben.

Artikel 147
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Rates

Die Verordnung (EG) Nr. 999/2001 wird wie folgt gedndert:
(a) Die Artikel 19 und 21 werden aufgehoben.
(b) In Anhang X werden die Kapitel A und B gestrichen.

Artikel 148
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003

Die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 wird wie folgt gedndert:
(a) Artikel 32 wird wie folgt gedndert:
1) Die Unterabsitze 1 und 2 werden gestrichen;
i1)  Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Personen, die eine Zulassung genetisch verdnderter Lebensmittel und
Futtermittel beantragen, beteiligen sich an den Kosten der Aufgaben des
Referenzlaboratoriums der Europdischen Union und der nationalen
Referenzlaboratorien, die gemdll Artikel 91 Absatz 1 und Artikel 98 Absatz 1
der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of this Regulation] fiir diesen Bereich benannt werden.*;

i)  in Unterabsatz 5 werden die Worte ,,und zum Anhang* gestrichen;

iv) in Unterabsatz 6 werden die Worte ,die eine Anderung des Anhangs
betreffen,* gestrichen;

(b) der Anhang wird aufgehoben.

Artikel 149
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003

Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wird wie folgt geiindert:
(a) Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe f erhélt folgende Fassung:

,eine schriftliche Erklidrung, in der bestitigt wird, dass der Antragsteller drei Proben
des  Futtermittelzusatzstoffes  direkt an das in  Artikel 21  genannte
Referenzlaboratorium der Europédischen Union iibermittelt hat;*

(b) Artikel 21 wird wie folgt gedndert:

1) Die Absitze 1, 3 und 4 werden gestrichen;
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(c)

Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Personen, die eine Zulassung von Zusatzstoffen beantragen, beteiligen sich an
den Kosten der Aufgaben des Referenzlaboratoriums der Europédischen Union
und der nationalen Referenzlaboratorien, die gemdll Artikel 91 Absatz 1 und
Artikel 98 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of this Regulation] fiir diesen Bereich
benannt werden.*;

Anhang II wird aufgehoben.

Artikel 150
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1/2005

Die Verordnung (EG) Nr. 1/2005 wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

()

(d)

Artikel 2 wird wie folgt geédndert:

)

11)

Die Buchstaben d, f, i und p werden gestrichen;
es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»2AuBerdem gelten die Definitionen von ,zustindige Behorden®,
,Grenzkontrollstelle®, ,,amtlicher Tierarzt* und ,,Ausgangsort* gemif} Artikel 2
Nummern 5, 29, 32 bzw. 36 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of this Regulation]*.;

*ABL L...vom...,S....*

die Artikel 14, 15, 16 und 21, der Artikel 22 Absatz 2 sowie die Artikel 23, 24 und
26 werden aufgehoben bzw. gestrichen;

Artikel 27 wird wie folgt gedndert:

1)
ii)

+(2)

Absatz 1 wird gestrichen;
Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes Jahres
einen Jahresbericht tiber die Kontrollen, die die zustindige Behorde zur
Uberpriifung der Einhaltung dieser Verordnung durchgefiihrt hat. Dem Bericht
sind eine Analyse der schwersten festgestellten Midngel sowie ein Aktionsplan
zu deren Behebung beizufiigen.*;

Artikel 28 wird aufgehoben.

Artikel 151

Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 und damit zusammenhcingende

Ubergangsmafinahmen

Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 wird wie folgt geédndert:

(a)

(b)

Die Artikel 26 und 27, Artikel 28 Absitze 1 und 2 sowie Artikel 30 werden
aufgehoben bzw. gestrichen;

der einleitende Satz von Artikel 31 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
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,»(1) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission, der Behorde und den
anderen Mitgliedstaaten bis 30. Juni jedes Jahres folgende Informationen
zum vorangegangenen Kalenderjahr:*.

2. Artikel 26, Artikel 27 Absatz 1 und Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005
gelten weiter bis zu dem Datum, das in dem delegierten Rechtsakt festgelegt wird,
der gemill Absatz 3 zu erlassen ist.

3. Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemall Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt wird, ab wann die in Absatz 2 genannten Artikel 26, Artikel 27
Absatz 1 und Artikel 30 nicht mehr gelten. Dieser Zeitpunkt ist das Datum, ab dem
die entsprechenden Bestimmungen gelten, die mit den delegierten Rechtsakten
festgelegt werden, welche in Artikel 16 dieser Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 152
Anderungen der Richtlinie 2007/43/EG

Die Richtlinie 2007/43/EG wird wie folgt geédndert:

(a) Artikel 2 wird wie folgt geédndert:
1) In Absatz 1 werden die Buchstaben ¢ und d gestrichen;
i)  es wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»(3) AuBerdem gelten die Definitionen von ,zustindige Behorden® und
wamtlicher Tierarzt* gemif} Artikel 2 Nummer 5 bzw. 32 der Verordnung
(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of
this Regulation]*.;

*ABL.L...vom...,S. ...

b

(b) Artikel 7 wird wie folgt geédndert:
1) Absatz 1 wird gestrichen;
i1)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes Jahres
einen Jahresbericht {iber die Kontrollen, die die zustindige Behorde zur
Uberpriifung der Einhaltung dieser Richtlinie durchgefiihrt hat. Dem Bericht
sind eine Analyse der schwersten Verstofle beizufiigen sowie ein nationaler
Aktionsplan zur Vermeidung oder Einddmmung solcher Verstdfe in den
kommenden Jahren. Die Kommission legt den Mitgliedstaaten
Zusammenfassungen dieser Berichte vor.*.

Artikel 153
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und damit zusammenhcingende
Ubergangsmafinahmen

1. Die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 wird wie folgt geédndert:
(a) Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
1)  Buchstabe n erhilt folgende Fassung:

,h) die Begriffsbestimmung fiir ,zustindige Behorden® ist die
Begriffsbestimmung des Artikels 2 Nummer 5 der Verordnung
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(b)

(c)

(d)

(e)

(EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of this Regulation]*;

*ABL L...vom...,S....%
i)  Buchstabe o wird gestrichen;
1) Buchstabe p erhilt folgende Fassung:

»p) ,Kontrollstelle*: eine beauftragte Stelle gemidf der Definition in
Artikel 2 Nummer 38 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX
[Office of Publications, please insert number of this Regulation]*;

in Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe a werden die Worte ,,Artikel 27 Absatz 10
ersetzt durch die Worte , Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 25 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of this Regulation]*;

Artikel 27 wird wie folgt geédndert:
i)  Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die amtlichen Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung dieser
Verordnung erfolgen im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 882/2004.%;

i)  die Absitze 2 bis 14 werden gestrichen;

in Artikel 29 Absatz 1 werden die Worte ,,Artikel 27 Absatz 4 ersetzt durch
die Worte ,,Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 25 Absatz 4 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of this
Regulation]*;

Artikel 30 Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 27 und Artikel 30 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 gelten weiter
bis zu dem Datum, das in dem delegierten Rechtsakt festgelegt wird, der gemil
Absatz 3 zu erlassen ist.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemill Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt wird, ab wann die in Absatz 2 genannten Bestimmungen nicht mehr
gelten. Dieser Zeitpunkt ist das Datum, ab dem die entsprechenden Bestimmungen
gelten, die mit den delegierten Rechtsakten aufgestellt werden, welche in Artikel 23
Absatz 2 dieser Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 154
Anderungen der Richtlinie 2008/119/EG

Die Richtlinie 2008/119/EG wird wie folgt gedndert:

(a)

Artikel 2 wird wie folgt gedndert:

i)

i)

Nummer 2 wird gestrichen;
es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»AuBerdem gilt die Begriffsbestimmung von ,,zustindige Behorden® gemal
Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of this Regulation]*.;
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(b)

(©)

*ABL L...vom...,S....%

Artikel 7 wird wie folgt geédndert:

i)

ii)

Die Absitze 1 und 2 werden gestrichen;
Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes
Jahres einen Jahresbericht iiber die Kontrollen, die die zustdndige
Behorde zur Uberpriifung der Einhaltung dieser Richtlinie durchgefiihrt
hat. Dem Bericht sind eine Analyse der schwersten Verstofe beizufiigen
sowie ein nationaler Aktionsplan zur Vermeidung oder Eindimmung
solcher VerstoBe in den kommenden Jahren. Die Kommission legt den
Mitgliedstaaten Zusammenfassungen dieser Berichte vor.*;

Artikel 9 wird aufgehoben.

Artikel 155
Anderungen der Richtlinie 2008/120/EG

Die Richtlinie 2008/120/EG wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

(©)

Artikel 2 wird wie folgt geédndert:

i)

ii)

Nummer 10 wird gestrichen;
es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»2AuBerdem gilt die Begriffsbestimmung von ,,zustindige Behorden® gemal
Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of
Publications, please insert number of this Regulation]*.;

*ABL L...vom...,S....*

Artikel 8 wird wie folgt geédndert:

)

ii)

Die Absitze 1 und 2 werden gestrichen;
Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis 30. Juni jedes Jahres
einen Jahresbericht iiber die Kontrollen, die die zustindige Behorde zur
Uberpriifung der Einhaltung dieser Richtlinie durchgefiihrt hat. Dem Bericht
sind eine Analyse der schwersten VerstoBe beizufiigen sowie ein nationaler
Aktionsplan zur Vermeidung oder Einddmmung solcher VerstoBe in den
kommenden Jahren. Die Kommission legt den Mitgliedstaaten
Zusammenfassungen dieser Berichte vor.*;

Artikel 10 wird aufgehoben.

Artikel 156
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009

Die Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 wird wie folgt gedndert:

(a)

Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
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(b)

1) Buchstabe q wird gestrichen;
i1)  es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»Zusitzlich zu den Definitionen in Unterabsatz 1 gilt die Definition von
»zustindige Behorden* gemidll Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of this
Regulation]*.;

*ABL L...vom...,S....%
Artikel 22 wird aufgehoben.

Artikel 157
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009

Die Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

Artikel 3 wird wie folgt geédndert:
1) Die Nummern 10 und 15 werden gestrichen;
i)  es wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

»AuBerdem gelten die Definitionen von ,zustindige Behorden“ und
,2Durchfuhr® gemifl Artikel 2 Nummer 5 bzw. 50 der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of this
Regulation]*.;

*ABL L...vom...,S. ...
die Artikel 45, 49 und 50 werden aufgehoben.

Artikel 158
Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009

Artikel 68 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis zum 30. Juni jedes Jahres
einen endgiiltigen Bericht iiber den Umfang und die Ergebnisse der amtlichen
Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung dieser Verordnung.*;

die Absitze 2 und 3 werden gestrichen.

Artikel 159
Anderungen der Richtlinie 2009/128/EG und damit zusammenhiingende
Ubergangsmafinahmen

Die Richtlinie 2009/128/EG wird wie folgt gedndert:

(a) In Artikel 8 werden Absatz 1, Absatz 2 Unterabsatz 2 sowie die Absitze 3, 4, 6
und 7 gestrichen;

(b) Anhang II wird aufgehoben.
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Artikel 8 Absatz 1, Absatz 2 Unterabsatz 2, die Absitze 3, 4, 6 und 7 sowie
Anhang II der Richtlinie 2009/128/EG gelten weiter bis zu dem Datum, das in dem
delegierten Rechtsakt festgelegt wird, der gemél} Absatz 3 zu erlassen ist.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemi Artikel 139 zu erlassen, in
denen geregelt wird, ab wann die in Absatz 2 genannten Bestimmungen nicht mehr
gelten. Dieser Zeitpunkt ist das Datum, ab dem die entsprechenden Bestimmungen
gelten, die mit den delegierten Rechtsakten festgelegt werden, welche in Artikel 22
dieser Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 160
Anderungen der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012

Die Verordnung (EG) Nr. 1151/2012 wird wie folgt gedndert:

(a)

(b)

(©)

Artikel 36 wird wie folgt gedndert:

1) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung: ,,Inhalt der amtlichen Kontrollen*;
i1)  die Absitze 1 und 2 werden gestrichen;

iii) in Absatz 3 erhilt der einleitende Satz folgende Fassung:

»(3) Die amtlichen Kontrollen, die gemiB der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of this
Regulation]* durchgefiihrt werden, umfassen Folgendes:;

*ABL L...vom...,S....%
Artikel 37 wird wie folgt gedndert:
1) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,»(1) Hinsichtlich der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen, der geschiitzten
geografischen Angaben und der garantiert traditionellen Spezialitiiten,
die Erzeugnisse mit Ursprung in der Union bezeichnen, erfolgt die
Kontrolle der Einhaltung der Produktspezifikation vor der Vermarktung
durch

(a) die gemidB Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office
of Publications, please insert number of this Regulation] benannten
zustandigen Behorden oder

(b) die beauftragten Stellen im Sinne von Artikel 2 Nummer 38 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please
insert number of this Regulation]. “;

ii)  Absatz 3 Unterabsatz 1 wird gestrichen;

iii) in Absatz 4 werden die Worte ,,in den Absitzen 1 und 2 ersetzt durch die
Worte ,,in Absatz 2°;

die Artikel 38 und 39 werden aufgehoben.
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Artikel 161
Anderungen der Verordnung (EU) Nr. [...]/2013

Die Verordnung (EU) Nr. [...]1/2013 [Office of Publications, please insert number of the
Regulation laying down provisions for the management of expenditure relating to the food
chain, animal health and animal welfare, and relating to plant health and plant reproductive
material] wird wie folgt gedndert:

(a) Artikel 29 wird wie folgt gedndert:

)

11)

iif)

Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:
,,Referenzlaboratorien und Referenzzentren der Europédischen Union*;
Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Zur Deckung der Kosten, die ihnen im Zusammenhang mit der
Durchfithrung der von der Kommission genehmigten Arbeitsprogramme
entstehen, konnen folgenden Laboratorien und Zentren Finanzhilfen
gewihrt werden:

(a) Referenzlaboratorien der Europdischen Union gemifl Artikel 91
der Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications,
please insert number of this Regulation]*;

(b) Referenzzentren der Europiischen Union fiir
Pflanzenvermehrungsmaterial gemédf Artikel 93 der vorgenannten
Verordnung;

(c) Referenzzentren der Europidischen Union fiir Tierwohl gemil
Artikel 95 der vorgenannten Verordnung.;

*ABL L...vom...,S....%
Absatz 2 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,»a) Kosten des Personals — unabhéngig von seinem Status —, das direkt mit
Titigkeiten befasst ist, die die Laboratorien oder Zentren in ihrer
Funktion als Referenzlaboratorium bzw. Referenzzentrum der Union
durchfiihren;*;

(b) es wird folgender Artikel 29a eingefiigt:

LArtikel 29a

Akkreditierung nationaler Referenzlaboratorien fiir Pflanzengesundheit

Finanzhilfen konnen nationalen Referenzlaboratorien gemil3 Artikel 98 der
Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert
number of this Regulation] fiir Kosten gewéhrt werden, die den Laboratorien
bei der Erlangung der Akkreditierung gemif3 der Norm EN ISO/IEC 17025 fiir
die Anwendung von Methoden fiir Laboranalysen, -tests oder -diagnosen
entstehen, mit denen die Einhaltung der Bestimmungen betreffend MaB3nahmen
zum Schutz vor Pflanzenschédlingen tiberpriift werden soll.

Die Finanzhilfe kann einem einzigen nationalen Referenzlaboratorium in
jedem Mitgliedstaat fiir jedes EU-Referenzlaboratorium fiir Pflanzengesundheit
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wihrend hochstens drei Jahren nach der Benennung dieses EU-
Referenzlaboratoriums gewihrt werden. .

Artikel 162
Inkrafttreten und Geltungsbeginn

1. Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

Sofern in den Absitzen 2 bis 5 nicht anders bestimmt, gilt sie ab dem [Office of
Publications, please insert date of entry into force of this Regulation + 1 year].

2. In dem Bereich, der durch die Vorschriften gemadll Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g
geregelt ist, gilt diese Verordnung ab dem [Office of Publications, please insert date
of application of the Regulation on protective measures against pests of plants], mit
folgenden Ausnahmen:

(a) Die Artikel 91, 92, 97, 98 und 99 gelten gemil} Absatz 1;

(b) Artikel 33 Absitze 1, 2, 3 und 4, Artikel 36 Absatz 4 Buchstabe e und Absatz 5
gelten ab dem [Office of Publications, please insert date of entry into force of
this Regulation + 5 years].

3. In dem Bereich, der durch die Vorschriften gemadll Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h
geregelt ist, gilt diese Verordnung ab dem [Office of Publications, please insert date
of application of the Regulation on plant reproductive material], mit folgenden
Ausnahmen:

(a) Die Artikel 93, 94 und 97 gelten gemil} Absatz 1;

(b) Artikel 33 Absitze 1, 2, 3 und 4 gilt ab dem [Office of Publications, please
insert date of entry into force of this Regulation + 5 years).

4. Artikel 15 Absatz 1, Artikel 18 Absatz 1, die Artikel 45 bis 62 und 76 bis 84,
Artikel 150 Buchstabe b, Artikel 152 Buchstabe b Ziffer i, Artikel 154 Buchstabe b
Ziffer 1, Artikel 155 Buchstabe b Ziffer i und Artikel 156 Buchstabe b gelten ab dem
[Office of Publications, please insert date of entry into force this Regulation + 3
years).

5. Artikel 161 gilt ab dem [Office of Publications, please insert date of entry into force
of this Regulation].

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am |...]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prdisident Der Prdisident
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ANHANG I
DIE GEBIETE, AUF DIE IN ARTIKEL 2 NUMMER 45 VERWIESEN WIRD

1. Das Gebiet des Konigreichs Belgien

2. Das Gebiet der Republik Bulgarien

3. Das Gebiet der Tschechischen Republik

4. Das Gebiet des Konigreichs Ddnemark, mit Ausnahme der Faréer und Gronlands
5. Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

6. Das Gebiet der Republik Estland

7. Das Gebiet Irlands

8. Das Gebiet der Hellenischen Republik

0. Das Gebiet des Konigreichs Spanien, mit Ausnahme von Ceuta und Melilla
10. Das Gebiet der Franzosischen Republik

11. Das Gebiet der Italienischen Republik

12. Das Gebiet der Republik Zypern

13. Das Gebiet der Republik Lettland

14. Das Gebiet der Republik Litauen

15. Das Gebiet des GroBherzogtums Luxemburg

16. Das Gebiet Ungarns

17. Das Gebiet der Republik Malta

18. Das Gebiet des Konigreichs der Niederlande in Europa

19. Das Gebiet der Republik Osterreich

20. Das Gebiet der Republik Polen

21. Das Gebiet der Portugiesischen Republik

22. Das Gebiet Ruminiens

23. Das Gebiet der Republik Slowenien

24. Das Gebiet der Slowakischen Republik

25. Das Gebiet der Republik Finnland

26. Das Gebiet des Konigreichs Schweden

27. Das Gebiet des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nordirland

Fiir die Zwecke der amtlichen Kontrollen, die von den zustindigen Behorden durchgefiihrt
werden, um die Einhaltung der Vorschriften gemidl3 Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g zu
tiberpriifen, sowie der anderen amtlichen Titigkeiten, welche im Zusammenhang mit
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g durchgefiihrt werden, sind Bezugnahmen auf Drittldnder als
Bezugnahmen auf Drittlainder und die Gebiete zu lesen, die in Anhang I der Verordnung (EU)
Nr. XXX/XXXX [Office of Publications, please insert number of the Regulation on protective
measures against pests of plants] aufgefiihrt sind; Bezugnahmen auf das Gebiet der Union
sind in diesem Zusammenhang als Bezugnahmen auf das Gebiet der Union ohne die in dem
vorgenannten Anhang aufgefiihrten Gebiete zu lesen.

148



DE

ANHANG IT .
SCHULUNG DES PERSONALS DER ZUSTANDIGEN BEHORDEN

KAPITEL I: THEMENBEREICHE DER SCHULUNGEN FUR PERSONAL, DAS AMTLICHE
KONTROLLEN UND ANDERE AMTLICHE TATIGKEITEN DURCHFUHRT

1.

A

10.

11.
12.

13.

14.

Verschiedene Kontrollverfahren und -techniken, zum Beispiel Inspektionen,
Uberpriifungen, Screenings, gezielte Screenings, Probenahmen sowie Laboranalysen,
-diagnosen und -tests

Kontrollverfahren
Vorschriften gemidf Artikel 1 Absatz 2
Bewertung eines VerstoB3es gegen die Vorschriften gemif3 Artikel 1 Absatz 2

Gefahren bei der Produktion, der Verarbeitung und dem Vertrieb von Tieren und
Waren

Die verschiedenen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen, mogliche
Risiken fiir die menschliche Gesundheit und gegebenenfalls fiir die Gesundheit von
Tieren und Pflanzen, fiir das Tierwohl, fir die Umwelt sowie fiir die Identitdt und
Qualitédt von Pflanzenvermehrungsmaterial

Bewertung der Anwendung von HACCP-Verfahren und Regeln der guten fachlichen
Praxis in der Landwirtschaft

Management-Systeme, z. B. Qualititssicherungsprogramme der Unternehmer und
ithre Bewertung, sofern diese fiir die Erfiillung der Auflagen in den Vorschriften
gemdl Artikel 1 Absatz 2 relevant sind

Amtliche Bescheinigungssysteme

Vorkehrungen fiir Notsituationen, einschlieflich der Kommunikation zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission

Gerichtliche Schritte und rechtliche Aspekte amtlicher Kontrollen

Priifung schriftlichen Dokumentationsmaterials und sonstiger Aufzeichnungen —
einschlieBlich derjenigen zu vergleichenden Ringtests, Akkreditierung und
Risikobewertung —, die moglicherweise wichtig sind, um die Einhaltung der
Vorschriften gemédll Artikel 1 Absatz 2 zu bewerten; dazu konnen auch finanzielle
und kommerzielle Aspekte zihlen

Kontrollverfahren und Bestimmungen fiir den Eingang in die Union von Tieren und
Waren, die aus Drittlindern kommen

Alle sonstigen Bereiche, die notwendig sind, um die Durchfiihrung der amtlichen
Kontrollen im Einklang mit dieser Verordnung zu gewihrleisten

KAPITEL II: PRUFFELDER FUR KONTROLLVERFAHREN

1.

Aufbau der zustindigen Behorden und Beziehung zwischen den zentralen
zustdndigen Behorden und den Behorden, die von diesen mit der Durchfiihrung
amtlicher Kontrollen oder anderer amtlicher Tatigkeiten betraut wurden

Beziehung zwischen den zustindigen Behorden und den beauftragten Stellen oder
den natiirlichen Personen, die die zustindigen Behorden mit Aufgaben im
Zusammenhang mit amtlichen Kontrollen oder anderen amtlichen Tatigkeiten
beauftragt haben
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10.

11.

Beschreibung der zu erreichenden Ziele
Aufgaben, Zustindigkeiten und Pflichten des Personals

Probenahmeverfahren, Kontrollverfahren und  —techniken  (einschlieBlich
Laboranalysen, -tests und —diagnosen), Auswertung der Ergebnisse und sich daraus
ergebende Entscheidungen

Programme fiir Screenings und gezielte Screenings

Amtshilfe fiir den Fall, dass die amtlichen Kontrollen ein Tatigwerden mehrerer
Mitgliedstaaten erfordern

FolgemaBnahmen nach amtlichen Kontrollen

Zusammenarbeit mit anderen moglicherweise ebenfalls zustindigen Dienststellen
oder Abteilungen oder mit Unternehmern

Uberpriifung der Eignung von Methoden fiir Probenahmen sowie fiir Laboranalysen,
-tests und -diagnosen

Jede sonstige Titigkeit oder Information, die zur effizienten Durchfiihrung der
amtlichen Kontrollen erforderlich ist
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ANHANG II
MERKMALE DER ANALYSEMETHODEN

Die Analysemethoden und Messergebnisse sollten durch folgende Merkmale
gekennzeichnet sein:

(a) Genauigkeit (Richtigkeit und Prézision)

(b) ZweckmiBigkeit (Matrix und Konzentrationsbereich)
(c) Nachweisgrenze

(d) Bestimmungsgrenze

(e) Prizision

() Wiederholbarkeit

(g) Reproduzierbarkeit

(h) Wiederfindung

(1)  Selektivitit

(G) Empfindlichkeit

(k) Linearitit

(1) Messunsicherheit

(m) sonstige nach Bedarf ausgewéhlte Kriterien

Die Prizisionswerte gemid Nummer 1 Buchstabe e werden entweder aus einer
Ringanalyse bestimmt, die nach einem international anerkannten Protokoll fiir
Ringversuche durchgefiihrt wurde (z. B. ISO 5725 ,,Genauigkeit (Richtigkeit und
Prizision) von Messmethoden und Messergebnissen*), oder — soweit
Leistungskriterien fiir Analyseverfahren festgelegt wurden — durch Tests zur
Feststellung der FEinhaltung dieser Kriterien. Die Wiederholbarkeits- und
Reproduzierbarkeitswerte sind in international anerkannter Form anzugeben (z. B.
95 % Konfidenzbereiche nach ISO 5725 ,,Genauigkeit (Richtigkeit und Prézision)
von Messmethoden und Messergebnissen®). Die Ergebnisse aus der Ringanalyse
werden veroffentlicht oder frei zur Verfiigung gestellt.

Analysemethoden, die sich einheitlich auf verschiedene Produktgruppen anwenden
lassen, sind gegeniiber Methoden zu bevorzugen, die nur bei einzelnen Produkten
anwendbar sind.

Sind Analysemethoden nur innerhalb eines einzelnen Laboratoriums validierbar, so
sollten sie nach international akzeptierten wissenschaftlichen Protokollen oder
Leitlinien validiert werden; wurden Leistungskriterien fiir Analysemethoden
festgelegt, so sollten die Methoden durch Tests zur Feststellung der Einhaltung
dieser Kriterien validiert werden.

Im Rahmen dieser Verordnung eingefiihrte Analysemethoden sollten nach dem von
der ISO empfohlenen Standardschema editiert werden.
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ANHANG IV
ENTSPRECHUNGSTABELLE GEMASS ARTIKEL 142 ABSATZ 3

1. Verordnung (EG) Nr. 882/2004

Verordnung (EG) Nr. 882/2004

Diese Verordnung

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 1 Absatz 2
Artikel 1 Absatz 3
Artikel 1 Absatz 4

Artikel 1 Absatz 1
Artikel 1 Absatz 2
Artikel 1 Absatz 4

Artikel 2

Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 3 Absatz 5
Artikel 3 Absatz 6
Artikel 3 Absatz 7

Artikel 8 Absatz 1
Artikel 8 Absatz 4
Artikel 9

Artikel 8 Absatz 6
Artikel 8 Absatz 6
Artikel 8 Absatz 7

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, ¢, d, e, f, g
und 1

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 4 Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 4 Absatz 5 Artikel 4 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 6 Artikel 5 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 7 Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 25 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 25 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 3
Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a, b, c und f
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe d

Artikel 25 Absatz 2 Unterabsatz 1
Artikel 26 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe e Artikel 28

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 29

Artikel 5 Absatz 4 -

Artikel 6 Artikel 4 Absitze 2 und 3

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a
Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe b
Artikel 7 Absatz 2 Satz 1

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2

Artikel 7 Absatz 1
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Artikel 7 Absatz 2 Satz 2

Artikel 7 Absatz 2 Satz 3 -

Artikel 7 Absatz 3 Artikel 7 Absitze 2 und 3
Artikel 8 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h

Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a
Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe b

Artikel 11 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 3

Artikel 8 Absatz 4 -

Artikel 9 Absatz 1 Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 9 Absatz 2 Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 9 Absatz 3 Artikel 11 Absatz 2

Artikel 10 Artikel 13

Artikel 11 Absatz 1
Artikel 11 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 3
Artikel 11 Absatz 4
Artikel 11 Absatz 5

Artikel 11 Absatz 6
Artikel 11 Absatz 7

Artikel 33 Absitze 1 und 2
Artikel 33 Absatz 5
Artikel 33 Absatz 7

Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 1 und
Absatz 2

Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i
Artikel 33 Absatz 6

Artikel 12 Absatz 1
Artikel 12 Absatz 2
Artikel 12 Absatz 3

Artikel 36 Absatz 1
Artikel 36 Absatz 4 Buchstabe e
Artikel 36 Absatz 5 Buchstabe ¢

Artikel 12 Absatz 4 Artikel 38 Absatz 2
Artikel 13 Artikel 114

Artikel 14 Absatz 1 -

Artikel 14 Absatz 2 Artikel 43 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 3

Artikel 15 Absatz 1
Artikel 15 Absatz 2
Artikel 15 Absatz 3
Artikel 15 Absatz 4
Artikel 15 Absatz 5

Artikel 42 Absatz 1 Satz 1
Artikel 42 Absitze 2 und 4
Artikel 42 Absitze 2 und 4

Artikel 45 Absatz1 Buchstabed und
Absatz 2 Buchstabe b sowie Artikel 52
Absatz 3 Satz 1

Artikel 16 Absatz 1
Artikel 16 Absatz 2
Artikel 16 Absatz 3 Satz 1
Artikel 16 Absatz 3 Satz 2

Artikel 43 Absatz 1
Artikel 42 Absatz 1 Satz 2
Artikel 43 Absatz 2
Artikel 33 Absatz 6
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Artikel 17 Absatz 1 erster Gedankenstrich Artikel 57 Absatz 1

Artikel 17 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich Artikel 54 Absatz 1, Absatz 2 Buchstabe a
und Absatz 3 sowie Artikel 56 Absatz 1

Artikel 17 Absatz 2 -

Artikel 18 Artikel 63 Absitze 1, 2 und 3
Artikel 19 Absatz 1 Artikel 64 Absitze 1 und 3
Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 65

Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe b Artikel 64 Absatz 5
Artikel 19 Absatz 3 Artikel 64 Absatz 4
Artikel 19 Absatz 4 Artikel 6

Artikel 20 Artikel 69

Artikel 21 Absatz 1 Artikel 70 Absatz 1
Artikel 21 Absatz 2 Artikel 67

Artikel 21 Absatz 3 Artikel 64 Absatz 1
Artikel 21 Absatz 4 Artikel 64 Absatz 4

Artikel 22

Artikel 84 Buchstabe d

Artikel 23 Absatz 1
Artikel 23 Absatz 2
Artikel 23 Absatz 3
Artikel 23 Absatz 4

Artikel 71 Absatz 1

Artikel 71 Absatz 2 und Artikel 72

Artikel 71 Absatz 3
Artikel 71 Absatz 2

Artikel 23 Absatz 5 Artikel 71 Absatz 4 Buchstabe a

Artikel 23 Absatz 6 Artikel 71 Absatz 2 Buchstabe ¢ und
Absatz 4 Buchstabe b

Artikel 23 Absatz 7 Artikel 72

Artikel 23 Absatz 8 Artikel 72

Artikel 24 Absatz 1 Artikel 73 Absatz 1

Artikel 24 Absatz 2 Artikel 55

Artikel 24 Absatz 3 Artikel 44

Artikel 24 Absatz 4 Artikel 74

Artikel 25 Absatz 1 -
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe a -

Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe b Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe ¢
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe ¢ Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe d Artikel 46 Buchstaben ¢ und d sowie Artikel

75 Absatz 1 Buchstaben e und k

Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe e -
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe f Artikel 68
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe g Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe h
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Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe h

Artikel 44 Absatz 2 Buchstabe b

Artikel 26

Artikel 76 Absatz 1

Artikel 27 Absatz 1
Artikel 27 Absatz 2
Artikel 27 Absatz 3
Artikel 27 Absatz 4
Artikel 27 Absatz 5
Artikel 27 Absatz 6
Artikel 27 Absatz 7
Artikel 27 Absatz 8
Artikel 27 Absatz 9
Artikel 27 Absatz 10
Artikel 27 Absatz 11

Artikel 76 Absatz 2
Artikel 77
Artikel 79 Absatz 1

Artikel 81 Absatz 2
Artikel 82 Absatz 1

Artikel 81 Absatz 1

Artikel 27 Absatz 12 Satz 1 Artikel 83
Artikel 27 Absatz 12 Satz 2 -
Artikel 28 Artikel 84
Artikel 29 -
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 86

Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe c
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe e
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe f
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe g
Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe a
Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 30 Absatz 3

Artikel 89 Buchstabe a

Artikel 87 Absatz 2

Artikel 89 Buchstaben b und f
Artikel 89 Buchstabe ¢

Artikel 89 Buchstabe d

Artikel 89 Buchstabe e

Artikel 88 Absatz 1 Buchstabe e
Artikel 88 Absatz 1 Buchstabe c

Artikel 31

Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe a
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe ¢
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe e
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe f
Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe a
Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe ¢
Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe d

Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe a
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe c
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe d
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe e
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe g

Artikel 92 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢

Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe h
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe d
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe g
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Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe e
Artikel 32 Absatz 3

Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe a
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe b
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe c
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe d
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe e
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe f
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe g
Artikel 32 Absatz 4 Buchstabe h
Artikel 32 Absatz 5

Artikel 32 Absatz 6

Artikel 32 Absatz 7

Artikel 32 Absatz 8 Satz 1
Artikel 32 Absatz 8 Satz 2
Artikel 32 Absatz 9

Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe d
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe a
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe c
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe d
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe d
Artikel 7

Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe e
Artikel 92 Absatz 2 Buchstabe j Ziffer iii
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe e
Artikel 91 Absatz 3 Buchstabe f
Artikel 97 Absatz 1

Artikel 97 Absatz 2

Artikel 97 Absatz 3

Artikel 97 Absatz 4

Artikel 33 Absatz 1
Artikel 33 Absatz 2
Artikel 33 Absatz 3
Artikel 33 Absatz 4
Artikel 33 Absatz 5
Artikel 33 Absatz 6
Artikel 33 Absatz 7

Artikel 98 Absatz 1
Artikel 99 Absatz 1
Artikel 98 Absatz 2
Artikel 98 Absatz 4
Artikel 98 Absatz 5
Artikel 99 Absatz 2

Artikel 34 Absatz 1
Artikel 34 Absatz 2
Artikel 34 Absatz 3

Artikel 100 Absatz 1
Artikel 100 Absitze 1 und 2
Artikel 100 Absatz 3

Artikel 35 Absatz 1
Artikel 35 Absatz 2
Artikel 35 Absatz 3
Artikel 35 Absatz 4

Artikel 101 Absatz 1
Artikel 101 Absatz 4
Artikel 101 Absatz 2

Artikel 36 Absatz 1

Artikel 36 Absatz 2 Satz 1

Artikel 36 Absatz 2 Satz 2

Artikel 36 Absatz 3 Unterabsatz 1
Artikel 36 Absatz 3 Unterabsatz 2
Artikel 36 Absatz 3 Unterabsatz 3 Satz 1
Artikel 36 Absatz 3 Unterabsatz 3 Satz 2
Artikel 36 Absatz 4

Artikel 102 Absatz 1 Buchstabe ¢
Artikel 102 Absatz 2

Artikel 102 Absatz 3 Satz 1
Artikel 102 Absatz 3 Buchstabe ¢
Artikel 102 Absatz 3 Buchstabe b
Artikel 102 Absatz 3 Buchstabe a
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Artikel 37 Absatz 1

Artikel 103 Absatz 1

Artikel 37 Absatz 2 Artikel 103 Absatz 2
Artikel 38 Absatz 1 Artikel 104 Absatz 1
Artikel 38 Absatz 2 Artikel 104 Absatz 2 Buchstabe c
Artikel 38 Absatz 3 Artikel 104 Absatz 3
Artikel 39 Absatz 1 Artikel 105 Absatz 1
Artikel 39 Absatz 2 Artikel 105 Absatz 2
Artikel 40 Absatz 1 Artikel 106 Absatz 1
Artikel 40 Absatz 2 -

Artikel 40 Absatz 3 Artikel 106 Absatz 2
Artikel 40 Absatz 4 -

Artikel 41 Artikel 107 Absatz 1

Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe a
Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe ¢

Artikel 109 Absatz 2
Artikel 109 Absatz 3

Artikel 42 Absatz 2 Artikel 108 Absatz 2

Artikel 42 Absatz 3 Artikel 109 Absatz 2

Artikel 43 Absatz 1 Satz 1 Artikel 110 Unterabsatz 1
Artikel 43 Absatz 1 Satz 2 Artikel 110 Unterabsatz 2
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe a -

Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 110 Buchstaben a und b
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe ¢ Artikel 110 Buchstaben b und ¢
Artikel 43 Absatz 1 Buchstaben d bis j -

Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe k Artikel 110 Buchstabe d
Artikel 43 Absatz 2 -

Artikel 44 Absatz 1 Artikel 112 Absatz 1

Artikel 44 Absatz 2 -

Artikel 44 Absatz 3 Artikel 112 Absatz 1

Artikel 44 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 Artikel 113 Absatz 1

Artikel 44 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 2 Artikel 113 Absatz 2

Artikel 44 Absatz 5 -

Artikel 44 Absatz 6 Artikel 113 Absatz 1

Artikel 45 Absatz 1 Artikel 115 Absitze 1, 2 und 4
Artikel 45 Absatz 2 -

Artikel 45 Absatz 3 Artikel 116

Artikel 45 Absatz 4 Artikel 117

Artikel 45 Absatz 5 Artikel 118

Artikel 45 Absatz 6 -

157



DE

Artikel 46 Absatz 1 Satz 1
Artikel 46 Absatz 1 Satz 2
Artikel 46 Absatz 1 Satz 3
Artikel 46 Absatz 2
Artikel 46 Absatz 3
Artikel 46 Absatz 4
Artikel 46 Absatz 5
Artikel 46 Absatz 6
Artikel 46 Absatz 7

Artikel 119 Absatz 1
Artikel 119 Absatz 4
Artikel 119 Absatz 2
Artikel 119 Absatz 3
Artikel 120

Artikel 121
Artikel 122

Artikel 47 Absatz 1
Artikel 47 Absatz 2
Artikel 47 Absatz 3
Artikel 47 Absatz 4
Artikel 47 Absatz 5

Artikel 124 Absatz 1 Buchstaben a bis e

Artikel 124 Absatz 2

Artikel 124 Absatz 1 Buchstaben f und g

Artikel 48 Absatz 1

Artikel 48 Absatz 2

Artikel 48 Absatz 3

Artikel 48 Absatz 4

Artikel 48 Absatz 5 Satz 1
Artikel 48 Absatz 5 Sétze 2 und 3

Artikel 125 Absatz 1
Artikel 125 Absatz 2

Artikel 126 Absitze 1 und 2

Artikel 126 Absatz 3

Artikel 126 Absatz 3 Buchstabe f

Artikel 49

Artikel 128

Artikel 50

Artikel 51 Absatz 1
Artikel 51 Absatz 2
Artikel 51 Absatz 3

Artikel 129 Absitze 1 und 2

Artikel 129 Absatz 3

Artikel 52 Artikel 123

Artikel 53 Artikel 111

Artikel 54 Absatz 1 Artikel 135 Absatz 1

Artikel 54 Absatz 2 Artikel 135 Absatz 2

Artikel 54 Absatz 3 Artikel 135 Absatz 3

Artikel 54 Absatz 4 Artikel 103 Absatz 1

Artikel 54 Absatz 5 Artikel 84 Absatz 1 Buchstaben a und c

Artikel 55 Absatz 1
Artikel 55 Absatz 2

sowie Artikel 135 Absatz 4

Artikel 136 Absatz 1
Artikel 136 Absatz 1

Artikel 56 Absatz 1

Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe a

Artikel 137 Absatz 1
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Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe b

Artikel 137 Absatz 2

Artikel 57 bis 61

Artikel 62 Artikel 141
Artikel 63 Absatz 1 -
Artikel 63 Absatz 2 Artikel 23

Artikel 64 Unterabsatz 1
Artikel 64 Nummer 1

Artikel 138 Absatz 1
Artikel 138 Absatz 1

Artikel 64 Nummer 2 Artikel 138 Absatz 2
Artikel 65 -
Artikel 66 -
Artikel 67
Anhang I Anhang I
Anhang II Anhang II
Anhang II1 Anhang III
Anhang IV -
Anhang V -
Anhang VI Artikel 78 und Artikel 79 Absatz 2
Anhang VII -
Anhang VIII -
2. Richtlinie 96/23/EG
Richtlinie 96/23/EG Diese Verordnung
Artikel 1 -
Artikel 2 Buchstabe a Artikel 16
Artikel 2 Buchstabe b -
Artikel 2 Buchstabe ¢ Artikel 16
Artikel 2 Buchstabe d Artikel 2 Nummer 5
Artikel 2 Buchstabe e Artikel 16
Artikel 2 Buchstabe f Artikel 36 Absatz 1
Artikel 2 Buchstabe g -
Artikel 2 Buchstabe h Artikel 16
Artikel 2 Buchstabe i -
Artikel 3 Artikel 8 Absiatze 1l und 2, Artikel 16,

Artikel 107 Absatz 1 und Artikel 111

Artikel 4 Absatz 1
Artikel 4 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 107
Absatz 2 und Artikel 112
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Artikel 5

Artikel 109 Absidtze 2 und 3, Artikel 112

Absatz 1 Buchstabea und Artikel 108
Absatz 2

Artikel 6 Artikel 16 Buchstaben a und b

Artikel 7 Artikel 108 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 1 -

Artikel 8 Absatz 2 -

Artikel 8 Absitze 3, 4 und 5 Artikel 10, 112 und 113

Artikel 9 Buchstabe A -

Artikel 9 Buchstabe B -

Artikel 10 Artikel 14

Artikel 11 Absétze 1 und 2
Artikel 11 Absatz 3

Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 9

Artikel 16 Buchstabe ¢ sowie Artikel 134
und 135

Artikel 12 Absatz 1
Artikel 12 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 4
Artikel 14

Artikel 13 Artikel 16 Buchstabe ¢ sowie Artikel 134
und 135

Artikel 14 Absatz 1 Artikel 98 und 99

Artikel 14 Absatz 2 Artikel 91

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 16 Buchstaben a und b

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 33 Absatz 7

Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 3
Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 1
Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2
Artikel 15 Absatz 3 Unterabsitze 1, 2 und 3
Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 4

Artikel 33 Absatz 7

Artikel 34 Absatz 3

Artikel 16 Buchstabe ¢ und Artikel 135
Titel II Kapitel V Abschnitt III

Artikel 16 Absatz 1

Artikel 16 Absitze 2 und 3

Artikel 103 Absatz 1, Artikel 106 Absatz 1
und Artikel 135

Artikel 16 Buchstabe ¢ und Artikel 135

Artikel 17 Artikel 16 Buchstabe ¢ und Artikel 135
Artikel 18 Artikel 16 Buchstabe ¢ und Artikel 135
Artikel 19 Artikel 135 Absatz 4

Artikel 20 Absatz 1

Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 1
Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 2
Artikel 20 Absatz 2 Unterabsitze 3 und 4
Artikel 20 Absatz 2 Unterabsitze 5 und 6
Artikel 21

Titel IV

Artikel 104 Absitze 1 und 2
Artikel 104 Absatz 3

Artikel 106 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 106 Absatz 2

Artikel 115, 116 und 118
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Artikel 22 Artikel 134

Artikel 23 Artikel 16 Buchstabe ¢ und Artikel 135

Artikel 24 Absitze 1 und 2 Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe d, Artikel 16
Buchstabe ¢ sowie Artikel 134 und 135

Artikel 24 Absatz 3 Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe d, Artikel 16
Buchstabe ¢ und Artikel 135

Artikel 25 Artikel 16 Buchstabe ¢ sowie Artikel 135
Absatz 2

Artikel 26 Artikel 6

Artikel 27 Artikel 136

Artikel 28 Artikel 136

Artikel 29 Absitze 1 und 2 Artikel 124, 125, 126 und 128

Artikel 29 Absatz 3 Titel II Kapitel V Abschnitt II

Artikel 29 Absatz 4 Artikel 112 Absatz 1

Artikel 30 Absitze 1 und 2 Titel II Kapitel V Abschnitt 111

Artikel 30 Absatz 3 Artikel 128 Absatz 3

Artikel 31 Titel II Kapitel VI

Artikel 33 Artikel 141

Artikel 34 Artikel 16 Buchstaben a und b

Artikel 35 -

Artikel 36 -

Artikel 37 -

Artikel 38 -

Artikel 39 -

Anhang I Artikel 16 Buchstaben a und b

Anhang II Artikel 16 Buchstaben a und b

Anhang II1 Artikel 16 Buchstaben a und b

Anhang IV Artikel 16 Buchstaben a und b

3. Richtlinien 89/662/EWG und 90/425/EWG

Richtlinie 89/662/EWG Diese Verordnung

Artikel 1 ,

Artikel 2 Nummern 1, 2 und 3 -

Artikel 2 Nummer 4 Artikel 2 Nummer 5

Artikel 2 Nummer 5 Artikel 2 Nummer 32

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsitze 1 und 2 -

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 3 Artikel 8 Nummer 1

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 4 Artikel 134 Absidtze 2 und 3 sowie
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Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3

Artikel 135

Artikel 4 Absatz 1 Satz 1

Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich
Artikel 4 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich
Artikel 4 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 1 sowie Artikel 9, 134 und
135

Artikel 8 Absatz 6 Buchstabe a

Artikel 136

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 1
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 2
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 5 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a, b und d

Artikel 8
Artikel 134 Absitze 2 und 3

Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe ¢ Artikel 8 Absatz 7
Artikel 5 Absitze 4 und 5 -

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 47

Artikel 6 Absatz 2 -

Artikel 7 Absatz 1 Titel IV und Artikel 135
Artikel 7 Absatz 2 -

Artikel 8 Absatz 1
Artikel 8 Absatz 2
Artikel 8 Absatz 3

Titel IV
Artikel 6 und Artikel 135 Absatz 3
Artikel 135 Absatz 4

Artikel 9

Artikel 10
Artikel 11

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 9, 13 und 14

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16 Absatz 1
Artikel 16 Absatz 2
Artikel 16 Absatz 3

Artikel 112 Absatz 1

Artikel 112 Absatz 2

Artikel 17

Artikel 141

Artikel 18

Artikel 141

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 22

Artikel 23

162

DE



DE

Anhang A

Anhang B -
Richtlinie 90/425/EWG Diese Verordnung
Artikel 1 -
Artikel 2 Nummern 1 bis 5 -
Artikel 2 Nummer 6 Artikel 2 Nummer 5
Artikel 2 Nummer 7 Artikel 2 Nummer 32

Artikel 3 Absitze 1 und 2
Artikel 3 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 4

Artikel 8, Artikel 134 Absitze 2 und 3 sowie
Artikel 135

Artikel 4 Absatz 1
Artikel 4 Absatz 2
Artikel 4 Absatz 3

Artikel 8

Artikel 136

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 1
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 2

Artikel 5 Absatz1 Buchstabe b Zifferi
Unterabsatz 1

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i
Unterabsatz 2

und iv
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a Unterabsatz 1

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a Unterabsitze
2und 3

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 5 Absatz 3

Artikel 8
Artikel 134 Absitze 2 und 3

Artikel 8

Artikel 8 Absatz 7

Artikel 6 -

Artikel 7 Absatz 1 Artikel 47

Artikel 7 Absatz 2 -

Artikel 8 Absatz 1 Titel IV und Artikel 135

Artikel 8 Absatz 2 -

Artikel 9 Absatz 1 Titel IV

Artikel 9 Absatz 2 Artikel 6 und Artikel 135 Absatz 3
Artikel 9 Absatz 3 Artikel 135 Absatz 4

Artikel 9 Absatz 4 -

Artikel 10 -

163

DE



Artikel 11 Artikel 3 Absatz 1
Artikel 12 -
Artikel 13 Artikel 9, 13 und 14
Artikel 14 -
Artikel 15 -
Artikel 16 -
Artikel 17 Artikel 141
Artikel 18 Artikel 141
Artikel 19 Artikel 141
Artikel 20 Artikel 130, 131, 132 und 133
Artikel 21 -
Artikel 22 Absatz 1 Artikel 112 Absatz 1
Artikel 22 Absatz 2 -
Artikel 22 Absatz 3 Artikel 112 Absatz 2
Artikel 23 -
Artikel 24 -
Artikel 26 -
Artikel 27 -
Anhang A -
Anhang B -
Anhang C -
4, Richtlinien 97/78/EG und 91/496/EWG

Richtlinie 97/78/EG Diese Verordnung
Artikel 1 ,
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 2 Nummer 17
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b Artikel 2 Nummer 46
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe ¢ Artikel 2 Nummer 47
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d Artikel 2 Nummer 48
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f Artikel 2 Nummer 27
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g Artikel 2 Nummer 29
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe h -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe i -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe | -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe k Artikel 2 Nummer 5

DE

164

DE



DE

Artikel 3 Absitze 1 und 2

Artikel 3 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 4
Artikel 3 Absatz 5

Artikel 45 Absatz 1

Artikel 14 sowie  Artikel 54 Absatz 1,
Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3

Artikel 55
Artikel 45 Absitze 2 und 3 sowie Artikel 56

Artikel 4 Absatz 1
Artikel 4 Absatz 2

Artikel 4 Absitze 3 und 4

Artikel 4 Absatz 5

Artikel 47 Absatz 4

Artikel 47 Absdtze 1, 2 und 3 sowie
Artikel 50

Artikel 50

Artikel 5 Absatz 1

Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe b und
Absatz 4

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 56 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 48 Absitze 2 und 3

Artikel 5 Absatz 4 Artikel 56

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Absatz 1 Artikel 62 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Absatz 2 Artikel 62 Absatz 2

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b -

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 57 und 60

Artikel 6 Absatz 3 Artikel 61

Artikel 6 Absatz 4 Artikel 58 Absatz 1 und Artikel 61 Absatz 3
Artikel 6 Absatz 5 -

Artikel 6 Absatz 6 Artikel 58 Absatz 2, Artikel 60 Absatz 3,

Artikel 61 Absatz 5, Artikel 62 Absiitze 2
und 4

Artikel 7 Absatz 1

Artikel 48 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 2 Artikel 47 Absidtze 1, 2 und 3 sowie
Artikel 50

Artikel 7 Absatz 3 Artikel 55

Artikel 7 Absatz 4 Artikel 48  Absatz 2,  Artikel 53  und
Artikel 54 Absatz 4

Artikel 7 Absatz 5 -

Artikel 7 Absatz 6 Artikel 50 und 56

Artikel 8 Absatz 1 -

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 8 Absitze 3, 4,5, 6 und 7

Artikel 75 Absatz 2

Artikel 9

Artikel 49 Buchstaben b und ¢

Artikel 10 Absétze 1, 2 und 4

Artikel 10 Absatz 3

Artikel 52 Absatz 2

165

DE



Artikel 11

Artikel 49 Buchstabe d

Artikel 12 Artikel 46 Buchstabe h und Artikel 75
Absatz 1 Buchstabe k

Artikel 13 Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe ¢

Artikel 14 -

Artikel 15 Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe h

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe c
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe e
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe f
Artikel 16 Absatz 2
Artikel 16 Absatz 3
Artikel 16 Absatz 4

Artikel 46 Buchstabe d
Artikel 46 Buchstabe e
Artikel 46 Buchstabe ¢
Artikel 46 Buchstabe g
Artikel 46 Buchstabe a
Artikel 46 Buchstabe b

Artikel 75 Absatz 1 Buchstaben c und

Artikel 17 Absatz 1
Artikel 17 Absatz 2
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a erster

Gedankenstrich

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a zweiter

Gedankenstrich

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 17 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 4

Artikel 64 Absatz 5
Artikel 64 Absitze 1, 2 und 3

Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe b sowie

Artikel 67 und 70

Artikel 66 Absatz 1 Buchstabe a

Artikel 67
Artikel 63 Absitze 4, 5 und 6

Artikel 17 Absatz 5 Artikel 64 Absatz 3, Artikel 67 und
Artikel 84 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 17 Absatz 6 -

Artikel 17 Absatz 7 Artikel 63  Absatz 6,  Artikel 68  und
Artikel 70 Absatz 3

Artikel 18 Artikel 62 Absatz 2

Artikel 19 Absatz 1 Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe g

Artikel 19 Absatz 2 Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe a

Artikel 19 Absatz 3 Artikel 62  Absatz3  Buchstabea und
Artikel 62 Absatz 4

Artikel 20 Absatz 1 Artikel 63

Artikel 20 Absatz 2

Artikel 22 Absatz 1

166

DE



Artikel 22 Absatz 2
Artikel 22 Absatz 3
Artikel 22 Absatz 4
Artikel 22 Absatz 5
Artikel 22 Absatz 6
Artikel 22 Absatz 7

Artikel 65

Artikel 24
Artikel 24 Absatz 3

Artikel 63 Absétze 4, 5 und 6
Artikel 71 und 128

Artikel 25 Absatz 1
Artikel 25 Absatz 2
Artikel 25 Absatz 3

Artikel 100 bis106
Artikel 6

Artikel 26 Artikel 129 Absitze 5 und 6
Artikel 27 Artikel 4 Absitze 2 und 3 sowie Artikel 129
Absitze 1 und 6
Artikel 28 -
Artikel 29 -
Artikel 30 -
Artikel 31 -
Artikel 32 -
Artikel 33 -
Artikel 34 -
Artikel 35 -
Artikel 36 -
Anhang I Anhang I
Anhang II Artikel 62
Anhang II1 Artikel 50
Richtlinie 91/496/EWG Diese Verordnung
Artikel 1 -
Artikel 2 Absatz 1 -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 2 Nummer 46
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b Artikel 2 Nummer 47
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe ¢ Artikel 2 Nummer 48
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d -
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e Artikel 2 Nummer 27
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f Artikel 2 Nummer 29

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a

DE

Artikel 54 Absatz 1 und Absatz 2

167 DE



DE

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer i

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer ii
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 3 Absatz 2

Buchstabe a sowie Artikel 56 Absatz 1

Buchstabe b
Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 64 Absatz 2

Artikel 54  Absatz2  Buchstabe b
Absatz 4 sowie Artikel 55

Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 55

und

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 47 Absitze 1und 2 sowie Artikel 50

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 47 Absdtze 1, 3 und 4 sowie
Artikel 50

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 49 Buchstabe ¢

Artikel 4 Absatz 4 Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 4 Absatz 5 Artikel 4 Absidtze 2 und 3, Artikel 49
Buchstabe ¢ und Artikel 50

Artikel 5 Artikel 53, Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe b

und Absatz4, Artikel 55, Artikel 56
Absatz1 Buchstabea und Artikel 64
Absatz 1

Artikel 6 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe ¢
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe d

Artikel 6 Absatz 3

Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe ¢
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe d
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe e
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe f
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe g

Artikel 62 Absitze 1 und 2
Artikel 62 Absatz 1
Artikel 57

Artikel 62
Absatz 4

Artikel 58

Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c

Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 62 Absatz 3
Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 62 Absatz 3
Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 62 Absatz 3
Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe e

Absatz3 Buchstabea und

Artikel 6 Absatz 4 Artikel 57 und Artikel 58 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 5 Artikel 58 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 1 erster Gedankenstrich Artikel 48 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe b, Artikel 54
Absatz 4 und Artikel 56

Artikel 7 Absatz 1 dritter Gedankenstrich Artikel 48 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 2 Artikel 56

168

DE



Artikel 7 Absatz 3

Artikel 8

Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 9 Artikel 49 Buchstabe d
Artikel 10 Artikel 64 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 1 Artikel 63

Artikel 11 Absatz 2

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 64, 66 und 67

Artikel 12 Absatz 2 Artikel 64 Absatz 3, Artikel 67 und
Artikel 84 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 12 Absatz 3 Artikel 68, Artikel 69 Absatz3 und
Artikel 70 Absatz 3

Artikel 12 Absatz 4 -

Artikel 12 Absatz 5 -

Artikel 13 Artikel 62 Absatz 2

Artikel 14 -

Artikel 15 Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 16 Artikel 52

Artikel 17 Artikel 6

Artikel 17a -

Artikel 18 Absatz 1 -

Artikel 18 Absatz 2 Artikel 65

Artikel 18 Absatz 3
Artikel 18 Absatz 4
Artikel 18 Absatz 5
Artikel 18 Absatz 6
Artikel 18 Absatz 7
Artikel 18 Absatz 8

Artikel 19

Artikel 115 und 116

Artikel 20

Artikel 100 bis106

Artikel 21

Artikel 129 Absitze 5 und 6

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

169

DE



Artikel 30

Artikel 31 -
Anhang A Artikel 62
Anhang B Artikel 64 Absatz 2
5. Richtlinie 96/93/EG
Richtlinie 96/93/EG Diese Verordnung
Artikel 1 -
Artikel 2 Absatz 1 Artikel 2 Nummer 22
Artikel 2 Absatz 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 3 Absatz 5

Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe b
Artikel 87 Absatz 3 Buchstaben a und b
Artikel 88 Absatz 1 Buchstabe a
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b
Artikel 89

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 87 Absatz2 Buchstabea und
Artikel 88 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 88 Absatz 1 Buchstabe b
Artikel 4 Absatz 3 Artikel 88 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 5 Artikel 88 Absatz 2
Artikel 6 Artikel 128
Artikel 7 Artikel 141
Artikel 8 -
Artikel 9 -
Artikel 10 -
6. Richtlinie 89/608/EWG
Richtlinie 89/608/EWG Diese Verordnung
Artikel 1 -
Artikel 2 -
Artikel 3 Titel IV
Artikel 4 Titel IV
Artikel 5 Titel IV
Artikel 6 Titel IV
Artikel 7 Titel IV

DE

170 DE



Artikel 8

Titel IV

Artikel 9

Titel IV

Artikel 10

Artikel 7 und Titel IV

Artikel 11

Artikel 12

Titel IV

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 7 und Titel IV

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

7. Entscheidung 92/438/EWG

Entscheidung 92/438/EWG

Diese Verordnung

Artikel 1 Artikel 130 bis 133
Artikel 2 -

Artikel 3 Artikel 130 bis 133
Artikel 4 Artikel 130 bis 133
Artikel 5 Artikel 130 bis 133
Artikel 6 Artikel 62 Absatz 3 Buchstabe f
Artikel 7 -

Artikel 8 -

Artikel 9 -

Artikel 10 -

Artikel 11 -

DE

171

DE



DE

Artikel 12

Artikel 13 -
Artikel 14 -
Artikel 15 -
Anhang [ Artikel 130 bis 133
Anhang II Artikel 130 bis 133
Anhang II1 Artikel 130 bis 133

172

DE



	Titel I  Gegenstand, Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen
	Titel II  Amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten   in den Mitgliedstaaten
	Kapitel I  Zuständige Behörden
	Kapitel II  Amtliche Kontrollen
	Kapitel III  Übertragung bestimmter Aufgaben der zuständigen Behörden
	Kapitel IV  Probenahmen, Analysen, Tests und Diagnosen
	Kapitel V  Amtliche Kontrollen bei Tieren und Waren, die in die Union verbracht werden
	ABSCHNITT I  TIERE UND WAREN, DIE KEINEN BESONDEREN AMTLICHEN KONTROLLEN AN DER GRENZE UNTERLIEGEN
	ABSCHNITT II  AMTLICHE KONTROLLEN BEI TIEREN UND WAREN AN GRENZKONTROLLSTELLEN
	ABSCHNITT III  MASSNAHMEN BEI DEM VERDACHT AUF EINEN VERSTOSS ODER BEI TATSÄCHLICHEN VERSTÖSSEN IM ZUSAMMENHANG MIT TIEREN UND 
	Kapitel VI  Finanzierung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten
	Kapitel VII  Amtliches Bescheinigungsverfahren
	Titel III  Referenzlaboratorien und  zentren
	Titel IV  Amtshilfe und Zusammenarbeit
	TITEL V  Pläne und Berichte
	Titel VI  Tätigkeiten der Union
	Kapitel I  Kommissionskontrollen
	Kapitel II  Bedingungen für den Eingang von Tieren und Waren in die Union
	Kapitel III  Schulung des Personals der zuständigen Behörden
	Kapitel IV  Informationsmanagementsysteme
	Titel VII  Durchsetzung
	Kapitel I  Maßnahmen der zuständigen Behörden und Sanktionen
	Kapitel II  Durchsetzungsmaßnahmen der Union
	Titel VIII  Gemeinsame Bestimmungen
	Kapitel I  Verfahrensbestimmungen
	Kapitel II  Übergangs- und Schlussbestimmungen

